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Editorial

Der Blick zurück

Liebe Leserinnen und Leser,

wir befinden uns gegenwärtig in epochalen weltpolitischen Umbrüchen. Geopoliti-
sche Konflikte spiegeln sich mehr denn je auch im Sicherheitsrat, in der Generalver-
sammlung und an anderen Orten in den Vereinten Nationen wider. Der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine oder die jüngste Gewalteskalation im Nahen Os-
ten sind nur zwei prominente Beispiele, die tiefe Spuren im internationalen System 
hinterlassen. Um die aktuellen Entwicklungen in den Vereinten Nationen besser 
einordnen zu können, kann ein Blick in die Geschichte der Weltorganisation durch-
aus hilfreich sein. Historische Ereignisse, so einst die Gründung der Vereinten Na-
tionen im Jahr 1945, prägten die Weltgeschichte maßgebend und legten den Grund-
stein für jene Weltordnung, die sich nun seit einiger Zeit im Umbruch befindet. 
Diese Grundsteine wurden von zahlreichen Persönlichkeiten geprägt, die in San 
Francisco, New York oder anderswo zugegen waren und gewiss ihren wichtigen 
Beitrag zur heutigen UN – ob an den Amtssitzen oder im Feld – geleistet haben. Die 
Autorinnen und der Autor gehen in diesem Heft auf ausgewählte Wegmarken, Ent-
wicklungen und Persönlichkeiten in der Entstehungsgeschichte der UN ein. Diese 
sollen helfen, die aktuellen Umbrüche in einen größeren zeithistorischen Kontext zu 
stellen, einzuordnen und einen klaren Blick nach vorne zu richten.

Vor 70 Jahren beendete der erste UN-Generalsekretär Trygve Lie seine Amtszeit. 
Kirsten Haack zeigt auf, dass Lie trotz des aufkommenden Ost-West-Konflikts fä-
hig war, das Amt erfolgreich und grundsätzlich zu definieren. Für die gegenwärtige 
internationale Lage erkennt die ehemalige langjährige Leiterin des Büros für die 
›New York Times‹ bei den UN in New York, Barbara Crossette, – historisch be-
trachtet – keine wirklich neue Krisenqualität für die UN. Lise Howard widmet sich 
dem diesjährigen 75. Jahrestag der UN-Friedenssicherung: Die UN-Blauhelme ha-
ben in der Vergangenheit empirisch belegbar dazu beigetragen, dass Konfliktpartei-
en eine politische Einigung erzielten und der Übergang von Krieg zu Frieden gelang. 
Doch mittlerweile erscheint die Friedenssicherung als ein Relikt der Geschichte. 
Jan Lüdert widmet sich der Entstehung des UN-Treuhandsystems, die Einblicke in 
Kontinuitäten und Veränderungen von souveränen Staaten bietet, und offenbart die 
UN als Forum für normative und materielle Auseinandersetzungen.

Ich wünsche eine anregende Lektüre mit kosmopolitischen Einblicken sowie 
besinnliche Feiertage.  

Dr. Patrick Rosenow, 
Leitender Redakteur

Neben dem Online-Angebot auf der Webseite der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN  
www.zeitschrift-vereinte-nationen.de finden Sie regelmäßig aktuelle Kurzbeiträge zu 
UN-Themen auf den Themenportalen der DGVN unter frieden-sichern.dgvn.de, menschen-
rechte-durchsetzen.dgvn.de, nachhaltig-entwickeln.dgvn.de sowie auf unserem Debattenportal 
unter dgvn.de/un-debatte/ zu verschiedenen Schwerpunktthemen.
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Trygve Lies unmöglichster  
Job der Welt
Der erste UN-Generalsekretär Trygve Lie beendete seine Amtszeit vor 70 Jahren. Oftmals als unqua-
lifiziert und relativ erfolglos bewertet, zeigt sich ein Vergleich mit seinen Nachfolgern, dass dies 
keineswegs der Fall ist. Trotz der Probleme, die der beginnende Ost-West-Konflikt aufwarf, war Lie in 
der Lage, das Amt erfolgreich zu definieren.

»Der unmöglichste Job der Welt« – die 
Worte, mit denen Trygve Lie im Jahr 
1953 seinen Nachfolger Dag Hammar

skjöld begrüßte, beschreiben bis heute noch das 
Amt des UN-Generalsekretärs wie auch Lies Zeit 
als erster Amtsinhaber. Im Vergleich zu seinem 
Nachfolger, dem durch seine Erfolge in der Frie-
denssicherung wie auch durch seinen tragischen 
Tod im Amt weitaus mehr Aufmerksamkeit gezollt 
wird, ist Lie bis heute weniger populär – sowohl in 
der Geschichte der Vereinten Nationen wie auch in 
der wissenschaftlichen Aufarbeitung der Organi-
sation und des Amtes. James Muldoon folgerte 
dementsprechend in einer der wenigen biografischen 
Analysen, dass das Problem nicht sei, dass die Ge-
schichte Lie gegenüber nicht freundlich eingestellt, 
sondern dass sie ihm gegenüber vielmehr gleichgül-
tig sei.1 Anthony Gaglione hat in der ›Partners for 
Peace‹-Serie, die sich in sechs Bänden mit den Amts-
zeiten der einzelnen Generalsekretäre auseinander-
setzt, wenig zur Person Lie zu sagen. Er bestätigt 
zwar, dass Lies Amtszeit dem Ost-West-Konflikt 
zum Opfer wurde, jedoch schreibt er diesen Miss-
erfolg der Unfähigkeit Lies zu, diese politischen 

Dr. Kirsten Haack        
ist Associate Professor in 
Internationaler Politik mit dem 
Schwerpunkt Internationale 
Organisationen an der Northum-
bria University in Newcastle, 
England. 

  kirsten.haack@northumbria.ac.uk

   1  James P. Muldoon Jr., The House That Trygve Lie Built. Ethical Challenges as the First UN Secretary-General, in: Kent J. Kille (Ed.), The UN 
Secretary-General and Moral Authority, Washington, D.C. 2007.

   2  Anthony Gaglione, The United Nations Under Trygve Lie, 1945–1953, Lanham, Maryland 2004.
   3  D.J. Markwell, Review, The English Historical Review, 108. Jg., 426/1992, S. 157–160.
   4  Thomas G. Weiss et al., UN Voices. The Struggle for Development and Social Justice, UN Intellectual History Project Series, Bloomington, 

Indiana 2005.

Entwicklungen erfolgreich zu manövrieren. Dem-
nach ist die Kritik, die am Generalsekretär ausge-
übt wurde, durchaus Lie als Person zuzuschreiben 
und nicht den politischen Ereignissen der Zeit.2 
Weitaus kritischer zeigte sich James Barros in sei-
ner im Jahr 1989 veröffentlichten Biografie. Barros 
ist weitgehend »polemisch denn sachlich, stellt Lie 
im schlechtesten Licht dar und versucht selten, [sei-
ne Analyse von Lies] Charakter oder die Bilanz sei-
ner Amtszeit zu belegen«. Lie wird als »mittel
mäßig, amateurhaft, ehrgeizig, eitel, verwaltungs- 
technisch inkompetent, temperamentvoll, faul, naiv, 
ohne Prinzipien, verlogen und effektiv als Hand-
langer der Sowjetunion« dargestellt.3 Ebenso ne
gativ bewertet Brian Urquhart, Lies Assistent, den 
Generalsekretär als mittelmäßig, gar erbärmlich; 
als eine Person ohne moralische Autorität, die für 
den Job intellektuell ungeeignet war, wohl aber ihr 
Bestes gab.4 Lies starker Akzent im Englischen und 
fehlende Französischkenntnisse werden hier oft 
gleichzeitig mit mangelnder Vorstellungskraft und 
intellektueller Fähigkeit erwähnt. Dies musste auch 
Ban Ki-moon erfahren.

Diesem negativen Bild stehen neuere Analysen 
gegenüber, die sich ausdrücklich dem Ausbau des 
Amtes in den ersten Jahren widmen und Lies Rolle 
in diesem Prozess als durchaus positiv bewerten. 
Obwohl Kommentatoren im Allgemeinen anerken-
nen, dass es für den Amtsinhaber schwierig ist, den 
Ansprüchen der Mitgliedstaaten zu genügen und 
das Amt zwischen den Rollen eines Generals und 
eines Sekretärs auszuüben, werden Lie auch hier 
Klischees wie die des Kompromisskandidaten zu-
gewiesen und somit Schwächen unterstellt. Die Re-
formen, die im Jahr 2016 zur Wahl des derzeitigen 

Foto: Privat
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Aus Ihrer historischen Perspektive und im Zuge der 
wachsenden globalen Herausforderungen: Erleben wir 
derzeit die größte Krise der Vereinten Nationen?

Nein. Die Vereinten Nationen standen von Anfang an vor 
großen Herausforderungen. Hier ging es vor allem um Fragen 
über Krieg und Frieden, mit denen sich ein gespaltener 
Sicherheitsrat beziehungsweise die Generalversammlung 
auseinandersetzen mussten. Der Wirtschafts- und Sozialrat 
(Economic and Social Council – ECOSOC) hatte mit ideologi-
schen und kulturellen Spaltungen im Zuge von unterschiedli-
chen globalen Nord-Süd- und Ost-West-Ansichten zu kämpfen 
und hat dennoch überlebt. Die heutigen Fortschritte in den 
globalen Medien haben dazu beigetragen, ein größeres Wissen 
über die Vereinten Nationen zu verbreiten, wenn auch nicht 
immer Verständnis für Unterschiede. Dies hat die Vereinten 
Nationen zu einer bemerkenswert vielfältigen Gemeinschaft 
und Umgebung gemacht. Ich wage hinzuzufügen, dass die 
weit verbreitete Verwendung der englischen Sprache dazu 
beigetragen hat.

Was denken Sie, warum gibt es die Vereinten Nationen noch?

Die Vereinten Nationen sind keine monolithische, speziali-
sierte Institution wie ihre ›Cousins‹, etwa die Weltbank oder 
der Internationale Währungsfonds (IWF). Im besten Fall 
spiegeln die Vereinten Nationen die Welt als Ganzes wider, 
die alle Klassen, Bildungsniveaus, Reichtum oder Armut 
umfassen kann. Nach dem, was ich im Laufe der Jahre von 
den Vereinten Nationen gesehen habe, ist ihr Amtssitz in New 
York nach wie vor ein Anziehungspunkt für unzählige 
Reisegruppen und Einzelpersonen aus vielen Ländern, die sie 
als zentrale Institution in dieser vielfältigen Welt sehen und 
sie besser kennenlernen wollen.

Unter welchen Bedingungen haben die Vereinten Nationen 
eine Zukunft?

Solange es existenzielle Bedrohungen für den Planeten und 
alle Arten von Leben auf ihm gibt, einschließlich weitreichen-
der Umweltzerstörung, Pandemien und grenzüberschreiten-
der Kriminalität – mit dem allgegenwärtigen Schreckgespenst 
einer nuklearen Katastrophe, das über allem schwebt –, 
bleiben die Vereinten Nationen eine Art ›Ersthelferin‹. Aller- 
dings ist sie immer auf die Unterstützung der Mitgliedstaaten 
angewiesen, da diese ihre kollektiven ›Chefs‹ sind und bis auf 
Weiteres bleiben.

Drei Fragen an 
Barbara Crossette

Barbara Crossette   
ist unter anderem langjährige Redakteurin und 
Autorin für den Blog über die UN ›PassBlue‹. In 
den Jahren 1994 bis 2001 war sie Korresponden-
tin zu den Vereinten Nationen für ›The Nation‹ 
und Leiterin des UN-Büros für die ›New York 
Times‹.   FOTO: PRIVAT

Generalsekretärs eingeführt wurden, sowie die 
Bilanz von Lies sieben Nachfolgern bieten jedoch 
die Gelegenheit einer Neubewertung des ersten 
Generalsekretärs und des »unmöglichsten Jobs 
der Welt«.

Die Benennung zum UN-Generalsekretär

Lie begann seine Amtszeit am 1. Februar 1946. Er 
wird allgemein als Kompromisskandidat bezeich-
net, da er weder die erste Wahl der USA noch der 
Sowjetunion war und zunächst für die Rolle des 
Präsidenten der Generalversammlung vorgeschla-
gen wurde, jedoch die Wahl verlor. Der Bezug auf 
einen Kompromiss hat sich als eine problematische 
Grundlage der Erwartungen gegenüber dem Amts-
inhaber sowie seiner Amtslegitimät und Kompe-
tenz bewiesen: zum einen, da es den Eindruck ver-
mittelt, der Kandidat sei notwendigerweise zweite 
oder gar dritte Wahl; und zum anderen, da dies 
somit auch eine unzureichende Befähigung unter-
stellt, ob dies zutreffen mag oder nicht. Wenn man 
Kommentatoren wie Barros glauben mag, so ist 
dies jedoch auch durchaus der Fall. In der Tat ist 
die Personenbeschreibung der Rolle sehr vage und 
die Gründer beschränkten sich auf Umschreibun-
gen wie ein »Mann von hoher Bedeutung und Er-
rungenschaft«,5 ein Politiker anstelle eines Diplo-
maten6 und idealerweise von einer Mittelmacht. 

Im Vergleich zu seinen Amtsnachfolgern wie auch 
anderen Kandidaten und Generalsekretären der di-
versen UN-Organisationen war Lie weder unty-
pisch noch unqualifiziert. Seine Mutter leitete eine 
Pension, in der Arbeiter aus ganz Europa Unter-
kunft fanden. In diesem Umfeld wurde Lie mit den 
Interessen der Arbeiterklasse und den Ideen des 
Sozialismus konfrontiert. Lie fand früh Zugang 
zur Politik als er mit 16 Jahren seinem Lehrer half, 
dessen Wahl für die Arbeiterpartei zu organisieren 
und schließlich die Jugendgruppe der Partei grün-
dete. Er studierte Jura an der Universität Oslo und 
arbeitete nach seinem Abschluss als Assistent des 
Parteisekretärs. Bereits im Jahr 1919 fand sich Lies 
Name auf einer Liste von 400 bekannten Bolsche-
wisten. Im Jahr 1921 begleitete er eine norwe
gische Delegation nach Moskau.7 Diese politische 
Verbindung hatte zur Folge, dass Lie sehr lange im 
Westen als der Sowjetunion freundlich gesinnt und 
daher als suspekt betrachtet wurde; während dies 
für die Sowjetunion ausreichte, Lie als potenziellen 
Kandidaten für die Generalsekretärsstelle zu se-
hen. Er selbst hatte sich schon früh dem Sozialis-
mus abgewandt und betrachtete dessen Ideale eher 
pragmatisch.

Lies Berufslaufbahn verlief ähnlich wie von vie-
len seiner Zeitgenossen wie auch Nachfolger in  
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den Führungsetagen der Vereinten Nationen. Im 
Jahr 1922 wurde er juristischer Berater des ›Arbei-
dernes faglige Landsorganisasjon‹, dem Gewerk-
schaftsdachverband Norwegens. Im Jahr 1935 
wurde er ins norwegische Parlament gewählt und 
bekleidete im Zuge dessen diverse Ministerposten, 
unter anderem für die Themen Handel, Industrie, 
Schifffahrt und Fischerei sowie Justiz. Nachdem 
die norwegische Regierung mit König Haakon VII 
im Jahr 1940 nach London ins Exil zog, wurde Lie 
ein Jahr später zum Außenminister benannt. Diese 
Rolle behielt er weiterhin inne, nachdem die Regie-
rung im Jahr 1945 nach Norwegen zurückkehrte. 
So wurde Lie im Januar 1946 Mitglied der nor
wegischen Delegation in der ersten Sitzung der 
UN-Generalversammlung. Lediglich der derzeiti-
ge Amtsinhaber António Guterres (seit 2017) so-
wie Ban Ki-moon (2007–2016) und Trygve Lie 
konnten vor ihrem Amtsantritt als Generalsekre-
tär Ministererfahrungen vorweisen; U Thant, Kurt 
Waldheim und Javier Pérez de Cuéllar waren Di
plomaten, während Dag Hammarskjöld Staatsse-
kretär war und Kofi Annan als einziger Generalse-
kretär aus dem UN-Sekretariat selbst stammte.

In der Tat sind ehemalige Staats- oder Regie-
rungsoberhäupter weiterhin selten unter den Gene-
ralsekretären der UN-Organisationen zu finden; 
weitaus häufiger werden ehemalige Diplomaten 
oder Politiker mit Ministerialrang in die Rolle des 
Generalsekretärs berufen. Ein Studium der Rechts-
wissenschaft ist dem Großteil der General- und 
Untergeneralsekretäre in den Vereinten Nationen 
gemeinsam. Ebenso gemeinsam am Zeitpunkt der 
Amtseinstellung ist eine bestehende Beziehung mit 
den Vereinten Nationen, sei es als Botschafter oder 
als Konferenzdelegierter. Mit anderen Worten: Wer 
in den Kreisen der Vereinten Nationen sichtbar 
wird, findet sich eher auf einer Liste von möglichen 
Kandidaten für Führungspositionen als Außensei-
ter.8 Als Außenminister Norwegens im Exil fehlte 
es Lie weder an Erfahrung, politische Interessen zu 
navigieren9, noch an Wissen bezüglich multilatera-
ler Politik, auch wenn er sich zunächst mit nationa-
ler Politik auseinandergesetzt hatte.

Lie beendete seine erste Amtszeit als UN-Gene-
ralsekretär im Jahr 1950 und wurde nicht formell 

in eine zweite Amtszeit berufen, da die Sowjetunion 
in Reaktion zu seiner Korea-Politik ein Veto ein-
legte. Stattdessen verlängerte die Generalversamm-
lung Lies Amtszeit. Lie sah sich jedoch durch die 
Opposition der Sowjetunion stark eingeschränkt, 
insbesondere in der Vermittlung zwischen den 
Großmächten, und entschloss sich, vom Amt vor-
zeitig zurückzutreten. Demnach ist ein Kompro-
misskandidat nicht notwendigerweise ein Miss
erfolg. Kompromiss bedeutet hier Befürwortung 
durch Konsens gegenläufiger Interessen; wohin
gegen der Verlust dieser Unterstützung, insbeson-
dere der Großmächte, eindeutig schwerwiegender 
für den Amtsinhaber und dessen Handlungsraum 
ist. Dies musste auch Boutros Boutros-Ghali erfah-
ren, dessen zweite Amtszeit von den USA abgelehnt 
wurde. 

Ausbau der Verwaltung

Der Beginn von Lies Amtszeit war neben Friedens- 
und Sicherheitsproblemen zunächst von prakti-

   5  UN Doc. A/RES/11(1) v. 24.1.1946; Ellen Jenny Ravndal, The Appointment of Trygve Lie as the First UN Secretary-General, One World Trust, Nr. 3, 
Mai 2016.

   6  Ellen Jenny Ravndal, ›A Force for Peace‹: Expanding the Role of the UN Secretary-General Under Trygve Lie, 1946–1953, Global Governance,  
23. Jg., 3/2017, S. 443–459.

   7  James Barros, Trygve Lie and the Cold War: The UN Secretary-General Pursues Peace, 1946–1953, DeKalb, Illinois 1989.
   8  Dag Hammarskjöld war Teil der schwedischen Delegation in der Generalversammlung in den Jahren 1951 und 1952; U Thant war unter anderem 

Botschafter von 1957 bis 1961; Kurt Waldheim war Botschafter; Javier Perez de Cuellar nahm ebenso an der ersten Generalversammlung teil und 
war später Botschafter, Sonderbeauftragter und Untergeneralsekretär.

   9  Muldoon Jr., The House That Trygve Lie Built, a.a.O. (Anm. 1).

UN-Generalsekretär Trygve Lie kurz vor der Aufzeichnung einer Rundfunksendung 
für die UN Correspondence Association im Juni 1950 mit Briefen, die er täglich von 
Menschen und Institutionen erhielt.   UN Photo: MB
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schen Problemen bestimmt: Es galt, Personal ein-
zustellen, einen Standort zu finden und Regelungen 
und Prozesse auszuarbeiten. Trotz des Potenzials, 
hier erfolgreich Führung zu demonstrieren sowie 
die Rolle des Generalsekretärs auszubauen, domi-
niert Lies Beitrag zur Friedens- und Sicherheitspo-
litik die Analysen seiner Amtszeit, entsprechend 
den politischen Entwicklungen der Zeit und der 
Bedeutung, die diesem Bereich insgesamt zugewie-
sen wird. Dies ist ungeachtet der Tatsache, dass der 
Großteil der Aktivitäten der Vereinten Nationen 
im sozialen und wirtschaftlichen Bereich liegen. So 
sind Lies Aktivitäten in diesem Bereich weniger be-

kannt und bedürfen weiterer Forschung. Muldoon 
beschreibt nur sehr kurz, dass Lie Armut als ein 
Problem des Friedens sah und dass er angesichts 
extrem limitierter Budgets nur ein relativ kleines 
Programm zur technischen Hilfe aufbauen konnte. 
Dass aber hier mehr Analyse zum Verständnis der 
Person and dessen Amtszeit beitragen kann, zeigt 
ein Beispiel der Geschlechtergleichstellung. Von der 
Kommission für die Rechtsstellung der Frau (Com-
mission on the Status of Women – CSW) beauf-
tragt, die Gleichstellung des UN-Personals zu prü-
fen, veranlasste Lie, die Personalregel 29 zu ändern, 
indem er den Begriff des (männlichen) ›Haushalts-
vorstands‹, dem besondere beziehungsweise höhere 
Zahlungen als Frauen zugewiesen wurden, ent-
fernte und Kinderbeiträge für Frauen und Männer 
ausglich. Er befürwortete zudem, dass die Frage 
der Gleichstellung dem Fünften Ausschuss der Ge-
neralversammlung für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen zugerechnet werden sollte, um so die 
Gleichstellung zu einem integralen Teil der Orga
nisation zu machen anstatt diese in der CSW als 
›Frauenproblem‹ auszulagern. Dieses wurde von 
Mitgliedstaaten bis zum Jahr 1970 abgelehnt.10 

Obwohl das Personalwesen des Sekretariats direkt 
dem Generalsekretär unterliegt, zeigte sich bald, 
dass die Großmächte die Entscheidungsfreiheit Lies 
durch stark detaillierte Vorgaben sowie durch den 
Anspruch, ihre Staatsbürger einzustellen, stark 

eingeschränkt hatten. Zudem führten Zeitdruck 
und eine hektische Gründungszeit dazu, dass die 
hehren Ziele der neuen internationalen Bürokratie 
nicht voll umgesetzt werden konnten. Mit anderen 
Worten wurde das Einstellungsverfahren nicht be-
folgt, sodass das Sekretariat stark von Briten und 
Amerikanern dominiert wurde. Im Jahr 1952 schlug 
Lie eine Reorganisation vor, die jedoch nie umge-
setzt wurde.11

Kontrovers war Lies Bereitschaft, dem Wunsch 
der amerikanischen Regierung nachzukommen, po-
tenzielle Kommunistinnen und Kommunisten un-
ter den amerikanischen Staatsbürgern zu identifi-
zieren. Lie kooperierte und kündigte zudem UN- 
Bediensteten, die ihr verfassungsgemäßes Recht 
zur Aussage verweigerten, was dazu führte, dass er 
Wohlwollen und Unterstützung des Sekretariats 
verlor.

Friedens- und Sicherheitspolitik

Lies Erfolg oder Misserfolg wird letztendlich durch 
seine Handlungen in der Friedens- und Sicherheits-
politik bemessen. Hier geht es vor allem um die 
sogenannte ›politische‹ Dimension der Rolle und 
die Fähigkeit des Generalsekretärs, die Großmäch-
te in den ersten Jahren des Ost-West-Konflikts zu 
navigieren sowie die eng umschriebene Stelle so 
auszufüllen, dass sie sowohl den politischen Pro
blemen wie auch den Erwartungen der Mitglied-
staaten gerecht wird. Die Rolle des Generalsekre-
tärs wird im Wesentlichen in den Artikeln 97, 98 
und 99 beschrieben; während Artikel 33 indirekt 
die Involvierung in der Verhandlung und Media
tion von Konflikten des Generalsekretärs voraus-
setzt. Gemäß Artikel 97 ist der Generalsekretär 
der höchste Verwaltungsbeamte (chief administra-
tor) der Organisation, während Artikel 98 die Rol-
le erweitert und dem Generalsekretär gestattet, an 
allen Sitzungen der Generalversammlung, des Si-
cherheitsrats und des Wirtschafts- und Sozialrats 
teilzunehmen. Die Gründungsstaaten der Verein-
ten Nationen sahen jedoch den Generalsekretär 
nicht in dem gleichen Sinne wie den Generalsekre-
tär des Völkerbunds, dessen Amt einzig als Ver-
waltung konzipiert war. Stattdessen wurde dem 
UN-Generalsekretär eine politische Rolle durch 
Artikel 99 zugewiesen, mit dessen Kraft dieser die 
Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats auf jede Ange-
legenheit lenken kann, die er als eine Gefährdung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 

10  Kirsten Haack, Women’s Access, Representation and Leadership in the United Nations, London 2022.
11  Ellen Jenny Ravndal, In the Beginning: Secretary-General Trygve Lie and the Establishment of the United Nations, Bristol 2024 (im Erscheinen).

Kontrovers war Lies Bereitschaft potenzielle 
Kommunistinnen und Kommunisten unter den 
amerikanischen Staatsbürgern zu identifizieren.
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ansieht. In Theorie wie auch Praxis ist die Span-
nung zwischen dem verwaltungstechnischen und 
politischen Aspekt der Rolle Fokus der Kritik; so-
wohl von Seiten der Mitgliedstaaten wie auch Kom-
mentatoren. Als erster Generalsekretär sah sich Lie 
somit sowohl im Zentrum dieser Kritik und hatte 
das Bedürfnis, zur Lösung von Krisen beizutragen. 
Lie setzte hier eine Reihe von Präzedenzfällen, die 
den Handlungsraum des Generalsekretärs wie auch 
dessen Beziehung zum Sicherheitsrat klärten.

Lies Führungsstil wird in der Fachliteratur mehr 
als Visionär denn als Manager beschrieben.12 Er 
sah sich selbst nicht ausschließlich als Verwalter, 
der gegenüber den Mitgliedstaaten unterwürfig und 
ohne Initiative ist. Der visionäre Führungsstil be-
schreibt vielmehr Generalsekretäre, die davon aus-
gehen, Einfluss zu haben, diesen auch nutzen wol-
len und dabei gelegentlich auch die Grenzen der 
Rolle überschreiten, und sie prägt ein starker Glau-
be an den Supranationalismus. Lie selbst formu-
lierte seinen Führungsstil und seine -ziele als einen 
Mittelweg. In seiner Autobiografie schrieb er: »Der 
Generalsekretär, so wird gesagt, sollte mehr ein 
General als ein Sekretär sein – aber wo waren diese 
Abgrenzungen? Daher war ich von Anfang an dazu 
geneigt, einen Mittelweg zu nehmen – einen prag-
matischen und aufgeschlossenen Ansatz. Ich hörte 
allen Beratern zu und ließ mich von Niemanden 
leiten. Ich hatte keinen ausgearbeiteten Plan, die 
politische Autorität des Generalsekretärs zu entwi-
ckeln, aber ich war entschlossen, dass der General-
sekretär eine Kraft für den Frieden sein sollte.«13

Er setzte sich drei Ziele: erstens, zu demonstrie-
ren, dass die UN die Lösung regionaler Konflikte 
unterstützen können; zweitens, dass die Organisa-
tion zwischen den USA und der Sowjetunion ver-
mitteln kann, und drittens, dass der Generalsekre-
tär als Hüter der UN-Charta deren Ideale bewahren 
kann. So beschreibt Ellen Jenny Ravndal UN-Ge-
neralsekretär Lie als einen Entwickler von Institu-
tionen, dessen wesentliches Anliegen die Erhaltung 
und – soweit wie möglich – der Ausbau der Orga-
nisation war.14 In diesem Sinne argumentierte Lie 
nicht nur für die Aufnahme weiterer Staaten, son-
dern verfolgte auch kontroverse Maßnahmen, wie 
die Kooperation mit den USA in der Identifizierung 
von amerikanischen Kommunisten im Sekretariat.

Lies erste Intervention und somit der erste Prä-
zedenzfall im Jahr 1946 bezog sich auf die fortlau-
fende Präsenz der Sowjetunion im Norden Irans 
und der Bitte Irans an den Sicherheitsrat, den Fall 

zu diskutieren. Die Sowjetunion hatte, entgegen 
ihres Abkommens, Iran nicht nach dem Krieg ver-
lassen und forderte, dass die Ölgewinnung von  
beiden Staaten gemeinsam geregelt werde. Der Si-
cherheitsrat folgte zunächst der Aufforderung und 
vertagte die weitere Diskussion am 4. April 1946. 
Am 15. April verkündete die Regierung Irans, dass 
sie mit der Sowjetunion ein Abkommen getroffen 
habe und somit das Thema nicht länger der Auf-
merksamkeit des Sicherheitsrats bedurfte. Austra-
lien, Ägypten, Brasilien, Mexiko, die Niederlande, 
die USA und das Vereinigte Königreich stimmten 
jedoch nicht dem Vorschlag der Sowjetunion zu 
und bestanden darauf, dass sich der Sicherheitsrat 
weiterhin mit dem Thema beschäftigen sollte. Mit-
hilfe juristischer Berater verfasste Lie ein Memo-
randum, in dem er argumentierte, dass der Sicher-
heitsrat nicht Themen auf der Tagesordnung be- 
lassen könnte, wenn der Konflikt zwischen den 
Parteien gelöst sei. Lies Intervention überraschte 
die Mitglieder des Sicherheitsrats und wurde nega-
tiv bewertet. Lie war der Ansicht, dass Artikel 99 
dem Generalsekretär das Recht zuwies, den Rat in 
Wort und Schrift zu adressieren, wenn er es als an-
gemessen ansehe. Lie war darauf bedacht, dies zu 
formalisieren, was sowohl der Sicherheitsrat wie 

auch andere UN-Organisationen umsetzten.
Ebenso konnte Lie das Recht des Generalsekre-

tärs, sich zum Thema zur Erweiterung der Mit-
gliedschaft und Anerkennung spezifischer Mit-
gliedstaaten zu äußern, festlegen, und leitete von 
Artikel 99 das Recht ab, Untersuchungsausschüsse 
einzusetzen. Dies waren keineswegs Versuche, die 
Rolle zu erweitern, sondern vielmehr der Versuch, 
bereits vorhandene Befugnisse zu klären und anzu-
erkennen sowie die Beziehung zwischen Generalse-
kretär und Sicherheitsrat zu klären.15

Lie war stets darauf bedacht, die Organisation 
als Plattform für die Vermittlung und Schlichtung 
von Konflikten zu etablieren. Er argumentierte, dass 
der Marshallplan unter der Schirmherrschaft der 

12  Kent J. Kille, From Manager to Visionary. The Secretary-General of the United Nations, New York 2006.
13  Trygve Lie, In the Cause of Peace. Seven Years With the United Nations, New York 1954.
14  Ravndal, In the Beginning, a.a.O. (Anm. 11).
15  Ebd.

Lies Führungsstil wird in der Fachliteratur 
mehr als Visionär denn als Manager  
beschrieben.
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Seventy years ago, Trygve Lie, the first UN Secretary-General, left office less 
than half way through a second term. By revisiting his time in office by way 
of comparison with his successors, we can provide alternative accounts of 
Lie’s tenure. While Lie was equally as qualified and experienced as his 
contemporaries and successors, the emerging political context of the Cold 
War posed novel challenges that his successors did not experience. Lie set 
a range of procedural and substantive precedence in shaping the role of 
Secretary-General – the chief administrator.
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Vereinten Nationen umgesetzt werden könne, und 
bot den USA und der Sowjetunion Vermittlungs-
hilfe in der Blockade Berlins an, die jedoch abge-
lehnt wurde. Im Falle Palästinas zeigten sich dann 
die Grenzen dieser Ambitionen. Lie war optimis-
tisch, dass das Potenzial der Vereinten Nationen 
hier zum Vorschein treten könne, da der Konflikt 
noch nicht dem Ost-West-Konflikt zum Opfer ge-
fallen war. Er wollte die Fähigkeit der UN testen, 
regionale Konflikte zu lösen. Lie sah Israel als sein 
»Kind« und engagierte sich sehr stark für Israels 
UN-Mitgliedschaft, sodass er generell als zionis-
tisch betrachtet wurde. Nachdem das Vereinigte 
Königreich die Palästinafrage an die Vereinten Na-
tionen übergeben hatte, war Lie darauf bedacht, 
diese schnell und effektiv zu lösen, da er den Ruf, 
wenn nicht sogar das Überleben der Organisation 
vom Erfolg in dieser Angelegenheit abhängig sah. 
Nachdem die Generalversammlung eine Kommis-
sion zur Teilung Palästinas einrichtete, verfolgte 
Lie aktiv dessen Umsetzung und fand sich im Kon-
flikt mit der amerikanischen Regierung.

Im April 1950 veröffentlichte Lie sein Friedens-
memorandum, in dem er ein Zwanzigjahrespro-
gramm für die Friedenssicherung der Vereinten 
Nationen darlegte.16 Dazu gab es jedoch nur eine 
geringe Resonanz, da nur wenige Tage später der 
Krieg in Korea begann und hier zum ersten Mal 

Artikel 99 angewandt wurde. Lie beriet den Rat 
zur Situation, den die Sowjetunion weiterhin be-
streikte. Und nachdem die militärische Interven
tion der USA von einer Resolution unterstützt wur-
de, setzte sich Lie das Ziel, diese mit Hilfe der 
Vereinten Nationen zu untermauern.17 Dies wurde 
von der Sowjetunion als ein Verlust der Neutralität 
des Generalsekretärs gesehen und er verlor somit 
die Unterstützung der Großmacht, was letztend-
lich zu Lies Rücktritt führte.

Ein unmöglicher Job

Die Rolle des Generalsekretärs ist eindeutig eine 
politische, und dies gilt nicht nur aus der Perspek-
tive der Handlungsmöglichkeiten, die dem Amts
inhaber per UN-Charta zur Verfügung stehen, 
sondern auch in der Art und Weise, wie die Mit-
gliedstaaten die Rolle definieren. Damit tragen die 
Mitgliedstaaten und insbesondere die Großmächte 
wesentlich zum Erfolg oder Misserfolg des Gene-
ralsekretärs bei, wie auch Robert Barnes argumen-
tierte: »Die Amtszeit von Trygve Lie endete daher 
mit der offensichtlichen Akzeptanz [...], dass es 
wünschenswert sei, dass das Amt [...] im wesentli-
chen administrativen Charakter habe. So waren es 
die wichtigsten in Dumbarton Oaks vertretenen 
Staaten, die ihre ursprüngliche Position bezüglich 
der politischen Rolle des Generalsekretärs aufgege-
ben hatten.«18

Gleichermaßen ist ein erfolgreicher Amtsinha-
ber ein solcher, der sich weder in einer unterwür
figen, ausschließlich verwaltungstechnischen Rolle 
oder etwa in einer dominanten Position versteht. 
Erwartungen, dass ein Generalsekretär eine Krise 
erfolgreich zur Zufriedenheit aller lösen kann, 
scheinen unrealistisch. Letztlich begrenzt die Tat-
sache, dass nur wenig bekannt ist, inwiefern Lie 
zur Entwicklung der Organisation in Bereichen au-
ßerhalb der Friedenssicherung beitrug, weiterhin 
eine Bewertung von Lies Amtszeit. Als Fazit müs-
sen daher Lies Bemühungen, die Rolle des General-
sekretärs sowie die Rolle der Vereinten Nationen 
in politischen Krisen zu definieren, als positiv be-
wertet werden.

16  Harry S. Truman Library, »Memorandum of Points for Consideration in the Development of a 20-Year Program for Achieving Peace Through the 
United Nations« by Trygve Lie, 20.4.1950, www.trumanlibrary.gov/library/research-files/memorandum-points-consideration-development-20- 
year-program-achieving-peace

17  Muldoon Jr., The House That Trygve Lie Built, a.a.O. (Anm. 1).
18  Robert Barnes, Chief Administrator or Political ›Moderator‹? Dumbarton Oaks, the Secretary-General and the Korean War, Journal of Contem-

porary History, 54. Jg., 2/2019, S. 347–367.
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UNwirksame  
Friedenssicherung?
Das Versprechen der UN-Friedenstruppen, unparteilich zu sein und sich an einem Konflikt nicht zu 
beteiligen, hat in der Vergangenheit dazu beigetragen, dass Konfliktparteien eine politische Eini-
gung erzielten und der Übergang von Krieg zu Frieden gelang. Doch zum 75. Jahrestag der UN-
Friedenssicherung erscheint die Friedenssicherung als ein Relikt der Geschichte.

Der Konflikt, der gegenwärtig zwischen Isra
elis und Palästinensern ausgetragen wird, 
reicht zurück bis zur Gründung des Staates 

Israel sowie der UN-Friedenssicherung. Die UN-
Generalversammlung hatte in den Jahren 1948/ 
1949 die Gründung des Staates Israel anerkannt 
und beauftragte die erste internationale Mission 
der Vereinten Nationen damit, den Waffenstill-
stand zwischen Israel und seinen Nachbarstaaten 
zu beobachten und aufrechtzuerhalten, »bis eine 
friedliche Regelung der künftigen Situation Paläs-
tinas erreicht ist.«1 Diese Mission dauert bis heute 
an, und das Jahr 2023 markiert den 75. Jahrestag 
des Beginns der Friedenssicherung der Vereinten 
Nationen.

Seitdem haben die Vereinten Nationen 71 Missi-
onen beschlossen. Gleichwohl wurde seit dem Jahr 
2014 – also seit fast zehn Jahren – keine große neue 
Friedensmission mehr initiiert.2 In den vergange-
nen zehn Jahren wurde sowohl das Budget der 
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   1  United Nations Truce Supervision Organization (UNTSO), untso.unmissions.org/learn-more-about-untso
   2  UN Peacekeeping, List of Peacekeeping Operations 1948–2020, peacekeeping.un.org/sites/default/files/un_peacekeeping_operation_list_3_2.pdf
   3  Wakako Maekawa, Strategic Deployment of UN Political Missions to Replace UN Peacekeeping Operations: The Demand and Supply Sides of 

Transition Logic, International Peacekeeping, 30. Jg., 1/2023, S. 62–96; Andrew E. Yaw Tchie, Generation Three and a Half Peacekeeping: 
Understanding the Evolutionary Character of African-led Peace Support Operations, African Security Review, 9.8.2023,  
doi.org/10.1080/10246029.2023.2237482

   4  UN, Fifth Committee Approves $6.37 Billion Budget for 12 Peacekeeping Missions from July 2021 to June 2022, Concluding Resumed Session, 
29.6.2021, www.un.org/press/en/2021/gaab4368.doc.htm

   5  Watson Institute, Costs of War, watson.brown.edu/costsofwar/figures

Friedenstruppen reduziert als auch deren Truppen-
stärke und blieb auf niedrigem Niveau stehen, ob-
wohl viele Konflikte weiter andauern und sich ver-
schärfen. In einigen Staaten – etwa in Afghanistan, 
Äthiopien, Jemen, Kolumbien, Libyen, Sudan oder 
Venezuela – fanden wichtige politische Ereignisse 
statt, doch die UN-Friedenstruppen waren weder 
an den diplomatischen Bemühungen zur Beendi-
gung dieser Konflikte beteiligt noch leisteten sie 
Unterstützung bei bedeutenden Übergangsprozes-
sen. Zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen, 
die in den vielen Jahren zur Friedenssicherung 
durchgeführt wurden, verdeutlichen, dass die UN-
Friedenssicherungsmaßnahmen wirksam sind.3 In 
diesen Regionen aber wurden keine Friedenssiche-
rungsmaßnahmen ergriffen sondern andere, nicht 
UN-mandatierte Maßnahmen durchgeführt. Als 
wirksam erwiesen hat sich die Friedenssicherung 
bei der Unterstützung von Regimetransitionen, der 
Beilegung von Bürgerkriegen, dem Wiederaufbau 
staatlicher Institutionen, der Verringerung von Ge-
walt inmitten eines Krieges, der Verhinderung ei-
nes erneuten Aufflammens von Gewalt, dem Schutz 
von Zivilpersonen und der Verringerung sexueller 
und geschlechtsspezifischer Gewalt im Krieg. Dar-
über hinaus ist die Friedenssicherung kostengüns-
tig,4 insbesondere im Vergleich zu anderen Formen 
der Intervention wie etwa der Aufstandsbekämp-
fung.5 Warum entsenden die Vereinten Nationen 
dann keine neuen Friedenssicherungseinsätze mehr?

Die UN-Friedenssicherung ist, erstens, auf die 
politische und finanzielle Unterstützung der USA 

Foto: privat
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und die Einigkeit der fünf ständigen Mitglieder im 
UN-Sicherheitsrat – China, Frankreich, Russland, 
die USA und das Vereinigte Königreich (Permanent 
Five – P5) – angewiesen. Ohne deren Unterstüt-
zung gäbe es weder die Vereinten Nationen noch 
die Friedenssicherung. Zweitens, in den 2000er Jah-
ren veränderten sich die konkreten Ziele der multi-

dimensionalen Mandate der Friedenssicherung: Es 
stand nicht mehr die Beendigung von Bürgerkrie-
gen im Mittelpunkt des Mandats, sondern der 
Schutz der Zivilbevölkerung und die Stabilisierung 
eines Landes. Per Definition werden diese neuen 
Ziele ohne Frist festgelegt, was dazu führt, dass sie 
als nicht erfolgreich beendet wahrgenommen wer-
den. Und drittens hat die UN-Friedenssicherung 
aus verständlichen Gründen keinen guten Ruf: Ei-

nige UN-Friedenstruppen haben bei der Erfüllung 
ihres Auftrags unverzeihliche Fehler begangen, die 
für Schlagzeilen sorgten – so beispielsweise blieben 
sie untätig, als die Völkermorde in Ruanda und 
Srebrenica vor ihren Augen geschahen, sie verüb-
ten sexuelle Gewalt, Missbrauch und waren dafür 
verantwortlich, dass sich die Cholera in Haiti aus-
breiten konnte.

Die guten Nachrichten über die Friedenssiche-
rung aber schaffen es gewöhnlich nicht in die 
Schlagzeilen, etwa, dass die UN-Friedenstruppen 
seit fast 30 Jahren erfolgreich Völkermord dort ver-
hindern, wo sie eingesetzt werden, oder dass ihre 
Präsenz sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt 
während eines Konflikts verringert. Die Gesamt
bilanz der Friedenssicherung ist außergewöhnlich.

Grundlagen und Erfolge

Die UN-Friedenssicherung unterscheidet sich von 
anderen Formen der militärischen Intervention 
durch ihre dreiteilige Doktrin, die die Zustimmung 
der Parteien, die Unparteilichkeit und die Nichtan-
wendung von Gewalt außer zur Selbstverteidigung 
umfasst. Die Friedenssicherung ist nicht nur deswe-
gen von Bedeutung, weil sie Leben rettet, sondern 
auch, weil sie heute weltweit die häufigste Form der 
Intervention ist. Es sind mehr UN-Friedenstruppen 
in Konfliktgebieten im Einsatz als andere multila-
terale Truppen, etwa von der Afrikanischen Union 
(AU) oder der Europäischen Union (EU).

Gemäß völkerrechtlichen und ethischen Grund-
sätzen werden zwei wesentliche Arten von Kriegen 
unterschieden: zwischenstaatliche und innerstaat-
liche. Diese Einteilung bildet die Grundlage für die 
Maßnahmen der UN-Friedenssicherung. Einige 
UN-Missionen überwachen die Einhaltung von 
Waffenstillständen, während andere dazu beitra-
gen, Bürgerkriege zu beenden – wobei es natürlich 
auch innerhalb dieser beiden Kategorien Variatio-
nen gibt.

Gegenwärtig sind zwölf UN-Friedensmissionen 
mit rund 80 000 Einsatzkräften aktiv. Sieben die-
ser Missionen sind einfache Beobachtermissionen 
zur Überwachung des Waffenstillstands.6 Die an-
deren fünf Missionen sind komplex und haben ne-
ben der Überwachung der Waffenruhe auch den 
Schutz der Zivilbevölkerung und den Wiederauf-
bau der staatlichen Institutionen zum Ziel.  Die zu 
den umfangreichsten gehörenden Missionen – in 

   6  Alexandra Novosseloff, A Comparative Study of Older One-dimensional UN Peace Operations, EPON/FES, April 2022;  
siehe auch peacekeeping.un.org/en/

   7  Barbara Walter/Lise Morjé Howard/V. Page Fortna, The Extraordinary Relationship Between Peacekeeping and Peace, British Journal of Political 
Science, 51. Jg., 4/2021, S. 1705–1722.

Die guten Nachrichten über die Friedens-
sicherung schaffen es gewöhnlich nicht in die 
Schlagzeilen.

Soldaten des österreichischen Bataillons der Beobachtertruppe der Vereinten 
Nationen für die Truppenentflechtung (UNDOF) hissen im Juni 1974 nach dem Abzug 
der israelischen Streitkräfte die UN-Flagge auf den Golanhöhen des Bergs Hermon.   
UN PHOTO: YUTAKA NAGATA
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der Demokratischen Republik Kongo, in Mali (bis 
Ende 2023) und in der Zentralafrikanischen Repu-
blik – werden als Stabilisierungsmissionen bezeich-
net. Diese Einsätze sind nicht nur mit den verhee-
renden Folgen von Bürgerkriegen konfrontiert, 
sondern auch mit einer Vielzahl von Herausforde-
rungen, darunter undemokratische politische Ver-
änderungen, illegale Netzwerke und Terrorismus.

Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts haben 
die Vereinten Nationen in 17 Konflikten die Um-
setzung komplexer Mandate angestrebt. Von die-
sen Missionen führten elf ihre Mandate erfolgreich 
zu Ende und verließen die Länder wieder. In kei-
nem dieser Länder ist es zu einem erneuten Bürger-
krieg gekommen. Die Mission in Mali dagegen 
wird derzeit abgezogen, nachdem die von Russland 
unterstützten Putschisten die UN zum Abzug auf-
gefordert hatten. Am meisten in Erinnerung geblie-
ben sind jedoch die gescheiterten Missionen in So-
malia, Ruanda und Bosnien. So grausam und 
tragisch diese Einsätze auch endeten, sie sind nicht 
die Norm. In den meisten Fällen – wie etwa in Côte 
d’Ivoire, El Salvador, Kambodscha, Ostslawonien/
Kroatien, Liberia, Namibia, Sierra Leone und Ti-
mor-Leste – waren die Bemühungen der UN zum 
Staatsaufbau, zur Umsetzung komplexer Mandate 
und zum anschließenden Abzug, erfolgreich. Das 
entspricht einer Erfolgsquote von etwa 65 Prozent. 
Jahre später sind diese Staaten zwar keine voll-
kommenen Demokratien, aber sie befinden sich 
auch nicht mehr im Krieg.

Alle komplexen Friedenssicherungsmissionen ha-
ben den Auftrag, das Leben von Zivilpersonen zu 
schützen. Erfüllen die Friedenstruppen diesen Auf-
trag? Aus statistischer Sicht ist diese Frage eindeu-
tig zu bejahen. Mehr als ein Dutzend quantitativer 
Studien, die in Fachzeitschriften veröffentlicht wur-
den, haben – unter Verwendung unterschiedlicher 
Datensätze, Kriterien, Zeiträume und Kontrollme-
chanismen – gezeigt, dass Friedenstruppen den 
Tod von Zivilpersonen verhindern.7 Diese Erkennt-
nis ist eine der eindeutigsten auf dem Gebiet der 
internationalen Beziehungen.

Bemerkenswert ist zudem der Zusammenhang 
zwischen der personellen Diversität der Friedenstrup-

pen und der Tatsache, dass es weniger zivile Todes-
opfer gibt. Militärische Kampfeinsätze erfordern ein 
einheitliches Kommando, eine einheitliche Sprache 
und eine einheitliche Ausbildung. Anders verhält es 
sich bei der UN-Friedenssicherung. Hier wird eine 
hohe Vielfalt an Fähigkeiten und Erfahrungen mit 
besseren Ergebnissen in Verbindung gebracht.8 Dies 
überrascht nicht, denn Friedenssicherung ist keine 
Kriegsführung.9 Neben der dreiteiligen Doktrin 
unterscheidet sich Friedenssicherung grundlegend 
von Missionen zur Aufstands- oder Terrorismusbe-
kämpfung. Diese werden ohne Zustimmung durch-
geführt, sie stellen sich auf die Seite der Regierung 
und setzen häufig offensive Gewalt ein, um militä-
rische Erfolge zu erzielen.

Neben dem Schutz der Zivilbevölkerung hat 
sich die Friedenssicherung auch bei der Eindäm-
mung von Konflikten, der Verringerung von sexu-
eller und geschlechtsspezifischer Gewalt inmitten 
eines Krieges und dem Wiederaufbau staatlicher 
Institutionen als wirksam erwiesen. Es lohnt, 
kurz auf jede dieser drei wesentlichen Erkenntnis-
se einzugehen.

Erstens: Bürgerkriege brechen sowohl inner-
halb eines Landes als auch zwischen mehreren 
Staaten aus. Einige Fachleute vergleichen diese 
Gewalt und ihre Folgen mit einer Krankheit, die 
sich ausbreitet.10 Andere Untersuchungen haben 
ergeben, dass die Wahrscheinlichkeit einer grenz-
überschreitenden Ausbreitung von Konflikten bei 
einem Einsatz von UN-Friedenstruppen um be-
achtliche 70 Prozent reduziert wird.11 Die Anwe-
senheit von Friedenstruppen verhindert die Aus-
breitung von Gewalt in jenen Ländern, in denen 
Bürgerkrieg herrscht.12

   8  Vincenzo Bove/Andrea Ruggeri, Kinds of Blue: Diversity in UN Peacekeeping Missions and Civilian Protection, British Journal of Political Science,  
46. Jg., 3/2016, S. 681–700; Vincenzo Bove/Chiara Ruffa/Andrea Ruggeri, Composing Peace: Mission Composition in UN Peacekeeping, Oxford 2020; 
Deniz Cil et al., Mapping Blue Helmets: Introducing the Geocoded Peacekeeping Operations (Geo-PKO) Dataset, Journal of Peace Research, 57. Jg., 
2/2019, S. 360–370; Christoph Dworschak/Deniz Cil, Force Structure and Local Peacekeeping Effectiveness: Micro-Level Evidence on  
UN Troop Composition, International Studies Quarterly, 66. Jg., 4/2022, sqac072.

   9  Lise Morjé Howard, Peacekeeping is not Counterinsurgency, International Peacekeeping, 26. Jg., 5/2019, S. 545–548.
10  Dêlidji Eric Degila/Valeria Marina Valle (Eds.), Governing Migration for Development from the Global Souths, International Development Policy, 

14/2022.
11  Kyle Beardsley, Peacekeeping and the Contagion of Armed Conflict, Journal of Politics, 73. Jg., 4/2011, S. 1051–1064.
12  Kyle Beardsley/Kristian Skrede Gleditsch, Peacekeeping as Conflict Containment, International Studies Review, 17. Jg., 1/2015, S. 67–89.

Mehr als ein Dutzend quantitativer Studien 
haben gezeigt, dass Friedenstruppen den Tod 
von Zivilpersonen verhindern.
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Zweitens: Sexuelle Gewalt wird zunehmend als 
eine Kriegswaffe eingesetzt. Hier tragen die UN-
Friedenstruppen dazu bei, sexuelle und geschlechts-
spezifische Gewalt inmitten von Bürgerkriegen zu 
verringern.13 Es gibt Belege dafür, dass die ver-
stärkte Präsenz von UN-Polizeikräften das Risiko 
von sexueller Gewalt mindert.14

Und drittens: Im Hinblick auf den Wiederauf-
bau staatlicher Institutionen zeigt etwa Robert 
Blair auf, dass die UN-Friedenstruppen die Regie-
rungsführung in Liberia und andernorts erheblich 
verbessert haben.15 Einige Studien deuten darauf 
hin, dass die Zivilbevölkerung eher bereit ist, sich 
an der nationalen Politik zu beteiligen, wenn sie 
mit Friedenstruppen interagiert. Dies lässt darauf 
schließen, dass positive Erfahrungen in der Inter-
aktion mit Friedenstruppen die Rechtsstaatlichkeit 
stärken können.16

Andere Untersuchungen belegen, dass die Frie-
denssicherung sich auch in anderen Bereichen posi-
tiv auswirkt, wie etwa in der Verbesserung der 
Umweltbedingungen17 und dass die Friedenstrup-
pen fragile Staaten bei der Bekämpfung des Terro-
rismus unterstützen.18

Diese Erfolge sind nicht darauf zurückzuführen, 
dass Friedenstruppen in Konflikte entsendet wer-
den, die einfach sind. Im Gegenteil: Wissenschaft-
liche Studien belegen, dass der UN-Sicherheitsrat 
dazu neigt, Friedenstruppen in Länder zu entsen-
den, in denen es mehr Gewalt, besonders unfähige 

Regierungen und langwierige Konflikte gibt.19 Wa-
rum aber gibt es angesichts dieser bemerkenswer-
ten Bilanz nicht mehr UN-Friedenssicherungsein-
sätze?

Die Geopolitik der  
UN-Friedenssicherung

Die UN-Friedenssicherung ist von der Zustimmung 
der P5 im Sicherheitsrat abhängig. Wie ein Experte 
für Friedenssicherung erklärt, »sind die Entschei-
dungen der [...] Großmächte oft ausschlaggebend 
dafür, wie diese Missionen beginnen, sich entwi-
ckeln und enden«.20 Die aktuellen geopolitischen 
Spannungen lassen jedoch nicht erkennen, warum 
die P5 keine Missionen genehmigt haben, als die 
Zusammenarbeit im Rat noch etwas besser funkti-
onierte, also vor dem Einmarsch Russlands in die 
Ukraine im Jahr 2022. In dieser Hinsicht muss der 
Blick auf die USA gerichtet werden. 

Die USA zahlen etwa ein Drittel des Budgets für 
die UN-Friedenssicherung, daher werden wichtige 
Entscheidungen zur Friedenssicherung häufig von 
der Haltung in Washington, D.C., beeinflusst. Im 
Jahr 2014 war der damalige Vizepräsident Joe Bi-
den Gastgeber eines UN-Gipfels zur Friedenssiche-
rung in Washington, D.C.21 Das Treffen brachte 
neue weltweite Unterstützung für mehr Truppen 
und Reformen der Friedenssicherung. Es schien, 
als stünde der UN-Friedenssicherung eine Blütezeit 
bevor. Doch das Gegenteil ist der Fall. Eine solch 
lange Zeitspanne ohne die Verabschiedung neuer 
Friedenssicherungseinsätze gab es zuletzt während 
des Ost-West-Konflikts in der Zeit von 1978 bis 
1988.22

Die Höhe des Budgets für die UN-Friedenssi-
cherung schwankt mit den verschiedenen US-Präsi-

13  Shanna Kirschner/Adam Miller, Does Peacekeeping Really Bring Peace? Peacekeepers and Combatant-Perpetrated Sexual Violence in Civil Wars, 
Journal of Conflict Resolution, 63. Jg., 9/2019, S. 2043–2070.

14  Karin Johansson/Lisa Hultman, UN Peacekeeping and Protection From Sexual Violence, Journal of Conflict Resolution, 63. Jg., 7/2019, S. 1656–1681.
15  Robert A. Blair, UN Peacekeeping and the Rule of Law, The American Political Science Review, 115. Jg., 1/2021, S. 51–68.
16  Vera Mironova/Sam Whitt, International Peacekeeping and Positive Peace: Evidence from Kosovo, Journal of Conflict Resolution, 61. Jg., 10/2017,  

S. 2074–2104; Eric Mvukiyehe, Promoting Political Participation in War-Torn Countries: Microlevel Evidence From Postwar Liberia, Journal of Conflict 
Resolution, 62. Jg., 8/2018, S. 1686–1726.

17  Zorzeta Bakaki/Tobias Böhmelt, Can UN Peacekeeping Promote Environmental Quality?, International Studies Quarterly, 65. Jg., 4/2021, S. 810–890. 
18  Holley E. Hansen/Stephen C. Nemeth/Jacob A. Mauslein, United Nations Peacekeeping and Terrorism: Short-Term Risks and Long-Term Benefits, 

International Interactions, 46. Jg., 2/2020, S. 199–226.
19  Michael J. Gilligan/Ernest Sergenti, Do UN Interventions Cause Peace? Using Matching to Improve Causal Inference, Quarterly Journal of Political 

Science, 3. Jg., 2/2008, S. 89–122; Håvard Hegre et al., Evaluating the Conflict-Reducing Effect of UN Peacekeeping Operations, The Journal of 
Politics, 81. Jg., 1/2019, S. 215–232.

20  Adekeye Adebajo, Blue Berets, Burning Brushfires: The History, Successes, and Failures of UN Peacekeeping, Global Governance: A Review of 
Multilateralism and International Organizations, 29. Jg., 2/2023, S. 136–151.

21  The White House, Office of the Press Secretary, Fact Sheet: Summit on UN Peacekeeping, 26.9.2014, obamawhitehouse.archives.gov/the-press-
office/2014/09/26/fact-sheet-summit-un-peacekeeping

22  UN Peacekeeping, List of Peacekeeping Operations 1948–2020, a.a.O. (Anm. 2)

Die USA zahlen etwa ein Drittel des Budgets 
für die UN-Friedenssicherung.
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denten im Amt. Es scheint vielleicht überraschend, 
dass die republikanischen Präsidentschaftsregie-
rungen die UN-Friedenssicherung finanziell – wenn 
auch nicht immer rhetorisch – sehr unterstützt ha-
ben. Die größten Budgeterhöhungen in der jünge-
ren Geschichte gab es unter den US-Präsidenten 
George H. W. Bush und George W. Bush.23

Und auch wenn sich die US-Regierung unter 
Präsident Barack Obama rhetorisch für die UN-
Friedenssicherung eingesetzt hat, so stagnierten 
die Truppenstärken der Friedenssicherungseinsät-
ze sowie die Höhe des entsprechenden Budgets 
während Obamas Amtszeit.24 Drastisch reduziert 
wurde die finanzielle Unterstützung jedoch zuletzt 
während der Amtszeit von US-Präsident Donald 
Trump in den Jahren 2017 bis 2021. Die mangeln-
de Bereitschaft der Trump-Regierung, die UN 
oder ihre friedenserhaltenden Missionen zu finan-
zieren, stellte einen Bruch mit früheren amerikani-
schen Verpflichtungen dar.

US-Präsident Joe Biden bemüht sich, diesen 
Bruch zu beheben, hat aber bisher die Einrich-
tung neuer UN-Missionen nicht unterstützt. Da-
rüber hinaus sind die USA auch nach fast drei 
Jahren, in denen die Demokraten die Regierung 
im Weißen Haus und in der US-Außenpolitik 
stellen, noch immer mit mehr als einer Milliarde 
US-Dollar am Haushalt der UN-Friedenssiche-
rung im Rückstand.25

Neben dem Rückzug der USA lässt auch die  
zunehmende Rivalität der Großmächte unter den 
P5 die Wahrscheinlichkeit sinken, dass neue Missi-
onen entsendet werden. Dennoch verfolgen die P5 
weiterhin wichtige gemeinsame Interessen – so 
etwa die Beendigung von Bürgerkriegen, die Extre-
mismus und Terrorismus hervorbringen. Krieg ist 
nicht gut für das eigene Geschäft, aber gut für den 
Terrorismus.

Das ›Dilemma der Stabilisierung‹

In den 2000er Jahren verlagerte sich der Schwer-
punkt vieler Mandate von Friedenssicherungsein-
sätzen, die in Bürgerkriege entsendet wurden, 
nämlich weg von der Beendigung des Krieges hin 

zum Schutz der Zivilbevölkerung und zur Stabili-
sierung der Regierung. Alle multidimensionalen 
Missionen wurden ermächtigt, Gewalt zum Schutz 
der Zivilbevölkerung einzusetzen.26 Vier Missio-
nen wurden mit dem Titel ›Stabilisierung‹ autori-
siert, und zwar in der Demokratischen Republik 
Kongo, Haiti, Mali und der Zentralafrikanischen 
Republik. 

Die Mandate der Stabilisierungsmissionen sind 
sehr umfangreich und unterscheiden sich von frü-
heren friedenserhaltenden Maßnahmen der Verein-
ten Nationen dadurch, dass Blauhelme an Orte 
entsendet werden, an denen es keinen wirklichen 

Friedensprozess und kaum Frieden zu erhalten 
gibt. Anstatt die Konfliktparteien bei der Umset-
zung eines Friedensabkommens zu unterstützen, 
werden die Blauhelme zur Wiederherstellung von 
Ordnung und Stabilität entsandt. Die Friedenstrup-
pen neigten dazu, sich auf die Seite der jeweiligen 
Regierungspartei zu stellen, und operierten häufig 
an der Seite der Sicherheitskräfte des Gastlands. 
Typische Stabilisierungsmandate dienten dem Auf- 
und Ausbau staatlicher Kapazitäten, ähnlich wie 
bei der Aufstandsbekämpfung.

Fachleute warnen, dass sich die Friedenssiche-
rung durch die Stabilisierungsmaßnahmen deutlich 
von ihrer ursprünglichen Doktrin der Unpartei-
lichkeit, der Zustimmung und der Anwendung von 
Gewalt nur zur Selbstverteidigung abgewichen ist.27 

Andere bezeichnen dieses Phänomen als »Stabi
lisierungsdilemma: Je wirksamer eine Friedensmis-
sion Zivilpersonen schützt und zur Stabilität bei-
trägt, desto weniger Anreiz besteht für die poli- 
tischen Führungseliten, langfristige politische Lö-
sungen zu finden.«28

23  International Peace Institute (IPI), Financial Contributions, www.ipinst.org/providing-for-peacekeeping-database?sp=28202#financial
24  IPI, Providing for Peacekeeping Database, www.ipinst.org/providing-for-peacekeeping-database?sp=28202#sub
25  Congressional Research Service, United Nations Issues: U.S. Funding of U.N. Peacekeeping, April 2023, sgp.fas.org/crs/row/IF10597.pdf
26  Lise Morjé Howard/Anjali Kaushlesh Dayal, The Use of Force in UN Peacekeeping, International Organization, 72. Jg., 1/2018, S. 71–103.
27  Alex J. Bellamy/Charles T. Hunt, Using Force to Protect Civilians in UN Peacekeeping, Survival (London), 63. Jg., 3/2021, S. 143–170; David Curran/

Charles T. Hunt, Stabilization at the Expense of Peacebuilding in UN Peacekeeping Operations, Global Governance, 26. Jg., 1/2020, S. 46–68; Adam Day/
Charles T. Hunt, Distractions, Distortions and Dilemmas: The Externalities of Protecting Civilians in United Nations Peacekeeping, Civil Wars, 24. Jg., 
1/2022, S. 97–116.

28  Cedric de Coning, How Not to do UN Peacekeeping, Global Governance, 29. Jg., 2/2023, S. 152–167.

Die zunehmende Rivalität der Großmächte  
unter den P5 lässt die Wahrscheinlichkeit  
sinken, dass neue Missionen entsendet werden.
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Historically, the promise of impartial, UN peacekeepers helped parties 
achieve political settlements and transitions from war to peace. Dozens 
of statistical studies demonstrate a wide variety of benefits that accrue 
with the presence of UN peacekeepers. On the 75th anniversary of the 
birth of UN peacekeeping, however, peacekeeping appears to be a relic 
of history. 
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Das Ansehen der UN-Friedenssicherung

Friedensmissionen geraten in die Schlagzeilen, wenn 
sie mit Tod, sexueller Gewalt und Missbrauch in 
Verbindung gebracht werden. Diesen Realitäten 
lässt sich nicht entkommen. Die Welt erinnert sich 
an die tragischen Völkermorde in Ruanda und 
Bosnien in den Jahren 1994 und 1995 während 
UN-Friedenstruppen vor Ort im Einsatz waren.29  
Damals waren die Friedenssicherungseinsätze nicht 
befugt, der Gewalt Einhalt zu gebieten, und keine 

anderen militärischen Kräfte stellten sich der Her-
ausforderung. Seitdem hat es keinen weiteren Völ-
kermord unter dem wachsamen Auge der UN-Frie-
denstruppen gegeben.

Aber auch andere Aspekte sind problematisch: 
So waren die Friedenstruppen in Haiti mitverant-
wortlich für die Ausbreitung der Cholera, die 

10 000 Menschen das Leben gekostet hat. Manche 
Friedenssicherungskräfte verhalten sich mitunter 
arrogant, gleichgültig oder gehen nicht auf die Be-
dürfnisse der Bevölkerung in ihren Einsatzgebie-
ten ein.30 Zudem versuchen Friedenstruppen oft, 
den Frieden ›von oben nach unten‹ zu schaffen, 
obwohl Fachleute argumentieren, dass Friedens
truppen vielmehr lernen sollten, den Frieden ›von 
unten nach oben‹ in ein Land zu bringen.31

In Ländern, in denen seit Anfang der 1990er 
Jahre Friedenstruppen der Vereinten Nationen 
stationiert sind, bezeugen Frauen außerdem, dass 
Friedenstruppen zwar zur Friedenssicherung beitra-
gen, aber auch Vergewaltigungen und zunehmend 
Prostitution mit sich bringen.32 Eine umfangreiche 
quantitative Studie, die auf einer randomisierten 
Stichprobenerhebung unter liberianischen Frauen 
im Alter zwischen 18 und 30 Jahren basiert, zeigt, 
dass 75 Prozent von den befragten Frauen Trans-
aktionssex hatte, und dies hauptsächlich mit UN-
Personal. Die Autoren schlussfolgern, dass mit 
jedem zusätzlichen Friedenstruppenbataillon das 
Risiko für eine Frau, Opfer von Transaktionssex 
zu werden, erheblich steigt.33 Fachleute, die sich 
mit dem Menschenhandel in Ländern befassen, in 
denen Friedenstruppen stationiert sind, haben fest-
gestellt, dass mit der Zahl der Friedenstruppen 
auch das Risiko des Sexhandels steigt.34 Darüber 
hinaus können Friedenstruppen kurzfristig frie-
densfördernde Wirtschaftssysteme schaffen, die 
das langfristige Wirtschaftswachstum beeinträch-
tigen.35

Die mangelnde Unterstützung durch die USA, 
zu umfangreiche Mandate und der negative Ruf 
von UN-Friedenssicherungseinsätzen haben sich 
negativ auf die Friedenssicherung ausgewirkt. Das 
Zusammenwirken dieser Faktoren hat dazu ge-
führt, dass die Staaten nicht bereit sind, neue Mis-
sionen zu genehmigen, und dass das UN-Sekreta
riat selbst keine neuen Missionen initiiert.

Aus dem Englischen von Monique Lehmann.

Friedensmissionen geraten in die Schlagzeilen, 
wenn sie mit Tod, sexueller Gewalt und  
Missbrauch in Verbindung gebracht werden.

29  Adekeye Adebajo, UN Peacekeeping in Africa: From the Suez Crisis to the Sudan Conflicts, Boulder, Colorado et al. 2011.
30  Sarah von Billerbeck, Whose Peace? Local Ownership and United Nations Peacekeeping, Oxford 2017.
31  Severine Autesserre, The Trouble With the Congo: Local Violence and the Failure of International Peacebuilding. New York 2010; Lise Morjé Howard, 

UN Peacekeeping in Civil Wars, Cambridge 2008.
32  Sandra Whitworth, Men, Militarism, and UN Peacekeeping: A Gendered Analysis, Boulder, Colorado 2004.
33  Bernd Beber et al., Peacekeeping, Compliance With International Norms, and Transactional Sex in Monrovia, Liberia, International Organization,  

71. Jg., 1/2017, S. 1–30.
34  Sam R. Bell/Michael E. Flynn/Carla Martinez Machain, UN Peacekeeping Forces and the Demand for Sex Trafficking, International Studies Quarterly, 

62. Jg., 3/2018, S. 643–655.
35  Bernd Beber et al., The Promise and Peril of Peacekeeping Economies, International Studies Quarterly, 63. Jg., 2/2019, S. 364–379. 
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Der schwierige Weg in  
die Unabhängigkeit
Als eines der sechs Gründungsorgane der Vereinten Nationen beaufsichtigte der Treuhandrat die 
Verwaltung von elf Gebieten in Afrika und im Pazifik. Die Historie zum Treuhandsystem bietet 
Einblicke in Kontinuitäten und Veränderungen von souveränen Staaten und insbesondere in die 
Rolle der UN als Forum für normative und materielle Auseinandersetzungen.

Obwohl die Debatten über die Treuhand
gebiete1 für ihren internationalen UN-Sta-
tus außergewöhnlich waren, stellten sie vor 

allem prinzipiell den Kolonialismus als Ganzes in-
frage. Während zum Zeitpunkt der Gründung der 
Vereinten Nationen der Sicherheitsrat die zentrale 
Antwort auf die globale Unsicherheit war, stand 
der Treuhandrat für die Weiterführung des euro-
päischen Kolonialismus. Jedoch wurde dieser mit 
der Zeit wie kein anderes UN-Organ zum Forum 
der Dekolonisierung – einer der wichtigsten ideel-
len, materiellen und geopolitischen Transformatio-
nen nach dem Zweiten Weltkrieg. Obwohl die Ent-
kolonialisierung der Treuhandgebiete oberflächlich 
betrachtet geordnet verlief, war sie höchst umstrit-
ten, da politische Gewalt Prozesse beeinflusste und 
gleichwohl Konflikte ausbrachen.

Die Treuhandschaft der UN

Wie sein Vorgänger, das Mandatssystem des Völ-
kerbunds, zielte das UN-Treuhandsystem darauf 

Dr. Jan Lüdert        
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Foto: Nathalie Schueller

   1  Diese waren Kamerun, Nauru, Neuguinea, Ruanda-Urundi, Somaliland, Tanganjika, Togoland und West-Samoa strategische Gebiete im Pazifik 
einschließlich der Marshallinseln, Mikronesien, der Nördlichen Marianen und Palau.

   2  Jessica Lynne Pearson, Defending Empire at the United Nations: The Politics of International Colonial Oversight in the Era of Decolonisation, The 
Journal of Imperial and Commonwealth History, 45. Jg., 3/2017, S. 527, doi.org/10.1080/03086534.2017.1332133

   3  Die Ausführungen basieren auf dem Kapitel von Jan Lüdert, Institutional Design of the UN Trusteeship System: Between Colonial Interests and 
Anti-Colonial Ambitions 1, in: Jan Lüdert/Maria Ketzmerick/Julius Heise (Eds.), The United Nations Trusteeship System. Legacies, Continuities, 
and Change, 2022, S. 13–42.

ab, »das Imperium zu bewahren und nicht zu zer-
schlagen«.2 Allerdings fungierte es als antikolo-
niale Blaupause für den Wandel hin zur Entkolonia
lisierung der viel größeren Liste von Kolonial- 
gebieten, die sogenannten Gebiete ohne Selbstre-
gierung (Non-Self-Governing Territories – NSGTs); 
ein Euphemismus für Kolonialgebiete, in denen  
antikoloniale Akteure Unabhängigkeit anstrebten. 
Nach der Gründung der Vereinten Nationen im 
Jahr 1945 beherbergten 72 NSGTs und elf UN-
Treuhandgebiete 750 Millionen kolonisierte Men-
schen, fast ein Drittel der damaligen Weltbevöl
kerung. Als eine der frühesten Instanzen globa- 
ler Governance fungierte die UN-Treuhandschaft 
als Akteur und Schauplatz internationalisieren- 
der Diskurse und Praktiken der darauffolgenden 
Entkolonialisierungsära.

Allein die Tatsache, dass mit der ›Erklärung 
über nichtselbstverwaltete Gebiete‹, dem ›Inter-
nationalen Treuhandsystem‹ und dem ›Treuhand-
rat‹, drei Kapitel der UN-Charta dazu dienten, 
auf die Verantwortung der Kolonialmächte auf-
merksam zu machen, verdeutlicht die Bedeutung, 
die der Zukunft der Kolonialgebiete zum Zeit-
punkt der Gründung der UN beigemessen wurde. 
Das Treuhandsystem gab kritische Impulse zur 
Entkolonialisierung durch die und mit den Ver-
einten Nationen.

Vor diesem Hintergrund analysiert dieser Arti-
kel die institutionelle Gestaltung des UN-Treu-
handsystems, indem es den Einfluss kolonialer und 
antikolonialer Akteure bewertet.3 Es wird erörtert, 
wie Interaktionen sowohl zu inhaltlichen als auch 
zu verfahrenstechnischen Ergebnissen führten.
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Vom Völkerbund bis zu den UN

Der Begriff der Treuhandschaft wurde erstmals im 
Rahmen von Artikel 22 des Völkerbundvertrags in-
ternationalisiert und im begrenzten Umfang auf Ko-
lonien und Gebiete angewendet, die im Ersten Welt-
krieg vom Deutschen Reich und der Türkei getrennt 
wurden. Unter dem Duktus einer ›Zivilisierungsmis-
sion‹ argumentierten die selbsternannten ›fortge-
schrittenen Nationen‹, dass sie ›Vormundschaft‹ über 
koloniale Untertanen hätten und Verantwortung da-
rüber trugen, diese in die Moderne zu führen.

Das Mandatssystem des Völkerbunds basierte auf 
einem paternalistischen und rassistischen Versuch, 
den Kolonialismus auf unbestimmte Zeit zu verlän-
gern und gleichzeitig eine starke Aufsichtsrolle für 
die internationale Organisation zu verhindern. Es 
war letztlich ein Kompromiss zwischen den imperi-
alen Mächten Frankreich und dem Vereinigten Kö-
nigreich, die versuchten, bilaterale Spannungen über 
symbolische Internationalisierung zu beseitigen. 
Nichteuropäische Bevölkerungen sollten keinen An-
spruch auf das Recht auf Selbstbestimmung und Un-
abhängigkeit haben. Dieser begrenzte Ansatz der 
Treuhandschaft wurde mit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs angefochten, als neben den Diskussionen 
über den Aufbau einer neuen internationalen Orga-
nisation, den Vereinten Nationen, gleichzeitig auch 
Erwartungen zur Dekolonialisierung wuchsen.

Der Völkerbund war ab dem Jahr 1946 offiziell ein 
Konstukt der Vergangenheit, als verbleibende Funkti-
onen auf die UN übertragen wurden. Jedoch ver-
schwanden normative und substanzielle Verfahren 
sowie die beteiligten Personen nicht. Im Gegenteil: 
Sie wirkten aktiv am Übergang mit. Es überschnitten 
sich die Genese des Entkolonialisierungsregimes mit 
der Historie des Völkerbunds, die die internationale 
Politik auf Grundlage von Selbstbestimmung, Natio-
nalismus und Menschenrechten umstrukturierten.

Vom US-Außenministerium zur 
Konferenz von Jalta 

Im Sommer 1942 legten US-Präsident Franklin 
Roosevelt und Außenminister Cordell Hull die 
Konturen für die Einrichtung eines UN-Treuhand-

systems fest. Ein dazu angelegter Ausschuss im Au-
ßenministerium erarbeitete ein Arbeitspapier, das 
fortan als Grundlage für die UN-Verhandlungen 
diente. Zunächst bestand die US-Position auf eine 
breite Anwendung der Atlantik-Charta hinsicht-
lich Selbstbestimmung und Unabhängigkeit. Ein 
Jahr später ruderte das Außenministerium jedoch 
zurück: Treuhandprinzipien sollten in der neuen 
internationalen Organisation zwar für die Verwal-
tung aller Kolonien gelten, aber nur für Gebiete, 
die Kolonialmächte freiwillig unter UN-Aufsicht 
gaben.

Ein detaillierterer Plan sollte im Jahr 1945 auf 
der Konferenz von Jalta und später auf der UN-
Gründungskonferenz im Frühjahr 1945 in San 
Francisco ausgearbeitet werden. In Jalta einigten 
sich die Alliierten, indem sie von nun an zwei Kate-
gorien von Kolonialgebieten unterschieden: Treu-
handgebiete für bestehende Mandate des Völker-
bunds und NSGTs für die überwiegende Mehrheit 
der Überseekolonien. 

15 Jahre später konnte diese duale Kategorisie-
rung zwischen Treuhänderschaft und NSGTs je-
doch nicht aufrechterhalten werden, da antikolo
niale Akteure diese durch koloniale Interessen 
geprägte Unterscheidung als anachronistisch und 
normativ unhaltbar anklagten. Eine breite Koali
tion antikolonialer Akteure identifizierte die UN 
unter der aktiven Unterstützung sympathisierender 
Staaten als einen Ort, an dem koloniale Praktiken 
in all ihren Formen infrage gestellt wurden. Wäh-
rend der institutionellen Gestaltung der UN-Grün-
dungskonferenz begannen sie Forderungen nach 
Unabhängigkeit von der Kolonialherrschaft durch-
zusetzen.

Von San Francisco nach London

Im Anschluss an die Konferenz von Dumbarton 
Oaks wurden im Juni 1945 auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen über internationale Organisa-
tionen (United Nations Conference on Internatio-
nal Organization – UNCIO) Grundsätze und 
Schlüsselinstitutionen der UN – einschließlich des 
Treuhandsystems – weiter abgesteckt. Antikoloni-
ale Forderungen unter Widerstand der Kolonial-
staaten haben inhaltliche und verfahrenstechnische 
Fortschritte in drei institutionellen Foren erzielt. 
Und zwar erstens im sogenannten UNCIO-Aus-
schuss II/4; zweitens im Exekutivausschuss (Ex-
Com) als Teil der Vorbereitungskommission der 
UN; und schließlich während der Eröffnungssit-
zung der Generalversammlung in London. Die Ak-
tivitäten in diesen Foren wurden zeitgleich von ei-
nem wachsenden transnationalen antikolonialen 
Netzwerk verfolgt.

Antikoloniale Akteure identifizierten die UN 
als einen Ort, an dem koloniale Praktiken in all 
ihren Formen infrage gestellt wurden.
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Denn zur UNCIO kamen nicht nur Diplomaten 
nach San Francisco, sondern auch etwa 1500 Mit-
glieder zivilgesellschaftlicher Organisationen, Ak-
tivisten und eine Reihe antikolonialer Akteure. 173 
nichtstaatliche Organisationen (NGOs) registrier-
ten sich beim US-Außenministerium, darunter af-
roamerikanische Organisationen mit einem primä-
ren Interesse an der Beendigung des Kolonialismus. 
42 dieser Organisationen wurden vom US-Außen-
ministerium als ›Beratung‹ zur UNCIO hinzuge
zogen. 

UNCIO wurde in diesem Moment als Ort des 
Wandels identifiziert, an dem antikoloniale Akteu-
re neue Allianzen und Netzwerke schmiedeten und 
ihren Anspruch auf Selbstbestimmung vor der Welt-
gemeinschaft einforderten. Sie erreichten dies, in-
dem sie öffentliche Aufmerksamkeit aktivierten 
und von der neuen Organisation klare Maßnah-
men erwarteten. Gleichwohl wurden antikoloniale 
Akteure von der Teilnahme an den Verhandlungen 
durch die Kolonialmächte ausgeschlossen. In San 
Francisco wandten sie deshalb verschiedene Takti-
ken des öffentlichen Drucks an, indem sie durch 
Telegramme, öffentliche Versammlungen und Pres-
semitteilungen ein hohes Maß an Agitation auf-
rechterhielten und eine Art ›Gewissen‹ für die UN-
Charta bildeten. Tatsächlich betrachteten Staaten 
die antikolonialen Akteure als Bedrohung, da mit 
ihnen die Mobilisierung von »mehr oder weniger 
artikulierten Massen hinter sich im Widerstand ge-
gen das, was als gemeinsamen Unterdrücker«4 ver-
einigten.

Neben öffentlichem Druck gingen antikoloniale 
Akteure zunehmend auf diejenigen mit direktem 
Zugang zu den konstitutiven Debatten der UNCIO 
zu. In der Praxis bedeutete dies die Zusammenar-
beit mit den bereits erwähnten ›Beratungsorganisa-
tionen‹, insbesondere die ›National Association for 
the Advancement of Coloured People‹ (NAACP). 
Obwohl ›Berater‹ selbst von der Entscheidungsfin-
dung ausgeschlossen waren, nutzten sie andere Zu-
gangsmöglichkeiten. Durch Kontakte kritisierte 
die NAACP die US-Delegation, von ihrer früheren 
antikolonialen Haltung abgewichen zu sein. Die 
NAACP stützte sich dabei auf Informationspolitik, 
indem sie eine Umfrage unter 151 afroamerikani-
schen Organisationen vorlegte. Die Lobbyarbeit 
der NAACP bietet Einblick, wie antikoloniale Ak-
teure bei der institutionellen Gestaltung der UN 
indirekt Forderungen einbrachten. Tatsächlich ar-

beiteten die ›Berater‹ auch augenmerklich an der 
Verankerung von Menschenrechtsbestimmungen in 
der UN-Charta. US-Delegierte gaben zu, dass sie 
den Willen der ›Berater‹, ihre Ziele durchzusetzen, 
unterschätzt hatten.

Nach erfolgreicher Lobbyarbeit lenkten Frank-
reich, die Sowjetunion, die USA und das Vereinigte 
Königreich ein, die Nennung der Menschenrechte 

in die UN-Charta aufzunehmen. Die mäßigen Er-
folge antikolonialer Akteure waren zu einem gro-
ßen Teil auf den oben erwähnten öffentlichen Druck 
zurückzuführen, aber auch auf die Tatsache, dass 
Staaten diese Bestimmungen nicht als Bedrohung 
ihrer Souveränität betrachteten.5

Innovation in einem gespaltenen 
Kolonialsystem

Im Gegensatz zu anderen UNCIO-Ausschüssen, 
deren Grundsatz auf den Vorschlägen von der Kon-
ferenz von Dumbarton Oaks beruhte, wurde der 
UNCIO-Ausschuss II/4 zu einem wichtigen Bera-
tungsort, als er seine »Arbeit fast bei Null«6 be-
gann. Die Debatten konzentrierten sich auf ein 
neues Treuhandsystem im Zusammenhang mit der 
politischen Zukunft der Mandatsgebiete des Völ-
kerbunds als auch der NSGTs.

Der Ausschuss II/4 war für antikoloniale Akteu-
re aus zwei Gründen wertvoll: Es handelte sich um 
ein Forum, an dem alle Staaten Entscheidungen 
treffen konnten und der sich mit einer von der be-
reits festgelegten Kernstruktur der UN gesonder-
ten Problematik befasste. Mangels konkreter Vor-
schläge der Konferenz von Dumbarton Oaks zum 
Treuhandsystem wurde der Ausschuss II/4 zum 
konstitutiven Platz für die unterschiedlichen Ak-
teure, um relevante Artikel der UN-Charta auszu-
arbeiten.7 Während der insgesamt 16 Beratungen 
bildeten sich gegensätzliche Lager zwischen kolo-

   4  Marika Sherwood, There is no new Deal for the Blackman in San Francisco: African Attempts to Influence the Founding Conference of the United 
Nations, April–July, 1945, International Journal of African Historical Studies 29. Jg., 1/1996, S. 82f.

   5  Beth. A. Simmons, Mobilizing for Human Rights: International Law in Domestic Politics, Cambridge 2009, S. 41.
   6  William C. Johnstone, Trusteeship for Whom?, Far Eastern Survey, 14. Jg., 12/1945, S. 156, doi.org/10.2307/3022805
   7  Huntington V. Gilchrist, Colonial Questions at the San Francisco Conference, American Political Science Review, 39. Jg, 5/1945, S. 984.

Tatsächlich betrachteten Staaten die  
antikolonialen Akteure als Bedrohung.
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nialen und antikolonialen Staaten heraus. Dele-
gierte aus Ägypten, Indien, Irak und der Sowjet-
union stellten den Vorschlag zur ausdrücklichen 
und prominenten Aufnahme der Selbstbestim-
mung in die UN-Charta und den Abschnitt über 
wirtschaftliche und soziale Zusammenarbeit im 
Artikel 1, Absatz 2 vor.8

Obwohl diese Einbeziehung zu dieser Zeit be-
grenzt war, stellten sie Weichen für eine norm
basierte Auseinandersetzung mit Kolonialstaaten. 
Von nun an stand eine klare Forderung basierend 
auf der Selbstbestimmung auf der Tagesordnung. 
Die Aufnahme verlieh den Bestrebungen antikolo-
nialer Akteure moralische und politische Kraft 
und wurde schließlich als Rechtsanspruch zur De-
kolonisierung genutzt, wobei die UN zur Umset-
zung fungierte.9 Australien, Belgien, Frankreich, 
die Niederlande, Neuseeland, Portugal, Südafrika, 
die USA und das Vereinigte Königreich versuchten, 
die Schaffung von Rechenschaftsmechanismen im 
Treuhandsystem einzuschränken und waren ent-
schlossen, die Einbeziehung von Selbstbestimmung, 
Gleichheit und rassistischer Nichtdiskriminierung 
in der UN-Charta zu minimieren. Kolonialstaaten 
argumentierten, dass internationale Mechanismen 
unnötig seien, da den Menschen intern genügend 
Rechte zustünden.

Verhandlungen des Ausschusses II/4 mündeten 
in einem geteilten Treuhandsystem: Kapitel XI der 
UN-Charta skizzierte die ›Erklärung zu nicht selbst-
verwalteten Gebieten‹ zu noch zu bestimmenden 
NSGTs, während Kapitel XII und XIII das Man-
dat für ein ›Internationales Treuhandsystem‹ er-
hielten und die Funktionen und Befugnisse des 
›Treuhandrats‹ festlegten. Mit der Schaffung dieses 

dualen Systems bekräftigten Kolonialstaaten, ihre 
Kontrolle aufrechtzuerhalten und die Rolle der UN 
einzuschränken.

Die Beratungen ermöglichten es trotzdem, Ko-
lonialstaaten begrenzte Zugeständnisse abzurin-
gen, während die Aufnahme der Selbstbestimmung 
in die UN-Charta und ihre Verknüpfung mit Treu-
handgebieten und NSGTs in gewisser Weise »der 
revolutionärste Schritt war, der in San Francisco 
erzielt wurde.«10 Staaten, die die Entkolonialisie-
rung unterstützen, setzten einen normativen Rah-
men, indem sie ein doppeltes UN-Mandat vorsa-
hen: »Eines beinhaltet Verpflichtungen gegenüber 
der indigenen Bevölkerung, das andere stellt Ver-
pflichtungen gegenüber der Weltgemeinschaft.«11 
Kolonialstaaten glaubten, vor der Einmischung der 
UN gut geschützt zu sein. Sie betrachteten Zuge-
ständnisse zur Selbstbestimmung jedoch als uner-
wünschte Entwicklung, die – wie sich herausstellen 
sollte – den »Geist der Dekolonisierung in die 
Tat«12 provozierte.

Normunternehmer, hier verstanden als Akteure 
die neue Normen auf die Agenda setzen oder beste-
hende Normen zur breiteren Anwendung vorschla-
gen, brachten auch eine Reihe wichtiger Verfahren-
sinnovationen voran. Carlos Romulo, ein Befür- 
worter der nationalen Befreiung aus den Philippi-
nen, argumentierte, dass die Unabhängigkeit eine 
logische Erweiterung des Selbstbestimmungsver-
sprechens der Atlantik-Charta sei. Andernfalls 
wäre es Verrat an den Hoffnungen von Millionen 
kolonisierter Menschen, die in der UNCIO nicht ver-
treten seien. Für Akteure wie Romulo war es ent-
scheidend, die Beteiligung kolonisierter Völker an 
die UN-Debatten zu knüpfen. Ein weiterer antiko-
lonialer Akteur war der Politikwissenschaftler 
Ralph Bunche. Er war der einzige Afroamerikaner, 
der als Experte für den Leiter der US-Delegation 
Harold Stassen fungierte. Im Ausschuss II/4 argu-
mentierte er, dass »die Interessen der Völker der 
Treuhandgebiete zum ersten Mal von größter Be-
deutung seien.«13 Obwohl Bunche nicht in der 
Lage war, seine US-Kollegen zu überzeugen, hatte 
er indirekt Erfolg, indem er der australischen De
legation seinen eigenen, nicht genehmigten Treu-
handschaftsvorschlag zutrug.14

   8  UNCIO-Doc., Vol. VI, The United Nations Conference on International Organization, London/New York 1945, S. 296.
   9  Jan Lüdert, Non-State Actors at the United Nations: Contesting Sovereignty, Abingdon/New York 2022.
10  Djura Ninčić, The Problem of Sovereignty in the Charter and in the Practice of the United Nations, Leiden 1970, S. 221.
11  Yassin El-Ayouty, The United Nations and Decolonization: The Role of Afro–Asia, New York 1971, S. 27.
12  Alfred Cobban, National Self-Determination, Oxford 1945, S. 123.
13  Ralph Bunche, The United Nations and the Colonial Problem. Imperialism Ancient and Modern, Marshall Woods Lectures, Providence, Rhode 

Island 1947, S. 58.
14  Lawrence S. Finkelstein, Remembering Ralph Bunche, World Policy Journal, 20. Jg., 3/2003, S. 70; Charles P. Henry, Ralph Bunche, New York 

1999, S. 137.

Kolonialstaaten argumentierten, dass inter-
nationale Mechanismen unnötig seien, da den 
Menschen intern genügend Rechte zustünden.
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Bunches Kampagne widersprach nicht nur den 
Interessen der USA, sondern brachte eine Reihe 
von Neuerungen mit sich. Die UN konnten von 
nun an gemäß Artikel 87 der UN-Charta regelmä-
ßig die Völker der Treuhandgebiete besuchen und 
Petitionen entgegennehmen. Diese innovativen Pro-
zeduren würden eine entscheidende Rolle bei der 
Schaffung von Zugangs- und Beteiligungskanälen 
mit den UN schaffen und sich zu einem Eckpfei- 
ler der Bekämpfung des Kolonialismus entwickeln. 
Bunche sicherte auch ein gewisses Maß an UN-
Kontrolle über Treuhandgebiete und NSGTs, in-
dem er ausdrücklich den Abschluss von Treuhand-
gebietsabkommen zwischen Kolonialstaaten und 
den Vereinten Nationen nach Artikel 87 und 75 der 
UN-Charta sowie die Einführung von Fragebö-
gen zur Bewertung der Entwicklungen in Richtung 
Selbstverwaltung forderte (Artikel 73(e) der UN-
Charta).

Diese Fortschritte machten deutlich, wie Fach-
wissen über das Mandatssystem des Völkerbunds 
mit Akteuren wie Romulo übereinstimmte, die 
ebenfalls versuchten, UN-Zugangs- und Beteili-
gungsverfahren für kolonisierte Völker einzufüh-
ren. Ihr begrenzter Erfolg wurde durch die Tatsa-
che verstärkt, dass die Kolonialstaaten sich sicher 
fühlten, die Kontrolle zu behalten. Zu diesem Zeit-
punkt fielen nur elf Treuhandgebiete in die Zustän-
digkeit der UN, der Treuhandrat war noch nicht in 
Betrieb und es waren keine Treuhandvereinbarun-
gen abgeschlossen. Unabhängig davon hatten die-
se hier erzielten Formulierungen des Treuhandsys-
tems im Laufe der Jahre vielfältige Auswirkungen. 
Vor allem boten sie antikolonialen Akteuren einen 
Weg, die Souveränität der Kolonialstaaten direkt 
vor den UN anzufechten, und boten staatlichen 
Verbündeten ein Modell für die Ausweitung ähnli-
cher Mechanismen für die NSGTs, in denen die 
Mehrzahl kolonialisierter Menschen lebte.

Vorantreibung normativer 
Veränderungen

Während der UN-Vorbereitungskommission und 
der ersten Sitzung der Generalversammlung in 
London übten antikoloniale Akteure stetigen Druck 
auf die Kolonialstaaten aus. Es ging ihnen darum, 
Treuhandverträge auszuhandeln, bei der Einrich-
tung des Treuhandrats aktiv zusammenzuarbeiten, 
verbleibende NSGTs aufzulisten und der Grün-
dung eines Forums zur Überwachung der NSGT-
Unabhängigkeit zuzustimmen. Hier stellte das Exe- 

kutivkomitee (ExCom) ein Mittel dar, um die frei-
willige Einhaltung der Liste von Treuhandgebieten 
durch Kolonialstaaten zu erreichen und die Liste 
der NSGTs zu erstellen.

China, Jugoslawien und die Sowjetunion waren 
dazu in der Lage, weil sie in dem 14-köpfigen Gre-
mium Sitze innehatten. Sie profitierten insbesonde-
re von einer Besonderheit des Forums: Die Mitglie-
der waren sich einig, dass alle Beratungen auf 
Verhandlungen und Einigungsmethoden »ohne 
Einwände«15 beruhten. Wie ein Beobachter erklär-
te, hielten »extrem flexible« Arbeitsweisen des Fo-
rums und das Fehlen formalisierter Abstimmungen 
die Kolonialstaaten in Schach. In dieser Zusam-
mensetzung debattierte ExCom zwischen August 
und September 1945 intensiv. Der Druck antikolo-
nialer Staaten hielt die Kolonialstaaten vermutlich 
davon ab, im Rahmen dieser Konsensmodalitäten 
ein Veto einzulegen. Tatsächlich hätten die Kolo
nialstaaten ohne diese Einstimmigkeitsregeln ge-
gen frühere Übereinkommen stimmen können.

Die Entschlossenheit antikolonialer Staaten, nor-
mative Veränderungen voranzutreiben, wurden 
auch bei der ersten Generalversammlung im Jahr 
1946 deutlich, als sie rechtsverbindliche Treuhand-
verträge mit der erforderlichen Zweidrittelmehr-
heit sicherten. Ihr beharrlicher Druck führte dazu, 
dass in der Debatte um die Entwicklung freier po-
litischer Institutionen ausdrücklich hervorgehoben 
wurde, Regierungsfunktionen schrittweise zu über-
geben. Sie stellten sicher, dass die Kolonialstaaten 
grundlegende Menschenrechte garantieren würden, 
darunter Rede-, Presse-, Versammlungs- und Peti-
tionsfreiheit. Dabei verknüpften diese Staaten die 
Unabhängigkeit als spezifisches Ziel von Treuhand-
abkommen mit dem Grundziel des UN-Charta-
Artikels 76(b), »den politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und pädagogischen Fortschritt [gemäß 
den] frei geäußerten Wünschen der Staaten zu för-
dern.« Durch die Herstellung dieser Verbindung 
wurde der primäre Bestimmungsfaktor für die po-
litische Zukunft der Treuhandgebiete teilweise von 
den Kolonialstaaten als alleinigen souveränen Au-

15  UNCIO-Doc., Vol. I, The United Nations Conference on International Organization, London/New York 1945, S. 1434.

Die erzielten Formulierungen der  
UN-Charta zum Treuhandsystem hatten im 
Laufe der Jahre vielfältige Auswirkungen.
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toritäten auf den Willen des Volkes verlagert, wo-
bei der Weg in die Unabhängigkeit von den UN 
überwacht wurde.

An dieser Stelle ist es wichtig, die Aufmerksam-
keit auf das UN-Sekretariat zu lenken, das auf 
staatliches Handeln während der Eröffnungssit-
zung der Generalversammlung im Jahr 1946 wirk-
te. Die Aufgabe, die Liste der NSGTs festzulegen, 
oblag dem ersten UN-Generalsekretär Trygve Lie. 
Mithilfe seiner übertragenen Befugnisse gab Lie den 
Anstoß für die Schaffung eines neuen für NSGTs zu-
ständigen Gremiums: den Informationsausschuss.16 
Kolonialstaaten gaben insgesamt 72 NSGTs an die 
UN, für die sie bereit waren, Informationen gemäß 
Artikel 73(e) der UN-Charta zu übermitteln. Diese 
Liste, abgesehen von elf UN-Treuhandgebieten, 
legte effektiv und ohne größere Änderungen den 
Umfang der Dekolonisierung in den kommenden 
Jahren fest. Die aktive Rolle von Lie inspirierte an
tikoloniale Staatsverbündete zur Gründung des In-
formationsausschusses – eines Gremiums mit 
Mandaten und Funktionen, die in der UN-Charta 
nicht vorgesehen waren. Aufgrund des kolonialen 
Widerstands fehlten eingangs jedoch robuste Betei-
ligungsmechanismen. Die antikolonialen Staats-
verbündeten nutzten das Forum, um die während 
der institutionellen Entwurfsphase geschaffene Un-
terscheidung zwischen Treuhandgebieten und NSGTs 
zu überbrücken.17 Mit der Zeit wurden verfügbare 
Mechanismen zu den Treuhandgebieten gleicher-
maßen auf die 72 NSGTs anwendbar gemacht.

Die UN als zentraler Aushandlungsort

Obwohl die UN-Charta unter dem Motto ›Wir, die 
Völker der Vereinten Nationen‹ verfasst wurde, er-
hielten nur wenige Akteure das Recht, vor den Haupt-
organen der UN gehört zu werden. Die in der UN-
Charta verankerten Mechanismen ermöglichten es 
antikolonialen Akteuren, im Treuhandrat sowie im 
Vierten Ausschuss der UN-Generalversammlung 
für besondere politische Fragen und Dekoloniali-
sierung gehört zu werden. Zugangs- und Beteili-
gungsmechanismen machten den Treuhandrat und 
den Vierten Ausschuss zu wichtigen Foren für anti-
koloniale Akteure, um den mangelnden Fortschritt 
bei der Übergabe souveräner Rechte zu kritisieren. 

Die institutionelle Designphase der UN bot ein-
malige Möglichkeiten, Global-Governance-Insti-
tutionen neu zu gestalten. Sie war Teil der ›Struk-
turbildung‹ der UN selbst und unterstreicht die 
Rolle der UN als Ort für Aktivismus und Engage-
ment zwischen Kolonialmächten und dem Globa-
len Süden zugleich.

Über das Treuhandsystem mobilisierten anti
koloniale Akteure Zugang zu den UN, indem sie 
frühzeitig Verbindungen und Allianzen knüpften. 
Delegierte agierten als Normunternehmer in rele-
vanten Foren. Diese erreichten mit dem ebenso 
wichtigen Anstoß des UN-Sekretariats drei wich
tige Ergebnisse: Sie sicherten die Aufnahme des 
Prinzips der Selbstbestimmung in die UN-Charta; 
erreichten innovative Zugangs- und Beteiligungs-
mechanismen für Menschen aus elf Treuhandge-
bieten und übten ganz allgemein Druck auf Kolo-
nialstaaten aus, NSGTs aufzulisten, für die die UN 
die Verantwortung übernehmen würde. 

In diesem Sinne liefert das Treuhandsystem 
neue Einblicke in komplexe historische Prozesse, 
an denen Akteure zum Zeitpunkt der Gründung 
der Weltorganisation beitrugen. Es zeigt, dass die 
UN nicht monolithisch, passiv oder epiphänome-
nal sind, sondern besser als eine Institution ver-
schachtelter Foren verstanden werden sollten. Sie 
kann es Akteuren ermöglichen, in deliberativen 
Prozessen der Normbildung teilzunehmen. Hier 
und anderswo hilft es dabei, nicht nur zu erfassen, 
wann und wie Normanfechtungsprozesse ablau-
fen, sondern auch, wie Akteure Ergebnisse beein-
flussen können, indem sie auf Foren internationaler 
Organisationen zurückgreifen, diese strukturieren 
und somit globale Geschehnisse substanziell ge-
stalten.
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16  »Die Verpflichtungen gemäß Kapitel XI waren bereits in vollem Umfang in Kraft [und die Vereinten Nationen waren] sich der Probleme und 
politischen Bestrebungen der Völker, die noch nicht das volle Maß an Selbstverwaltung erreicht haben und die hier nicht direkt vertreten sind, 
sehr bewusst«, siehe UN Doc. A/RES/9(I) v. 9.2.1946, Para 1, www.worldlii.org/int/other/UNGA/1946/17.pdf

17  Lüdert, Non-State Actors, a.a.O. (Anm. 9).
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Dr. Lisa Heemann ist Generalsekretärin der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V. (DGVN) 
und Ko-Sprecherin der AG Außen/Menschenrechtsrat des Forums Menschenrechte. Sie argumentiert, dass 
Deutschland Chancen auf eine effektive Menschenrechtspolitik nach innen wie nach außen vergibt.

Am 9. November 2023 stellte die Bundesre
gierung im Menschenrechtsrat (Human Rights 
Council – HRC) in Genf ihre Menschen-

rechtsbilanz vor. Die Universelle Periodische Über-
prüfung (Universal Periodic Review – UPR) durch 
andere Staaten ist ein bemerkenswertes Instrument 
des internationalen Menschenrechtsschutzes. 

Die Bundesregierung nimmt das Staatenüber-
prüfungsverfahren ernst – davon zeugten die gro-
ße deutsche Delegation, das selbstkritische Auf-
treten und die Umsetzung von Empfehlungen der 
Vorjahre. Deutschland erhielt deshalb viel Lob 
von den mehr als 100 Staaten, die sich äußerten. 
Kritische Fragen und Empfehlungen gehören dabei 
zur Idee des UPR-Verfahrens. Fragen und Emp-
fehlungen betrafen zum Beispiel den Umgang mit 
Rassismus und Diskriminierung oder die Rechte 
von Frauen. Auch die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen und die Benachteiligung von ar-
mutsbetroffenen Kindern war Gegenstand der 
Wortmeldungen. 

In deutsche Medien schaffte es das UPR-Verfah-
ren allerdings vielfach mit der Kritik an den Verbo-
ten propalästinensischer Proteste in Deutschland. 
Dass sich Staaten mit schlechter, eigener Men-
schenrechtsbilanz so für die Versammlungsfreiheit 
einsetzen, mag irritieren. Dass sie sich aktiv betei-
ligen, ist dagegen ausdrücklich erwünscht. Der 
UPR-Prozess ist gerade so vielversprechend, weil 
alle Staaten daran teilnehmen. Vor 75 Jahren, als 
sich die Mitgliedstaaten mit Mühe auf eine unver-
bindliche Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte einigen konnten, war es für souveräne Staa-
ten undenkbar, sich gegenseitig solche Einblicke in 
die inneren Angelegenheiten zu gewähren. Das 
UPR-Verfahren kam erst im Jahr 2007 – eine Er-
rungenschaft. 

Für ein menschenrechtspolitisch aufgeschlosse-
nes Land wie Deutschland ist das Verfahren eine 

Für eine Menschenrechtspolitik 
aus einem Guss
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Chance, die Menschenrechtslage regelmäßig zu 
überprüfen und konkrete Empfehlungen umzuset-
zen – ressortübergreifend und unter Beteiligung 
der Zivilgesellschaft. Das UPR-Verfahren liefert 
den perfekten Anlass für eine Menschenrechtspoli-
tik aus einem Guss. Doch dieses Potenzial schöpft 
die Bundesregierung bisher nicht aus: Die im Aus-
wärtigen Amt angesiedelte Beauftragte für Men-
schenrechte kann nur an die anderen Ressorts und 
staatlichen Ebenen appellieren, sich zu beteiligen. 
Besser wäre ein zentraler Mechanismus mit klarem 
Auftrag für die Überprüfung und Umsetzung der 
Empfehlungen unter Beteiligung der Zivilgesellschaft 
und der Nationalen Menschenrechtsinstitution.

Auch für eine menschenrechtsbasierte Außen-
politik bietet das Verfahren Chancen: Die Bundes-
regierung muss zunächst glaubwürdig für den Men-
schenrechtsschutz im eigenen Land eintreten, bevor 
es außenpolitisch überzeugt. Sich dem UPR selbst-
kritisch und offen zu stellen, ist ein Türöffner. Dar-
über hinaus könnte die Bundesregierung das Staa-
tenüberprüfungsverfahren aber noch systemati- 
scher in bilateralen Dialogen fruchtbar machen: 
Staaten entscheiden selbst, welche Empfehlungen 
der Staatengemeinschaft sie annehmen. Die Bun-
desregierung kann an diese souveräne Entschei-
dung anknüpfen und die akzeptierten Empfehlun-
gen gezielt als Basis für die menschenrechtsbasierte 
Zusammenarbeit nutzen.

Schließlich sollte die Bundesregierung keinen 
Zweifel daran lassen, dass das Staatenüberprü-
fungsverfahren und die Institutionen in Genf die 
volle Unterstützung Deutschlands haben, politisch 
wie finanziell. Zum diesjährigen 75. Geburtstag 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
sollte die Bundesregierung die Errungenschaften 
im internationalen Menschenrechtsschutz würdi-
gen und Politik, Öffentlichkeit und Verwaltung in 
Deutschland von dem Mehrwert überzeugen.
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Zur Befolgung von UN-Menschen- 
rechtsentscheidungen
Fast alle UN-Menschenrechtsvertragsorgane entscheiden über Menschenrechtsverletzungen in 
Individualbeschwerdeverfahren, aber Ausmaß und Qualität der Befolgung dieser Entscheidungen 
sind bisher kaum erforscht. Neue Untersuchungen zeigen, dass der Befolgungsgrad insgesamt 
geringer ist als bei Urteilen regionaler Menschenrechtsgerichtshöfe. Es gibt jedoch auch Ausnahmen.

Das internationale Menschenrechtsregime um-
fasst eine Vielzahl von Schutz- und Über
wachungsmechanismen auf teils regionaler, 

teils globaler Ebene.1 Zu diesen gehören die Indivi-
dualbeschwerdeverfahren der Ausschüsse der neun 
Haupt-UN-Menschenrechtsübereinkommen, die es 
Einzelpersonen ermöglichen, behauptete Men-
schenrechtsverletzungen vor die mit unabhängi-
gen Sachverständigen besetzten Ausschüsse zu brin-
gen. Diese entscheiden auf Basis der Argumente 
und vorgelegten Beweise, ob eine Verletzung eines 
oder mehrerer der im entsprechenden Überein-
kommen zugesicherten Rechte vorliegt oder nicht. 
Wird eine Verletzung festgestellt, so wird der be-
klagte Staat aufgefordert, den Ausschuss innerhalb 
einer bestimmten Zeit darüber zu informieren, 
welche Maßnahmen er ergriffen hat, um die Ent-
scheidung zu befolgen.

Die Individualbeschwerdeverfahren ähneln in 
vielerlei Hinsicht den gerichtlichen Verfahren vor 
den regionalen Gerichtshöfen für Menschenrechte, 
unterscheiden sich von diesen aber unter anderem 
in einem zentralen Punkt: Ihre Entscheidungen – in 
den meisten Fällen als ›Auffassungen‹ bezeichnet – 
sind anders als die Urteile der Gerichtshöfe formal-

Dr. Andreas von Staden        
ist Referent im Referat  
Exzellenzstrategie der Univer
sität Hamburg. Zuvor war er 
Juniorprofessor für Politik- 
wissenschaft, insbesondere 
Global Governance.

  andreas.vonstaden@uni-hamburg.de
Foto: Lichtraum Fotografie

   1  Das diesem Beitrag zugrunde liegende Forschungsprojekt wurde gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), Projektnummer 
417704617.

   2  Siehe für viele Anja Seibert-Fohr/Christine Weniger, Compliance Monitoring Under the International Covenant on Civil and Political Rights, in: 
Rainer Grote/Mariela Morales Antoniazzi/Davide Paris (Eds.), Research Handbook on Compliance in International Human Rights Law, 
Cheltenham 2021, S. 430–431.

rechtlich nicht bindend. Welche Rolle spielt dieser 
Unterschied zwischen rechtlich verbindlichem und 
unverbindlichem Status menschenrechtlicher Ent-
scheidungen für die Wahrscheinlichkeit ihrer Be-
folgung? Oft wird das Fehlen rechtlicher Verbind-
lichkeit mit der Erwartung geringerer Befolgung 
verbunden.2 Klar ist, dass rechtliche Verbindlich-
keit – oder ihr Fehlen – nicht allein für Befolgung 
oder Nichtbefolgung verantwortlich ist, werden doch 
zahlreiche rechtlich verbindliche Urteile internatio-
naler Gerichtshöfe nicht – oder nicht vollständig – 
umgesetzt, während eine Vielzahl rechtlich nicht 
bindender Entscheidungen, Empfehlungen und Ver-
einbarungen befolgt wird. Rechtlicher Status ist ein 
Einflussfaktor unter mehreren und entfaltet eine 
spezifische Wirkung regelmäßig erst in der Interak-
tion mit anderen Faktoren wie der Ausprägung von 
Rechtstaatlichkeit oder liberaler Demokratie.

Die UN-Individualbeschwerdeverfahren

Die Ausschüsse von acht der neun Haupt-UN-
Menschenrechtsübereinkommen üben aktuell die 
Kompetenz aus, Beschwerden von Einzelpersonen 
(›communications‹) entgegenzunehmen und ihre 
Auffassungen (›views‹, teilweise auch ›opinions‹ 
[CERD] und ›decisions‹ [CAT ab dem Jahr 2002] 
genannt) dahingehend zu äußern, ob die dargeleg-
ten Sachverhalte Menschenrechtsverletzungen be-
gründen. Die Individualbeschwerdeverfahren sind 
durchweg fakultativ und bedürfen einer separaten 
Anerkennungserklärung oder der Ratifizierung ei-
nes zusätzlichen Protokolls. Dabei ist die Bereit-
schaft, neben den Übereinkommen auch die Indivi-
dualbeschwerdeverfahren zu akzeptieren, ungleich 
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über den Globus verteilt: Während einige Staaten – 
insbesondere in den Regionen, in denen es auch 
regionale Gerichtshöfe für Menschenrechte gibt3 
– sich der Mehrzahl oder sogar allen Verfahren 
bezüglich der von ihnen ratifizierten Übereinkom-
men unterworfen haben, haben gut drei Dutzend 
Länder dies bei keinem der für sie geltenden Ver-
träge getan.4

Inhaltlich und prozessual haben die Verfahren 
quasi-gerichtlichen Charakter: Die Ausschüsse ent-
scheiden auf der Grundlage der anwendbaren Über-
einkommen, befolgen gerichtsähnliche Verfahrens-
regeln und erlassen Entscheidungen, die in Form 
und Inhalt Urteilen entsprechen. Die meisten Aus-
schüsse benennen in ihren Entscheidungen die Ab-
hilfemaßnahmen, die staatlicherseits zu ergreifen 
sind, um die Entscheidungen zu befolgen und die 
Verletzungen wiedergutzumachen. Alle Vertrags-

organe führen inzwischen ›Follow-Up‹-Verfahren 
durch, im Rahmen derer die Befolgung der Ent-
scheidungen und die Umsetzung der angezeigten 
Abhilfemaßnahmen nachverfolgt und bewertet wird.

Allerdings: Nicht nur fehlt in den Übereinkom-
men eine explizite Regelung zur Bindungswirkung 
wie sie etwa in der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
enthalten ist,5 auch die Tatsachen, dass die Ver-
tragsorgane als ›Ausschüsse‹ und nicht ›Gerichte‹ 
bezeichnet werden, sich aus ›Sachverständigen‹ und 
nicht aus ›Richtern‹ zusammensetzen und ›Auffas-
sungen‹ und nicht ›Urteile‹ erlassen, sind Indizien 
für die Intention, die Auffassungen der Vertragsor-
gane als rechtlich unverbindlich zu betrachten. Dem 
Versuch, über die angewendeten, rechtlich fraglos 
verbindlichen Übereinkommen eine indirekte Bin-
dungswirkung zu konstruieren,6 sind die vorherr-

   3  Siehe hierzu Andreas von Staden/Andreas Ullmann, Seeking Overlap and Redundancy in Human Rights Protection: Reputation, Consistency 
and the Acceptance of the UN Human Rights Treaties’ Individual Communications Procedures, The International Journal of Human Rights,  
26. Jg., 8/2022, 1476–1502.

   4  Office of the High Commissioner for Human Rights (OHCHR), Acceptance of 9 Individual Communications Procedures, Stand: 31. Dezember 2019, 
www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/Issues/HRIndicators/IndividualCommunications_map.xls

   5  Artikel 46, Absatz 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK): »Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, in allen Rechtssachen, 
in denen sie Partei sind, das endgültige Urteil des Gerichtshofs zu befolgen.«

   6  Christoph Pappa, Das Individualbeschwerdeverfahren des Fakultativprotokolls zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, 
Bern 1996, S. 309–319.

Tabelle 1: UN-Menschenrechtsübereinkommen, Ausschüsse und Individualbeschwerdeverfahren

Übereinkommen Ausschuss (engl. Akronym) Vertrags-
parteien

Davon: Individual-
beschwerdever-
fahren akzeptiert

Beschwerde
verfahren 
aktiv seit:

Internationales Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von rassistischer Diskriminierung (1965)

Ausschuss zur Beseitigung rassistischer 
Diskriminierung (CERD)

182 59  (32,4%) 1982

Internationaler Pakt über bürgerliche und  
politische Rechte (1966)

Menschenrechtsausschuss (HRC) 173 116  (67,1%) 1976

Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (1966)

Ausschuss für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (CSCR)

171 28  (16,4%) 2013

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (1979)

Ausschuss für die Beseitigung der  
Diskriminierung der Frau (CEDAW)

189 115  (60,8%) 2000

Übereinkommen gegen Folter und andere  
grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe (1984)

Ausschuss gegen Folter (CAT) 173 70  (40,5%) 1987

Übereinkommen über die Rechte des Kindes (1989) Ausschuss für die Rechte des Kindes (CRC) 196 51  (26,0%) 2014

Internationales Übereinkommen zum Schutz  
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer  
Familienangehörigen (1990)

Ausschuss zum Schutz der Rechte  
aller Wanderarbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen (CMW)

59 5  (8,5%) ---

Internationales Übereinkommen zum Schutz aller 
Personen vor dem Verschwindenlassen (2006)

Ausschuss über das Verschwinden
lassen (CED)

72 28  (38,9%) 2010

Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (2006)

Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (CRPD)

188 105  (55,9%) 2008

Quellen: UN Treaty Collection, treaties.un.org/Pages/Treaties.aspx,  
UN Treaty Body Database, tbinternet.ohchr.org/_layouts/15/TreatyBodyExternal/Treaty.aspx, Stand: 12. Oktober 2023.



264 		  VEREINTE NATIONEN  6/2023

Zur Befolgung von UN-Menschenrechtsentscheidungen  |  von Staden

schende staatliche Praxis7 und Lehrmeinung8 nicht 
gefolgt. Das Fehlen rechtlicher Verbindlichkeit be-
deutet jedoch nicht die Abwesenheit jeglicher Nor-
mativität und schließt legitime Erwartungen hin-
sichtlich der Befolgung der Entscheidungen nicht 
aus, sodass einige Kommentatoren ihnen einen 
»quasi-verbindlichen« oder auch »nicht-rechtlich 
verbindlichen« Status zugeschrieben haben.9

Inhaltlich adressieren die Auffassungen in Ab-
hängigkeit von den jeweils anwendbaren Abkom-
men ein breites Spektrum an Menschenrechtsver-
letzungen, vom Recht auf Leben und der Freiheit 
von Folter über Fairness-Garantien und Religions-
freiheit bis hin zum Schutz der Identität und dem 
Recht auf sexuelle und reproduktive Gesundheit 
und informierte Zustimmung. Eine besonders häu-
fige Fallkategorie betrifft den Grundsatz der Nicht-
zurückweisung (›non-refoulement‹), der es Staaten 
untersagt, Personen in Länder abzuschieben oder 
auszuweisen, in denen ihnen schwere, irreversible 
Verletzungen insbesondere ihrer physischen Inte
gritätsrechte drohen.10 Deutschland wurden in bis-
her vier Auffassungen Menschenrechtsverletzun-
gen zur Last gelegt. Diese betrafen einen unver- 
hältnismäßigen Eingriff in die Privatsphäre und 
Reputation der Beschwerdeführerin, das Fehlen 
einer wirksamen Untersuchung, ob bestimmte Äu-
ßerungen Ideen rassischer Überlegenheit oder Ras-
senhass propagieren, eine erfolgte Auslieferung 

trotz der Gefahr von Folterung im Zielland und 
unzureichende Maßnahmen zur Eingliederung von 
Personen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt.11

(Nicht-)Befolgung von 
Ausschussentscheidungen

Ein wichtiger Indikator für die Wirkungsmacht 
von Individualbeschwerdeverfahren ist der Um-
fang der Befolgung der Entscheidungen durch die 
betroffenen Staaten: Wird zuerkannte finanzielle 
Entschädigung gezahlt? Wird die Rechtsverletzung 
– wo anhaltend – im Fall der Beschwerdeführenden 
beendet und werden ihre Folgen soweit wie mög-
lich beseitigt? Werden generelle Maßnahmen wie 
Gesetzesänderungen, Änderungen von Verwal-
tungspraktiken oder Anpassungen der Rechtspre-
chung durchgeführt, um eine Wiederholung der 
Verletzung jenseits des entschiedenen Einzelfalls zu 
verhindern? Untersuchungen zur Befolgung der 
Urteile insbesondere der beiden Gerichtshöfe für 
Menschenrechte in Europa und den Amerikas gibt 
es bereits einige. Sie erlauben verlässliche Rück-
schlüsse auf die Faktoren, die die Urteilsbefolgung 
und ihre Qualität beeinflussen. Für die Auffassun-
gen der UN-Menschenrechtsvertragsorgane fehlte 
es jenseits selektiver – und methodisch nicht un-
problematischer – Analysen12 bisher jedoch an ver-
gleichbaren Untersuchungen.

Im Rahmen eines von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG) geförderten Forschungspro-
jekts wurde begonnen, diese Lücke zu schließen.13 
Eine systematische Erfassung der Informationen 
aus den bis zum Jahr 2022 verfügbaren ›Follow-
Up‹-Berichten der Ausschüsse zur Umsetzung aller 
bis zum Jahr 2019 erlassenen Auffassungen ergab 
dabei, dass 39 Prozent der Entscheidungen zumin-
dest in Teilen befolgt wurden. Diese Rate betrifft 

   7  Für eine Ausnahme siehe Machiko Kanetake, María de los Ángeles González Carreño v. Ministry of Justice, Judgment No. 1263/2018, Supreme 
Court of Spain, 17.7.2018, American Journal of International Law, 113. Jg., 3/2019, S. 586–592.

   8  Siehe nur Dinah Shelton, The Legal Status of Normative Pronouncements of Human Rights Treaty Bodies, in: Holger Hestermeyer et al. (Eds.), 
Coexistence, Cooperation and Solidarity: Liber Amicorum Rüdiger Wolfrum, Band 1, Leiden und Boston 2012, S. 567–571.

   9  Giuliana Monina, Article 22: Individual Complaints Procedure, in: Manfred Nowak/Moritz Birk/Giuliana Monina (Eds.), The United Nations 
Convention Against Torture and Its Optional Protocol: A Commentary, Oxford 2019, S. 632; Andreas von Staden, The Conditional Effectiveness of 
Soft Law: Compliance With the Decisions of the Committee Against Torture, Human Rights Review, 23. Jg., 4/2022, S. 454.

10  Başak Çalı/Cathryn Costello/Stewart Cunningham, Hard Protection Through Soft Courts? Non-Refoulement Before the United Nations Treaty 
Bodies, German Law Journal, 21. Jg., 3/2020, S. 355–384.

11  M.G. gegen Deutschland, UN Doc. CCPR/C/93/D/1482/2006 v. 23.7.2008; TBB-Türkischer Bund in Berlin/Brandenburg gegen Deutschland,  
UN Doc. CERD/C/82/D/48/2010 v. 26.2.2013; Abichou gegen Deutschland, UN Doc. CAT/C/50/D/430/2010 v. 21.5.2013; Liliane Gröninger gegen 
Deutschland, UN Doc. CRPD/C/D/2/2010 v. 4.4.2014.

12  Vera Shikhelman, Implementing Decisions of International Human Rights Institutions – Evidence From the United Nations Human Rights 
Committee, European Journal of International Law, 30. Jg., 3/2019, S. 753–777.

13  Die folgenden Angaben basieren auf Andreas Ullmann/Andreas von Staden, A Room Full of ›Views‹: Introducing a New Dataset to Explore 
Compliance With the UN Treaty Bodies’ Individual Complaints Procedures, Journal of Conflict Resolution 2023, S. 9f., journals.sagepub.com/doi/
epdf/10.1177/00220027231160460

Für die Auffassungen der UN-Menschenrechts-
vertragsorgane fehlte es bisher an belastbaren 
Untersuchungen zu ihrer Befolgung.
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alle Auffassungen, zu denen konkrete Informatio-
nen zum Befolgungsstatus vorhanden sind (772). 
Darüber hinaus gibt es 632 Auffassungen, zu de-
nen keinerlei Informationen zum Umsetzungssta-
tus vorliegen. Fügt man diese dem Datensatz hinzu 
und kodiert sie als ›nicht befolgt‹ (unter der An-
nahme, dass Staaten üblicherweise einen Anreiz 
haben sollten, positive Informationen zur Befol-
gung mitzuteilen, und wenn sie dies nicht tun, es in 
den meisten Fällen keine entsprechenden Informa-
tionen gibt), dann sinkt die Befolgungsrate auf le-
diglich 19 Prozent. Diese Raten liegen deutlich un-
ter denen, die in Studien für den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) – mit 
mehr als 56 Prozent vollständiger Befolgung – und 
den Inter-Amerikanischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (IAGMR) – mit bis zu 94 Prozent voll-
ständiger oder teilweiser Befolgung auf Ebene der 
Einzelmaßnahmen – ermittelt wurden.14

Das Bild wird etwas positiver, wenn die Zahlen 
nach Ausschüssen aufgeschlüsselt werden. Dann 
kommt der aktivste Ausschuss – HRC mit 1156 
Auffassungen im vollständigen Datensatz – auf 
eine Befolgungsrate von lediglich rund 17 Prozent, 
der Ausschuss gegen Folter mit 162 Auffassungen 
hingegen auf etwa 47 Prozent. Die anderen sechs 
Ausschüsse liegen bei teilweise bisher geringen ein-
stelligen Fallzahlen dazwischen und erzielen bei 
insgesamt 86 Auffassungen eine Befolgungsrate 
von gut 30 Prozent. Ebenfalls aufschlussreich ist 
eine Aufschlüsselung nach Entscheidungs- bezie-
hungsweise Verletzungstypen. Hier stechen die Be-
folgungsraten jener Entscheidungen hervor, die so-
genannte bedingte ›Non-Refoulement‹-Verletzungen 
betreffen, bei denen dem betroffenen Staat avisiert 
wird, dass er das Übereinkommen gegen Folter 
oder den Zivilpakt verletzen würde, wenn er die 
Beschwerdeführenden in Länder ausweist oder ab-
schiebt, in denen ihnen schwere Misshandlungen 
drohen, und der Staat die Verletzung somit noch 
abwenden kann. Bei dieser Art Entscheidung liegt 
die Befolgungsrate beim CAT bei 76 Prozent (62 
von 82 Entscheidungen) und beim HRC bei 53 Pro-
zent (26 von 49 Entscheidungen). Bei bereits statt-
gefundenen und wiedergutzumachenden Rechts-
verletzungen sinken die Befolgungsraten hingegen 
sowohl beim CAT auf 17,5 Prozent (14 von 80 Auf-

fassungen) als auch beim HRC auf 15,2 Prozent 
(169 von 1107 Auffassungen).

Die vergleichsweise gute Bilanz bei der Umset-
zung solcher ›Non-Refoulement‹-Entscheidungen 
ist unter anderem damit erklärt worden, dass diese 
besonders leicht – durch Unterlassen – umzusetzen 
seien und kaum Kosten verursachten.15 Doch ei-
nerseits verlangt die Umsetzung auch dieser Ent-
scheidungen ein aktives Handeln des Staates, anderer-
seits betreffen sie Regelungsbereiche – Einwanderung 
und Asylrecht – die in den meisten Staaten poli-
tisch sensibel sind und dem Staat neben – wenn 
auch vergleichsweise geringen – materiellen Kosten 
insbesondere Souveränitätskosten auferlegen. Dies 
geschieht dadurch, dass er in einem zentralen Po
litikbereich statt der Entscheidungen seiner natio-
nalen Organe die eines internationalen Überwa-
chungsgremiums umsetzen soll. Ein wesentlicher 
Faktor für die Erklärung der guten Befolgungs
bilanz wird eher über die Identität der betroffe- 
nen Staaten geliefert: Der Großteil der ›Non-

Refoulement‹-Entscheidungen der UN-Menschen-
rechtsvertragsorgane erging gegen liberale Demo-
kratien in Europa – insbesondere gegen Schweden, 
die Schweiz und Dänemark – die sowohl aufgrund 
ihrer liberalen Werteorientierung als auch ihrer 
rechtstaatlichen Verfasstheit die Autorität von in-
ternationalen Institutionen nicht prinzipiell infrage 
stellen. Dies bedeutet nicht, dass den Ausschüssen 
blind gefolgt und die Auffassungen nicht auch kri-
tisiert würden,16 aber es bestehen institutionali-
sierte Verfahren zu ihrer Berücksichtigung und 
keine grundsätzliche Ablehnung.

Bei anderen Verletzungsarten reihen sich aller-
dings auch liberale Demokratien in die Riege der 
unzureichenden Befolger ein. Über alle Auffassun-
gen hinweg ist liberale Demokratie kein statistisch 

14  Andreas von Staden, Strategies of Compliance with the European Court of Human Rights: Rational Choice within Normative Constraints, 
Philadelphia 2018, S. 22; Damian A. Gonzalez-Salzberg, Do States Comply With the Compulsory Judgments of the Inter-American Court of 
Human Rights? An Empirical Study of the Compliance With 330 Measures of Reparation, Revista do Instituto Brasileiro de Direitos Humanos,  
13. Jg., 13/2013, S. 93–114.

15  Kate Fox Principi, United Nations Individual Complaint Procedures: How Do States Comply?, Human Rights Law Journal, 37. Jg., 1–6/2017, S. 4 
(Fußnote 26).

16  Sarah Scott Ford, Nordic Migration Cases Before the UN Treaty Bodies: Pathways of International Accountability?, Nordic Journal of International 
Law, 91. Jg., 1/2022, S. 68 und 70–72.

Bei bestimmten Verletzungsarten reihen sich 
auch liberale Demokratien in die Riege der 
unzureichenden Befolger ein.
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signifikanter Einflussfaktor für Befolgung17 und 
hinsichtlich der Entscheidungen des Ausschusses 
gegen Folter haben liberal-demokratische Staaten 
die Mehrheit der zugegebenermaßen wenigen Fäl-
le, die tatsächliche Verletzungen des Übereinkom-
mens gegen Folter betrafen, ebenfalls nicht umge-
setzt.18 Überraschenderweise schneidet die Umset- 
zung einer Abhilfemaßnahme über alle Staaten 
hinweg besonders schlecht ab: finanzielle Entschä-
digung. Dies ist deswegen bemerkenswert, weil der-
selbe Maßnahmentyp beim EGMR und IAGMR 
zu den am häufigsten umgesetzten gehört.19 Eine 
mögliche Erklärung ist hier, dass die Ausschüsse 
anders als die Gerichtshöfe keinen konkreten Ent-
schädigungsbetrag benennen, sondern lediglich eine 
›(angemessene) Entschädigung‹ verlangen und Staa-
ten die Nichtumsetzung unter anderem mit dieser 
Unbestimmtheit rechtfertigen.

Können die geringeren Befolgungsraten der Aus-
schussauffassungen im Vergleich zu Urteilen der 
regionalen Gerichtshöfe auf den Mangel an rechtli-
cher Verbindlichkeit zurückgeführt werden? Erste 
statistische Analysen zu dieser Frage, bei denen die 
Befolgung von Auffassungen und Urteilen mit ver-
gleichbaren Menschenrechtsverletzungen durch die-
selben beklagten Staaten untersucht wurden, beja-
hen dies: Die Wahrscheinlichkeit der Befolgung ist 
hier bei rechtlich verbindlichen Urteilen im Ver-
gleich zu unverbindlichen Auffassungen durchweg 

höher und steigt in Abhängigkeit vom verwendeten 
statistischen Modell um das drei- bis fast fünffa-
che, wobei ein erwartetet wichtiges Merkmal – 
Rechtsstaatlichkeit – sich bei positiver Ausprägung 
auf die Befolgung beider Arten von Entscheidungen 
förderlich auswirkt.20 Offenbar entfaltet Recht-
staatlichkeit nicht nur über den normativ begrün-
deten Befolgungsanspruch von Recht eine Wirkung, 
sondern mitunter auch – wenn auch selektiver – 
über die Erwartung, dass Verletzungen von Rechts-
positionen grundsätzlich zu beenden und wieder-
gutzumachen sind.

Menschenrechtskultur etablieren

Der jüngste Reformprozess zur Stärkung des Sys-
tems der Ausschüsse der UN-Menschenrechtüber-
einkommen – angestoßen durch die Resolution der 
Generalversammlung A/RES/68/268 vom 9. April 
2014 – hat sich ganz überwiegend auf verbesserte 
Ressourcennutzung sowie Vereinheitlichung und 
Verschlankung der Arbeitsmethoden und Verfah-
ren fokussiert21 und dabei fast gänzlich die Frage 
nach der erfolgreichen Umsetzung der Entscheidun-
gen und Empfehlungen der Ausschüsse ausgeklam-
mert. Dabei zeigen die hier besprochenen Daten, 
dass gerade in diesem Bereich Stärkung möglich und 
nötig ist. Zum Teil können die Ausschüsse selbst 
dazu beitragen, die Befolgungsraten ihrer Entschei-
dungen zu erhöhen, indem sie geforderte Abhilfe-
maßnahmen genauer spezifizieren und zum Beispiel 
konkrete Entschädigungssummen festlegen. Aber 
auch hinsichtlich der Befolgung der Auffassungen 
zeigt sich wie in anderen Bereichen des internationa-
len Menschenrechtssystems, dass die wirkungs-
mächtigsten Einflussfaktoren innerstaatlicher Natur 
sind und den Menschenrechten verpflichtete Institu-
tionen allein kein »Ersatz für eine Menschenrechts-
kultur auf allen Ebenen der Entscheidungsfindung«22 
innerhalb politischer Gemeinwesen sein können. 
Eine solche Menschenrechtskultur zu etablieren und 
zu stärken, bleibt daher der erfolgversprechendste 
Ansatz, um die Befolgung sowohl von Primärnor-
men als auch von darauf basierenden Entscheidun-
gen in größtmöglichem Umfang zu verwirklichen.

17  Ullmann/von Staden, A Room Full of ›Views‹, a.a.O. (Anm. 13), S. 16. 
18  von Staden, The Conditional Effectiveness of Soft Law, a.a.O. (Anm. 9), S. 471.
19  Ullmann/von Staden, A Room Full of ›Views‹, a.a.O. (Anm. 13), S. 15. 
20  Andreas von Staden/Andreas Ullmann, On the Causal (In)Significance of Legal Status: Compliance with the ›Views‹ of the UN Human Rights 

Treaty Bodies and the Judgments of Regional Human Rights Courts, Working Paper, November 2023.
21  Vgl. UN Doc. A/75/601 v. 17.11.2020, Annex.
22  Bas de Gaay Fortman, Political Economy of Human Rights: Rights, Realities and Realization, Abingdon/New York 2011, S. 76.
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Die Guten Dienste  
des UN-Generalsekretärs
Diplomatische Streitbeilegung zählt zu den weniger beachteten Kernaufgaben des UN-General
sekretärs. Wichtigen Bemühungen in jüngerer Zeit auf Zypern und zwischen Venezuela und 
Guyana steht ein Unvermögen im russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine entgegen.

Streitfälle in den internationalen Beziehun-
gen zwischen Staaten können nicht immer 
zwischen diesen selbst beigelegt werden. 

Die Gründe für ein solches Unvermögen liegen 
etwa in unterschiedlichen politischen Ideologien, 
historischen Gegebenheiten, anhaltenden gewalt-
tätigen Auseinandersetzungen, wirtschaftlichen 
Zielstellungen oder ethnisch beziehungsweise re-
ligiös aufgeladenen Differenzen. In einer solchen 
Situation schlägt die Stunde derjenigen Mecha-
nismen der internationalen Streitbeilegung, die 
einen dritten Akteur einführen, mit dessen Hilfe 
eine Lösung des Disputs ermöglicht werden soll. 
Alle UN-Generalsekretäre seit Trygve Lie haben 
als ein solcher Akteur gewirkt. Ein bedeutendes 
Werkzeug waren dabei immer wieder die soge-
nannten Guten Dienste (Good Offices). In einer 
Zeit, in der bei zwischenstaatlichen Auseinander-
setzungen wieder vermehrt Waffengewalt zum 
Einsatz kommt, hat dieses Werkzeug eine heraus-
gehobene Bedeutung für die Bemühungen der 
Vereinten Nationen, ihre Ziele gemäß der UN-
Charta1 zu erreichen. Daher werden in diesem 
Beitrag die Rahmenbedingungen für Gute Diens-
te durch den Generalsekretär und aktuelle Bei-
spiele für ihre Anwendung und Grenzen vorge-
stellt.

Prof. Dr. Manuel Brunner         
lehrt Öffentliches Recht an der 
Hochschule für Polizei und öffent-
liche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen.

  manuel.brunner@hspv.nrw.de
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   1  Yearbook of the United Nations 1946–1947, S. 831ff.
   2  UN Doc. OLA/COD/2394 v. 1992, Para. 101f.

Gute Dienste als Mittel der 
Streitbeilegung

Gute Dienste sind eines der klassischen Mittel der 
friedlichen Streitbeilegung, zu der die Staaten ge-
mäß Artikel 2, Absatz 3 der UN-Charta verpflich-
tet sind, wenn sie einen zwischen ihnen bestehen-
den Disput lösen möchten. Zwar finden sich Gute 
Dienste nicht in der Aufzählung solcher Mittel in 
Artikel 33, Absatz 1 der UN-Charta; allerdings ist 
diese nur exemplarisch. Das Streitbeilegungsmittel 
der Guten Dienste folgt dabei der Idee, dass eine 
nicht an einem Streit beteiligte Partei, etwa ein 
Staat oder eine internationale Institution, Mittel 
zur Verfügung stellt, um die Streitsituation zu be-
ruhigen oder um eine Lösung für die Situation her-
beizuführen. Unabhängig davon, ob die Guten 
Dienste von der Drittpartei selbst angeboten wur-
den oder die Streitparteien um diese Dienste bei 
der Drittpartei nachgesucht haben, ist es stets not-
wendig, dass alle Parteien der Anwendung dieses 
Streitbeilegungsmittels zustimmen. Hauptmerk-
mal der Guten Dienste ist es dabei, dass die Dritt-
partei versucht, die im Streit liegenden Parteien zur 
Aufnahme oder zur Fortsetzung von Verhandlun-
gen zu bewegen und so einen Kommunikationska-
nal zwischen ihnen zu eröffnen. Allerdings gibt es 
auch Fälle, in denen die Drittpartei ermächtigt ist, 
eine aktivere Rolle bei der Lösung der Streitigkeit 
zu spielen. Diese kann etwa darin bestehen, eigene 
Vorschläge zu erarbeiten oder Treffen mit den 
Streitenden abzuhalten. In solchen Fällen gehen die 
Guten Dienste in Vermittlungen über. Eine scharfe 
Trennung zwischen den beiden Streitbeilegungs-
mitteln ist damit kaum möglich.2

Die Guten Dienste haben zusammen mit der 
Vermittlung eine Kodifikation in den Abkommen 
zur friedlichen Erledigung internationaler Streit-
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fälle von 1899 und 1907 erfahren, die auf den mul-
tilateralen Friedenskonferenzen in Den Haag erar-
beitet wurden.3 In der ›Erklärung von Manila über 
die friedliche Beilegung von internationalen Strei-
tigkeiten‹ der Generalversammlung aus dem Jahr 
1982 werden die Guten Dienste als eines der Mittel 
benannt, derer sich die Staaten zur Lösung ihrer 
Streitigkeiten bedienen sollen.4 Gleichzeitig wer-
den sie auch von den Vereinten Nationen genutzt, 
um auf die internationalen Beziehungen in konflikt
entspannender oder -beilegender Weise einzuwir-
ken. Dies wurde bereits in der ›Erklärung über die 
Verhütung und Beseitigung von Streitigkeiten und 
von Situationen, die den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit bedrohen‹ der Generalver-
sammlung aus dem Jahr 1988 unterstrichen. Darin 
wurde festgehalten, dass der Sicherheitsrat in sol-
chen Fällen unter anderem zu einem frühen Zeit-
punkt die Entsendung von Missionen erwägen soll, 
die Gute Dienste leisten können.5

In der Praxis der UN liegt die Aufgabe der Aus-
übung Guter Dienste allerdings regelmäßig beim 
Generalsekretär, wobei er entweder selbst tätig 
wird oder diese Aufgabe einem Persönlichen Be-
auftragten anvertraut; in einigen Fällen sind sogar 
eigene UN-Missionen zu diesem Zweck errichtet 
worden. Ihre rechtliche Grundlage finden die Gu-
ten Dienste dabei oftmals in Artikel 99 der UN-
Charta. Die Regelung sieht vor, dass der General-
sekretär die Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats 
auf jede Situation lenken kann, die nach seinem 
Dafürhalten den Weltfrieden oder die internatio-
nale Sicherheit gefährdet. Es ist inzwischen aner-
kannt, dass dem Generalsekretär aus der Vor-
schrift ein Recht dazu erwächst, aus eigenem 
Antrieb im politischen Bereich tätig zu werden. 
Dies schließt neben Fragen des Friedens und der 
Sicherheit auch die Streitbeilegung ein. Im Geiste 
dieser Vorschrift stehen dem Generalsekretär ver-

schiedene Mittel offen, derer er sich zur Erfüllung 
seiner politischen Aufgaben bedienen kann, wozu 
etwa Vermittlung, Untersuchung oder Gute Diens-
te zählen. Aufgaben im Bereich der Guten Dienste 
kann der Generalsekretär nach Maßgabe von Arti-
kel 98 der UN-Charta zudem insbesondere von der 
Generalversammlung oder dem Sicherheitsrat 
übertragen bekommen. Letztlich kann der Gene-
ralsekretär auch dann aktiv werden, wenn sich die 
Parteien einer internationalen Streitigkeit direkt an 
ihn mit dem Ersuchen wenden, Gute Dienste aus-
zuüben. Der Generalsekretär wird dabei nicht nur 
in zwischenstaatlichen Konstellationen aktiv, son-
dern auch in innerstaatlichen Konfliktsituationen.6

Zyprische Teilung

Zeitlich sehr weit zurück reichen die Guten Dienste 
des Generalsekretärs auf der Insel Zypern; diese 
dauern bis heute an. Zypern erhielt seine Unabhän-
gigkeit vom Vereinigten Königreich im Jahr 1960. 
Das Verhältnis zwischen der griechisch- und tür-
kisch-zyprischen Bevölkerung war dabei stets sehr 
angespannt.7 Die Spannungen erreichten einen blu-
tigen Höhepunkt im Dezember 1963, nachdem der 
griechisch-zyprische Präsident Erzbischof Makari-
os III. eine Verfassungsreform angekündigt hatte. 
Bei den durch einen gewaltsamen Polizeieinsatz 
ausgelösten Auseinandersetzungen starben mehr 
als 1200 türkische Zyprerinnen und Zyprer. Im 
Jahr 1964 empfahl der Sicherheitsrat in einer Reso-
lution daraufhin, dass der Generalsekretär in 
Übereinstimmung mit den Regierungen von Zy-
pern, der Türkei, von Griechenland und des Verei-
nigten Königreichs einen Mediator bestimmen sol-
le, der mit Repräsentanten der lokalen Gemein- 
schaften und den benannten Regierungen eine 
friedliche Lösung und eine Vereinbarung hinsicht-
lich der Lösung der Zypern-Frage ausarbeiten sol-
le. Zudem wurde die Entsendung einer UN-Frie-
denstruppe auf die Insel beschlossen.8

Die Vermittlungsbemühungen der UN konnten 
nicht verhindern, dass es im Juli 1974 zu einem 
Militärputsch auf Zypern kam. Die vom Obristen-
Regime in Athen unterstützte Aktion verfolgte das 
Ziel, Zypern mit Griechenland zu vereinigen. Als 
Reaktion hierauf begann die Türkei mit einer Inva-
sion Zyperns. Hierbei besetzten die türkischen 

   3  Reichsgesetzblatt (RGBl.) 1901, S. 393ff.; RGBl. 1910, S. 5ff., dort jeweils Art. 2 bis 8.
   4  UN Doc. A/RES/37/10 v. 15.11.1982, Annex, Para. 5. 
   5  UN Doc. A/RES/43/51 v. 5.12.1988, Annex, Para. 12. 
   6  Vgl. OLA/COD/2394, a.a.O. (Anm. 2), Para. 367ff.; Yoshifumi Tanaka, The Peaceful Settlement of International Disputes, Cambridge 2018, S. 88ff.
   7  Vgl. Lawrence Stevenson/Glynnis Stevenson, Cyprus: An Ancient People, a Troubled History, and One Last Chance for Peace, Toronto 2022.
   8  UN Doc. S/RES/186 v. 4.3.1964, Para. 4, 7.

In der Praxis der UN liegt die Aufgabe der  
Ausübung Guter Dienste regelmäßig beim  
Generalsekretär.
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Truppen den Norden der Insel und vertrieben die 
zyprischen Griechen von dort, was zu einer Teilung 
des Landes führte. Der Sicherheitsrat verabschie-
dete daraufhin unter anderem eine Resolution, in 
der der Generalsekretär ersucht wurde, eine neue 
Mission zum Leisten Guter Dienste zu unterneh-
men, mit den Parteien des Konflikts auf der Grund-
lage neu vereinbarter Verfahren zusammenzukom-
men und sich persönlich zu ihrer Verfügung zu 
halten.9 Auf dieser Grundlage ist seitdem eine sol-
che Mission auf der Insel aktiv und konnte auch 
nach Ausrufung der international nicht anerkann-
ten Türkischen Republik Nordzypern im Jahr 
1983 ihre Arbeit fortsetzen.10 Die Mission unter-
stützt die politischen Führungen der griechisch- 
und der türkisch-zyprischen Bevölkerung seitdem 
bei der Vorbereitung und Durchführung von Lö-
sungsansätzen für die bestehenden Divergenzen.

Eine gewisse Zäsur für die Arbeit der Mission 
bildete das Fehlschlagen des UN-Plans zur Lösung 
der Zypern-Frage, der in den frühen 2000er Jahren 
vor allem durch den damaligen Generalsekretär 
Kofi Annan vorangetrieben wurde. Der ›Annan-
Plan‹ sah die Bildung einer Konföderation der bei-
den politisch getrennten Inselteile vor.11 Im Jahr 
2004 scheiterte der Plan allerdings aufgrund eines 
negativen Resultats bei der Volksabstimmung über 
seine Annahme im südlichen Teil der Insel. Erst im 
Jahr 2008 beschlossen der neu gewählte Präsident 
der Republik Zypern Dimitris Christofias und der 
Anführer der türkisch-zyprischen Bevölkerung 
Mehmet Ali Talat, den Verhandlungsprozess zwi-
schen beiden Seiten unter der Schirmherrschaft des 
Generalsekretärs wieder aufzunehmen. Dieser er-
klärte seine volle Unterstützung für den Friedens-
prozess und belebte die Mission hinsichtlich der 
Guten Dienste neu.12

Die Mission der Guten Dienste wird von einem 
Sonderberater des Generalsekretärs geleitet und 
von der UN-Friedensmission unterstützt, ist aber 
von dieser unabhängig. Die UN haben die Mission 
derzeit mit der strategischen Zielsetzung betraut, 
eine umfassende Lösung der Zypern-Frage zu er-
reichen. Hierzu soll die Mission vollwertige Ver-
handlungen zwischen den beiden Seiten durch eine 
stetig wachsende Zahl von bilateralen und gemein-
schaftlichen Treffen, Vorlage von Konvergenzpa-
pieren sowie durch Treffen von technischen Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen sowie durch die 

Umsetzung von vertrauensbildenden Maßnahmen 
unterstützen.13 Neben der Begleitung der Verhand-
lungen, die im Jahr 2021 nach einer weiteren lan-
gen Pause wieder aufgenommen wurden, gehört 
die Förderung der Arbeit der gemeinschaftlichen 
technischen Ausschüsse, die von den beiden politi-

schen Führungen seit dem Jahr 2008 eingesetzt 
wurden, um Angelegenheiten zu bewältigen, die 
beide Seiten betreffen, zu den derzeitigen Haupt-
aufgaben der Mission. Solche Ausschüsse bestehen 
unter anderem für die Bereiche Kriminalitätsbe-
kämpfung, Krisenmanagement, Umwelt, Kultur, 

   9  UN Doc. S/RES/367 v. 12.3.1975, Para. 6.
10  Vgl. UN Doc. S/RES/541 v. 18.11.1983; S/RES/550 v. 11.5.1984. 
11  Basis for a Comprehensive Settlement of the Cyprus Problem in der Fassung v. 31.3.2004; vgl. hierzu UN Doc. S/2004/437 v. 28.5.2004.
12  Vgl. UN Doc. S/2008/353 v. 2.6.2008, Para. 2ff.; S/2008/744 v. 28.11.2008, Para. 2ff. 
13  UN Doc. A/76/6(Sect.3)/Add.2 v. 14.5.2021, Para. 9f.

Die Mission hinsichtlich Guter Dienste wird von 
einem Sonderberater des Generalsekretärs geleitet 
und von der UN-Friedensmission unterstützt.

UN-Generalsekretär António Guterres (Mitte) hielt im November 2019 in Berlin ein 
informelles Treffen mit Nicos Anastasiades (l.), dem Präsidenten der griechischen 
Zyprioten, und Mustafa Akinci (r.), dem Präsidenten der türkischen Zyprioten, um 
die Bemühungen um eine umfassende Lösung der Zypernfrage zu erörtern.    
UN PHOTO: TOBIAS HOFSAESS
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Bildung oder Kulturerbe.14 Der Generalsekretär er-
stattet dem Sicherheitsrat regelmäßig über die Guten 
Dienste in Bezug auf die Zypern-Frage Bericht.15

Territorialkonflikt zwischen Venezuela 
und Guyana

Eine ebenfalls langanhaltende Streitigkeit bildet 
der Territorialkonflikt zwischen Venezuela und 
Guyana um die Region Guayana Esequiba, die 62 
Prozent des guyanischen Staatsgebiets ausmacht. 
Die Ursprünge des Disputs reichen bis in die Kolo-
nialzeit zurück. Das Gebiet war im 17. Jahrhundert 
von den Niederlanden kolonialisiert worden. Im 
Jahr 1814 wurde das Territorium in einem Abkom-
men von den Niederlanden an das Vereinigte Kö-
nigreich abgetreten.16 In den 1840er Jahren sollte 
der deutsche Botaniker Robert Hermann Schom-
burgk im Auftrag der britischen Regierung den 

präzisen Verlauf der Grenze zwischen dem inzwi-
schen als Britisch-Guyana bekannten Gebiet und 
Venezuela feststellen. Das Ergebnis seiner Bemü-
hungen, die sogenannte ›Schomburgk-Linie‹, wur-
de von dem südamerikanischen Staat allerdings nie 
anerkannt. In der Folge schwelte eine Grenzstrei-
tigkeit. Erst im Jahr 1897 konnten sich beide Seiten 
auf die Beilegung des Streits durch internationalen 
Schiedsspruch einigen; dieser fiel am 3. Oktober 
1899 überwiegend zugunsten des Vereinigten Kö-
nigreichs aus.17

Das Gebiet blieb allerdings zwischen beiden 
Staaten umstritten. Der venezolanische Außenmi-

nister Marcos Falcón Briceño gab auf der 17. Sit-
zung des Ausschusses für besondere politische An-
gelegenheiten und Dekolonialisierung der Gene- 
ralversammlung am 12. November 1962 eine Er-
klärung ab, wonach der Schiedsspruch von 1899 
wegen Verfahrensfehlern nichtig sei.18 Im Februar 
1966 schlossen das Vereinigte Königreich, in Kon-
sultation mit Britisch-Guyana, und Venezuela hie-
rauf in Genf ein Abkommen über die Beilegung der 
Grenzstreitigkeit.19 Das Genfer Abkommen legte 
hierzu verschiedene Modalitäten fest. Zu diesen 
gehörte es, dass für den Fall, dass die Parteien sich 
weder selbst auf eine Vereinbarung zur Konfliktlö-
sung noch auf eine Institution für eine solche Lö-
sung einigen könnten, der Generalsekretär eine 
Methode zur Streitbeilegung auswählen sollte. 
Wäre auch die von diesem gewählte Methode nicht 
erfolgreich, sollte der Generalsekretär ein anderes 
Mittel der Streitbeilegung auswählen.

Nachdem eine ebenfalls im Genfer Abkommen 
vorgesehene Gemischte Kommission bis zum Jahr 
1970 gearbeitet hatte, aber zu keinem Ergebnis ge-
kommen war, versuchten die Regierungen von Ve-
nezuela und des mittlerweile unabhängig geworde-
nen Guyanas, sich auf eine Streitbeilegungsins- 
titution zu einigen. Dies hatte jedoch keinen Er-
folg. Ein im Jahr 1970 in Port of Spain unterzeich-
netes Protokoll zum Genfer Abkommen, das ein 
Moratorium des Streitbeilegungsprozesses bein-
haltete, wurde im Jahr 1981 durch Venezuela auf-
gekündigt.20 Daraufhin übertrugen beide Staaten zu 
Beginn der 1980er Jahre die weitere Entscheidung 
an den Generalsekretär. Javier Pérez de Cuéllar 
stimmte im Jahr 1983 zu, seine Kompetenzen nach 
dem Genfer Abkommen auszuüben und entsandte 
den Untergeneralsekretär für besondere politische 
Angelegenheiten Diego Cordovez nach Caracas 
und Georgetown, um die Positionen der Parteien 
hinsichtlich der Wahl eines Streitbeilegungsmittels zu 
ergründen. Zwischen den Jahren 1984 und 1989 
kam es zu weiteren Treffen der Parteien auf diplo-
matischer und ministerieller Ebene.21

Im Jahr 1990 entschied der Generalsekretär auf 
Grundlage der ihm zur Verfügung stehenden In-

14  Vgl. Alexandra Novosseloff, Assessing the Effectiveness of the United Nations Peacekeeping Force in Cyprus (UNFICYP) and the Office of the 
Special Advisor of the Secretary-General on Cyprus (OSASG), Oslo 2021, S. 112ff. 

15  Zuletzt UN Doc. S/2023/497 v. 5.7.2023.
16  House of Commons, Debates, Vol. 31 (1815), Sp. 708–711.
17  Award Regarding the Boundary Between the Colony of British Guiana and the United States of Venezuela v. 3.10.1899, RIAA Vol. XXVIII, S. 331ff. 
18  UN Doc. A/SPC/71 v. 12.11.1962.
19  Agreement to Resolve the Controversy Between Venezuela and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland Over the Frontier 

Between Venezuela and British Guiana v. 17.2.1966, UNTS 1966, No. 8192. 
20  Protocol to the Agreement to Resolve the Controversy Between Venezuela and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland Over 

the Frontier Between Venezuela and British Guiana Signed at Geneva on 17 February 1966 v. 18.6.1970, UNTS Vol. 801, No. 11410.
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Javier Pérez de Cuéllar entsandte einen  
Untergeneralsekretär, um die Wahl eines 
Streitbeilegungsmittels zu ergründen.
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formationen schließlich, dass er Gute Dienste als 
geeignetes Mittel zur Streitbeilegung einsetzen 
werde. Der Prozess der Guten Dienste wurde in der 
Folge von drei Persönlichen Beauftragten des Ge-
neralsekretärs wahrgenommen: In den Jahren 
1990 bis 1999 durch Alister McIntyre aus Domini-
ca, von 1999 bis 2007 durch Oliver Jackman aus 
Barbados und von 2010 bis 2014 von Norman Gir-
van aus Jamaika. Während dieser Zeit fanden zu-
dem regelmäßige Treffen zwischen Repräsentanten 
der beiden Staaten und dem Generalsekretär insbe-
sondere am Rande der jährlichen Eröffnungen der 
Generaldebatten der Generalversammlung statt. 
Eine Lösung konnte allerdings immer noch nicht 
erreicht werden.22

Ende des Jahres 2016 kommunizierte der schei-
dende Generalsekretär Ban Ki-moon beiden Staa-
ten einen Rahmen für die nächsten Schritte hin-
sichtlich der Lösung der Streitigkeit, der auf seinen 
Schlussfolgerungen beruhte. Hierzu teilte er mit, 
dass der Prozess der Guten Dienste noch bis Ende 
des Jahres 2017 fortgesetzt werden solle, und zwar 
mit einem verstärkten Fokus auf Vermittlungsbe-
mühungen. Falls kein nennenswerter Fortschritt 
hin zu einer endgültigen Vereinbarung erzielt wer-
de, würde der Internationale Gerichtshof (Interna-
tional Court of Justice – ICJ) als nächster Streitbei-
legungsmechanismus durch den Generalsekretär 
ausgewählt, es sei denn, dass die beiden Staaten 
ihn gemeinsam ersuchen würden, hiervon Abstand 
zu nehmen. Der neue Generalsekretär António  
Guterres ernannte zu Beginn des Jahres 2017 mit 
dem Norweger Dag Nylander erneut einen Per-
sönlichen Beauftragten in der Angelegenheit. Die-
ser war in der Folge in hochrangige Anstrengun-
gen eingebunden, um eine verhandelte Lösung für 
die Territorialfrage zu erreichen. Guterres analy-
sierte die Entwicklungen und kam letztlich zu der 
Schlussfolgerung, dass keine nennenswerten Fort-
schritte erreicht worden seien. Daher wählte er 
entsprechend der Ankündigung seines Amtsvor-
gängers den ICJ als Institution aus, um die Ange-
legenheit beizulegen. Gleichzeitig kam der Gene-
ralsekretär zu dem Ergebnis, dass die beiden 
Parteien weiterhin von seinen Guten Diensten in 
einem komplementären Prozess profitieren könnten, 
die er nach Maßgabe seiner Befugnisse aus der 

UN-Charta ausüben könne.23 Guyana, in Über-
einstimmung mit der Maßgabe des Generalse
kretärs, erhob schließlich am 29. März 2018 eine 
entsprechende Klage gegen Venezuela vor dem 
Gerichtshof in Den Haag, wo das Verfahren seit-
her geführt wird.24

Russischer Angriff auf die Ukraine

Am 24. Februar 2022 begannen die Streitkräfte 
Russlands mit einer großangelegten Invasion des 
Territoriums der Ukraine. Diese militärische Akti-
on wurde auf ihrer elften Notstandssondertagung 
am 2. März 2022 durch die Generalversammlung 
als Aggression verurteilt.25 António Guterres be-
zeichnete den Angriff – in einer für einen General-
sekretär ungewöhnlich scharfen Weise – als eine 
Aktion, die gegen alle Prinzipien der UN-Charta 
verstoßen.26 Die anhaltenden militärischen Ausei-
nandersetzungen in der Ukraine seien moralisch 
inakzeptabel, politisch unentschuldbar und militä-
risch sinnlos.27

Die diplomatischen Bemühungen des Generalse-
kretärs wurden in der ersten Phase des Krieges von 
verschiedenen Seiten als zu zaghaft wahrgenom-
men. Die Delegationen mehrerer westlicher Staa-
ten drängten ihn zu einem stärkeren Engagement. 
In einem Brief von mehr als 200 ehemaligen höhe-
ren UN-Bediensteten vom 15. April 2022 wurde 
weiterhin eine klare Strategie von Guterres zur 
Wiederherstellung des Friedens, beginnend mit ei-
nem provisorischen Waffenstillstand, gefordert. 
Guterres solle hierzu die Ressourcen der UN in den 
Bereichen der Guten Dienste, der Vermittlung und 
der Konfliktlösung nutzen. Der Generalsekretär 
wurde aufgefordert, seine persönlichen Anstren-
gungen zu intensivieren, um eine Einstellung der 

22  Ebd., S. 470ff. 
23  UN, Statement Attributable to the Spokesman for the Secretary-General on the Border Controversy Between Guyana and Venezuela  

v. 30.1.2018.
24  ICJ, Application Institute Proceedings: Arbitral Award of 3 October 1899 (Guyana v. Venezuela) v. 29.3.2018, General List No. 171.
25  UN Doc. A/RES/ES-11/1 v. 18.3.2022.
26  UN, Statement by the Secretary-General on Ukraine v. 24.2.2022.
27  UN, Secretary-General’s Remarks to Press on the War in Ukraine v. 22.3.2022.

Die diplomatischen Bemühungen von  
António Guterres wurden in der ersten Phase 
des Krieges als zu zaghaft wahrgenommen.
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Feindseligkeiten und eine Lösung des Konflikts mit 
friedlichen Mitteln zu erreichen.28

Die Ausübung Guter Dienste durch den Gene-
ralsekretär ist – wie bereits gezeigt – davon abhän-
gig, dass die im Konflikt liegenden Parteien diese 
auch annehmen. Allerdings liegen die Vorstellun-
gen beider Kriegsparteien derzeit zu weit auseinan-
der, als dass von ihnen angenommene diplomati-

sche Lösungen und entsprechende Maßnahmen 
durch den Generalsekretär realistisch erscheinen 
würden. Die Bemühungen um Gute Dienste wer-
den seit Beginn des Krieges allerdings auch durch 
die Blockade des Sicherheitsrats seitens Russlands 
erschwert. Seit die Vetomacht die Annahme eines 
albanisch-US-amerikanischen Resolutionsentwurfs 
vom 25. Februar 2022 verhindert hat, der ein so-
fortiges Ende der russischen Gewaltanwendung 
gegen die Ukraine vorsah, konnte sich der Sicher-
heitsrat auf keine weiteren Entscheidungen in der 
Angelegenheit einigen.29 Daher war es dem UN-
Organ – anders als in seiner sonstigen Praxis – 
auch nicht möglich, Gute Dienste des General
sekretärs zu befürworten; eine Berichterstattung 

durch diesen hinsichtlich entsprechender Bemühun-
gen fand dadurch nicht statt. Trotz aller Schwierig-
keiten ist Guterres weiterhin bereit, seine Guten 
Dienste zwischen Russland und der Ukraine auszu-
üben, zeigte sich aber skeptisch, ob er diese ins 
Werk setzen könne, um zu einer Beendigung des 
Krieges beizutragen. Im September 2022 etwa ant-
wortete der Generalsekretär auf einer Pressekonfe-
renz auf die Frage einer Reporterin hin, was er be-
züglich einer Friedensvereinbarung unternehmen 
könne: »Meine Guten Dienste stehen bereit, aber 
ich mache mir keine Illusionen darüber, dass die 
Chancen für ein Friedensabkommen im Moment 
minimal sind, […].«30 Dies hat sich seitdem nicht 
grundlegend geändert.

Von den Konfliktparteien abhängig 

Kofi Annan betonte die Bedeutung der Guten 
Dienste des Generalsekretärs in einem Bericht an 
die Generalversammlung im Jahr 2005. Er räumte 
hierin ein, dass es zwar schwierig sei, dies zu zei-
gen, dass allerdings die UN durch die Nutzung der 
Guten Dienste wahrscheinlich geholfen hätten, vie-
le Kriege auf einem friedlichen Weg zu verhin-
dern.31 Es verwundert daher nicht, dass die Gene-
ralsekretäre immer wieder auf ihre Guten Dienste 
zurückgegriffen haben, um positiv auf Konflikt
situationen einzuwirken. Dies belegt etwa das auf-
gezeigte Beispiel der venezolanisch-guyanischen 
Grenzstreitigkeit: Hier wurde dem Generalsekre-
tär im ersten Zugriff das Mittel zur Streitbeilegung 
zur Auswahl überlassen, woraufhin er die Guten 
Dienste wählte. Das Beispiel der Zypern-Frage 
zeigt zudem deutlich auf, mit welchen Schwierig-
keiten Gute Dienste einhergehen und dass diese 
nicht zwangsläufig zu schnellen Ergebnissen füh-
ren müssen, sondern im Einzelfall auch eine Be-
harrlichkeit des Generalsekretärs und seiner Be-
auftragten erfordern. Letztlich wird im Fall des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine sehr 
deutlich, dass Gute Dienste immer abhängig von 
dem Willen der Konfliktparteien sind, diese tat-
sächlich anzunehmen. Auch wenn etwa Generalse-
kretär U Thant eine wichtige Rolle während der 
Kuba-Krise im Jahr 1962 spielte, ist es doch frag-
lich, inwieweit heute militärisch hochgerüstete 
Mächte die Guten Dienste des Generalsekretärs 
annehmen würden.

Die Guten Dienste sind abhängig von dem Willen 
der Konfliktparteien, diese auch anzunehmen.
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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Am 13. September 2022 wurde die 
77. Sitzungsperiode der UN-Gene-
ralversammlung von ihrem neuen 

Präsidenten, dem ungarischen Diploma-
ten Csaba Körösi, eröffnet. Das diesjäh-
rige Motto ›Lösungen durch Solidarität, 
Nachhaltigkeit und Wissenschaft‹ ließ 
kaum erahnen, welch geballten Heraus-
forderungen sich die Weltgemeinschaft 
gegenübersah. Der russische Angriffs-
krieg gegen die Ukraine dominierte die 
Agenda nebst Ernährungskrise, Klima-
wandel, Bildungslage und Energieversor-
gung. Zwar im Ausklingen begriffen, of-
fenbarten sich neben den gesundheitli- 
chen auch die verheerenden wirtschaftli-
chen Folgen der COVID-19-Pandemie. 

Die Generaldebatte, die vom 20. bis 
26. September 2022 erstmalig nach der 
Pandemie wieder in gewohnter Form 
am Amtssitz der UN in New York statt-
fand, drehte sich in diesem Jahr primär 
um den russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine und dessen Auswirkungen. 
Viele der rund 190 anwesenden Staats-
oberhäupter, Ministerinnen und Minis-
ter verurteilten den russischen Angriff 
und forderten dessen sofortiges Ende. 
Der ukrainische Präsident Wolodymyr 
Selenskyj kam per Videoaufzeichnung 
zu Wort. Er rief nach einer gerechten 
Strafe für die Verbrechen Russlands und 

stellte seine fünf Punkte umfassende 
›Formel für Frieden‹ vor, darunter Sank-
tionen und Isolation des Aggressors wie 
auch die Einrichtung eines Sondertri
bunals. 

Der deutsche Bundeskanzler Olaf 
Scholz bezeichnete den russischen An-
griffskrieg als »blanken« Imperialismus, 
der durch nichts zu rechtfertigen sei. Un-
ter keinen Umständen dürfe ein russi-
scher Diktatfrieden anerkannt werden. 
Er zollte dem Vermittlungserfolg von 
Generalsekretär António Guterres und 
der Türkei über die Wiederaufnahme von 
Getreideexporten seine Anerkennung. 
Der amerikanische Präsident Joe Biden 
fand ebenso deutliche Worte und wür-
digte überdies den Umfang der Hilfsleis-
tungen: Mehr als 40 Staaten hätten Mil-
liarden an US-Dollar zur Selbstvertei- 
digung der Ukraine beigesteuert. 

Nana Addo Dankwa Akufo-Addo, 
Präsident von Ghana, hob hervor, wie 
sehr der Krieg seinen Kontinent mit »je-
der Kugel, jeder Bombe, jeder Granate« 
wirtschaftlich treffe: Die steigende In-
flation und die hohen Lebensmittelprei-
se träfen die Ärmsten. Sein Kollege aus 
Côte d’Ivoire, Alassane Ouattara, be-
klagte, dass nur 17 Prozent der ukraini-
schen Weizenexporte für afrikanische 
Länder vorgesehen seien.

Einer der Staatenvertreter, der expli-
zit nicht auf den russischen Krieg gegen 
die Ukraine einging, war der iranische 
Präsident Ebrahim Raisolsadati. Statt-
dessen klagte er wiederholt über ver-
meintliche Doppelstandards, so in Be-
zug auf die Palästinenserfrage und den 
aus seiner Sicht ungerechtfertigten Um-
gang mit Irans Nuklearpotenzial. Die 
Rede des russischen Außenministers 
Sergej Lawrow war eine einzige Abrech-
nung mit dem Westen, dessen »Russ-
landphobie« »groteske Dimensionen« an-
genommen habe.

Sondertreffen 

Wie gewöhnlich wurde die Generalde-
batte von mehreren Sonderveranstaltun-
gen begleitet. Den Auftakt machte das 
Gipfeltreffen zur Bildungstransformation 
vom 16. bis 19. September 2022. Es war 
als Reaktion auf die globale Bildungs-
krise von der Organisation der Verein-
ten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur (United Nations Educatio-
nal, Scientific and Cultural Organiza
tion – UNESCO) einberufen worden, um 
sich zunehmenden Chancenungleichhei-
ten sowie mangelnder Integration, Qua-
lität und Relevanz entgegenzustellen. 
Nicht zuletzt ging es darum, die durch 
die Corona-Pandemie hervorgerufenen 
Lernverluste auszugleichen. Die Reform-
pläne für den Bildungssektor konzen
trierten sich auf Digitalisierung, Finan-
zierung, Lehrkräfte, Zugangschancen und 
die Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals – SDGs). 

Als weitere Sonderveranstaltungen 
folgten am 21. September das Hochran-
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n  Fortschritte bei Biodiversität und Umweltschutz
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gige Treffen anlässlich des 30. Jahres-
tags der Verabschiedung der Erklärung 
über die Rechte von Personen, die na- 
tionalen, ethnischen oder sprachlichen 
Minderheiten angehören; und am 26. 
September die Hochrangige Plenarsit-
zung zum Gedenken an den Internatio-
nalen Tag für die vollständige Abschaf-
fung von Atomwaffen. 

Der Jahresbericht des Generalsekre-
tärs wurde am 6. Februar 2023 von der 
Generalversammlung angenommen (A/ 
77/1; vgl. Henrike Landré, VN, 5/2023, 
S. 226). Neben der Zunahme an Kon-
flikten und Gewalt erfüllte ihn beson-
ders der Anstieg der weltweiten Militär-
ausgaben auf 2,1 Billionen US-Dollar 
mit Sorge.

Die erste Sitzungsperiode der Gene-
ralversammlung dauerte vom 13. Sep-
tember bis zum 30. Dezember 2022 und 
umfasste 56 Sitzungen. Die zweite Sit-
zungsperiode wurde am 31. Dezember 
2022 eröffnet und endete nach weiteren 
43 Sitzungen am 5. September 2023. Ins-
gesamt wurden 338 Resolutionen und 
105 Beschlüsse verabschiedet.

Wirtschaft und Entwicklung

Einen ohnehin schon hohen Bedarf an 
humanitärer Nothilfe konstatierte die 
Generalversammlung am 6. Dezember 
2022 (A/RES/77/28). Aus diesem Grund 
begrüßte sie den Vorschlag von Guter-
res, den Zentralen revolvierenden Not-
hilfefonds (Central Emergency Revol-
ving Fund – CERF) auf eine Milliarde 
US-Dollar aufzustocken. In dem Bestre-
ben, die Vorsorge-, Reaktions- und Ko-
ordinierungskapazitäten aller Beteilig-
ten zu verbessern, wurde ein ausgespro- 
chen vielseitiges Maßnahmenpaket be-
schlossen. 

Am 14. Dezember 2022 widme- 
ten sich die Staatenvertreter mehreren 
Teilaspekten der SDGs. So wurden die 
Mitgliedstaaten aufgerufen, stärker ih-
re nationalen Parlamente einzubeziehen 
(A/RES/77/159), Initiativen für Null-
verschwendung und damit eine umwelt-
verträgliche Behandlung von Abfällen 
aller Art zu befördern (A/RES/77/161) 
sowie die Globale Strategie für Nach
haltigkeit in Konsum und Produktion 
2023–2030 zu unterstützen (A/RES/ 

77/142). Darüber hinaus honorierte die 
Generalversammlung die Fortschritte bei 
der Umsetzung des Übereinkommens 
über Biologische Vielfalt (Convention on 
Biological Diversity – CBD) (A/RES/ 
77/167). Hier wie auch im Zusammen-
hang mit der wiederholten Forderung 
nach einem gesicherten Zugang zu be-
zahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und 
moderner Energie für alle (A/RES/ 
77/170) kam sie dennoch nicht umhin, 
auf Rückschläge und mannigfaltige Pro-
bleme wie beispielsweise mangelnden 
Investitionswillen hinzuweisen. 

Abrüstung

Der Weltraum nahm eine spürbar grö-
ßere Stellung in der Arbeit der General-
versammlung ein. Da die Abrüstungs-
konferenz weiterhin nicht die Aushand- 
lung einer rechtsverbindlichen Überein-
kunft zur Verhütung eines Wettrüstens 
im Weltraum vorangetrieben hätte (A/
RES/77/40), soll der Generalsekretär 
eine Gruppe von Regierungssachverstän-
digen zur Erarbeitung von Empfehlun-
gen zusammenbringen (A/RES/77/250). 
Mehr Bewegung gab es bei den Maß-
nahmen zur Förderung der Transparenz 
und zur Vertrauensbildung bei Welt-
raumtätigkeiten, die freiwilliger Natur 
sind (A/RES/77/251). Anerkennend wur- 
de bemerkt, dass einige Staaten sich 
jüngst verpflichtet hätten, keine Satel
litenabwehrtests mehr vom Boden aus 
durchzuführen. 

Im Bemühen, den »Fahrplan für eine 
Welt ohne Kernwaffen« voranzutreiben, 
kritisierte die Generalversammlung die 
Ankündigung eines neuen nuklearpoli-
tischen Gesetzes in Nordkorea, das die 
Schwelle für den Einsatz von Kernwaf-
fen senken würde (A/RES/77/76). Der 
Vertrag über das Verbot von Kernwaf-
fen verzeichnete zur selben Zeit 91 Un-
terzeichnerstaaten und 68 Vertragspar-
teien (A/RES/77/54). 

Frieden und Sicherheit

Für die unverändert zwölf Friedenssi-
cherungseinsätze wurden für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2022 bis zum 30. Juni 
2023 insgesamt 6,1 Milliarden US-Dol-

lar bewilligt (A/C.5/77/32); dabei ent-
fielen 387,8 Millionen US-Dollar auf das 
Unterstützungskonto (A/RES/77/304). 
Spitzenreiter waren die Mission der Ver-
einten Nationen in der Republik Südsu-
dan (UNMISS) und die Mehrdimensio-
nale integrierte Stabilisierungsmission 
der Vereinten Nationen in der Zentral-
afrikanischen Republik (MINUSCA) mit 
jeweils rund 1,15 Milliarden US-Dollar, 
gefolgt von den Stabilisierungsmissionen 
in der Demokratischen Republik Kongo 
(MONUSCO) mit knapp einer Milliar-
de US-Dollar und in Mali (MINUSMA) 
mit 590 Millionen US-Dollar sowie das 
Unterstützungsbüro in Somalia (UN-
SOS) mit 552 Millionen US-Dollar. Die 
Forderung aus dem Vorjahr nach einer 
Überprüfung der Mandate Besonderer 
politischer Missionen (Special Polical 
Missions – SPM) wurde erneuert und zum 
stärkeren Austausch mit der Kommission 
für Friedenskonsolidierung (Peacebuil-
ding Commission – PBC) aufgerufen 
(A/RES/77/127).

Am 23. Februar 2023 traf die Gene-
ralversammlung zu ihrer elften Dring-
lichkeitssitzung zusammen. Anlass war 
der erste Jahrestag des Angriffs Russ-
lands auf die Ukraine. In Resolution ES-
11/6 riefen die Mitgliedstaaten zu einem 
»umfassenden, gerechten und dauerhaf-
ten Frieden« in der Ukraine auf. 141 
Mitgliedstaaten stimmten für die Reso-
lution, 32 enthielten sich der Stimme und 
sechs Staaten stimmten zusammen mit 
Russland dagegen (Belarus, Eritrea, Mali, 
Nicaragua, Nordkorea und Syrien).

In zwei Resolutionen zur Lage in Af-
ghanistan (A/RES/77/10) und dem Na-
hen Osten (A/RES/77/15) bekräftigte 
die Generalversammlung einmal mehr 
die Bereitschaft der UN, aktiv involviert 
bleiben zu wollen.

Menschenrechte

In Iran und Syrien setzten sich gravie-
rende Menschenrechtsverletzungen be-
stürzenden Ausmaßes fort: In beiden 
Ländern waren laut Generalversamm-
lung willkürliche Festnahmen, Inhaf-
tierungen und Hinrichtungen sowie 
außergerichtliche Tötungen an der Ta-
gesordnung (A/RES/77/228 und A/
RES/77/230).



VEREINTE NATIONEN  6/2023									          275

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen  |  Allgemeines

Henrike Landré
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Henrike Landré, Generalversammlung: 
76. Tagung 2021/2022, VN, 6/2022,  
S. 272ff., fort.)

Die schweren Verstöße Russlands ge-
gen das humanitäre Völkerrecht und die 
Menschenrechtsnormen in der Ukraine 
wurden im Rahmen der alljährlichen Be-
fassung mit Menschenrechtsverletzun-
gen auf der besetzten Krim abgehandelt 
(A/RES/77/229). Entsprechend ist von 
der unrechtmäßigen Annexion der Krim 
»und anderer Gebiete« die Sprache.

Ebenfalls am 15. Dezember 2022 er-
örterte die Generalversammlung eine 
Reihe an miteinander verbundenen Men-
schrechtsthemen mit dem Schwerpunkt 
Frauen und Kinder. So seien diese infol-
ge humanitärer Krisen in Konfliktsitu
ationen, bei Naturkatastrophen, in Pan-
demie- und weiteren Notsituationen 
verstärkt Opfer von Menschenhandel 
geworden (A/RES/77/194). Vertiefend 
wurden anschließend der Menschen-
handel zwecks Organentnahme wie 
auch der Handel mit menschlichen Or-
ganen angeprangert (A/RES/77/236). 
Mobbing bei Kindern, und insbesonde-
re Cybermobbing, wurde als weiteres 
Problem identifiziert, das sich im Zuge 
der COVID-19-Pandemie verschlimmert 
habe (A/RES/77/201); notwendig seien 
zahlreiche Schutzmaßnahmen wie bei-
spielsweise beim Umgang mit digitalen 
Technologien. In Resolution 211 bestä-
tigte die Generalversammlung entspre-
chend das Recht auf Privatheit. Sehr 
detailliert auf alle Formen der Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen ging sie in 
Resolution 193 ein und forderte die 
Verstärkung der Anstrengungen spezi-
ell bei der Verhütung und Beseitigung 
geschlechtsspezifischer Rollenklischees 
und negativer sozialer Normen.

Gesundheit

Im Kontext der Weltraumagenda 2030 
befasste sich die Generalversammlung 
näher mit dem Teilbereich Weltraum und 
Gesundheit (A/RES/77/120), genauer mit 
der Frage, wie Weltraummedizin, -wis-
senschaft und -technik besser genutzt 
und angewendet werden könnten. Ko-
operation ist das bevorzugte Mittel der 
Wahl. So soll der Einsatz digitaler Ge-
sundheitstechnologien – wie Telegesund-
heit, Telemedizin und Teleepidemiolo-
gie – durch verbesserten Datenaustausch 
und -zugang vorangetrieben werden. 

Ein beeindruckendes Maßnahmenpa-
ket schnürte die Generalversammlung 
zur Prävention, Behandlung und Be-
kämpfung des Weltdrogenproblems (A/
RES/77/ 238). Zum Zwecke eines »um-
fassenden, integrierten und ausgewoge-
nen Ansatzes« drängte sie auf verstärk-
te Zusammenarbeit zwischen allen er- 
denklichen Handlungsebenen. Zur Spra-
che kamen Drogenanbau und -konsum, 
Drogenhandel sowie damit verknüpfte 
Probleme wie Korruption und andere 
Formen der organisierten Kriminalität.

Klima und Umwelt 

Im Gesamtkontext aller klimapolitisch 
relevanten Aktivitäten fällt wie schon in 
den Vorjahren auf, dass die nunmehr 
27. UN-Klimakonferenz (Conference of 
the Parties – COP) in Scharm El-Scheich, 
Ägypten, nur am Rande erwähnt wur-
de; gefolgt von einem kurzen Hinweis 
auf die COP-28 in Dubai, Vereinigte 
Arabische Emirate (A/RES/77/165), im 
Jahr 2023.

Einen Erfolg gab es, wie von der Ge-
neralversammlung erhofft, mit Blick auf 
das Thema biologische Vielfalt zu fei-
ern: Auf der 15. UN-Biodiversitätskon-
ferenz (Conference of the Parties – COP) 
vom 7. bis 19. Dezember 2022 in Mon
treal wurde der Globale Rahmen für die 
biologische Vielfalt von Kunming-Mon-
treal (Kunming-Montreal Global Biodi-
versity Framework – GBF) verabschie-
det, der vier Rahmen- und 23 Umset- 
zungsziele bis zum Jahr 2030 festschrieb. 
Die Zustimmung des Gremiums fanden 
obendrein alle Maßnahmen in Sachen 
Umweltschutz, Kunststoffe und Abfälle 
unter Federführung der UN-Umweltver-
sammlung (A/RES/77/168).

Haushalt und Verwaltung 

Der ordentliche Haushalt für das Jahr 
2023 wurde am 30. Dezember 2022 in 
Höhe von 3,4 Milliarden US-Dollar be-
willigt (A/RES/77/264 A-C). Die Liqui-
dität beim regulären Haushalt habe sich 
aufgrund interner Maßnahmen leicht 
verbessert, konnte Guterres Anfang 
Mai 2023 vermelden; dennoch hinkten 
die Beitragszahlungen der Mitgliedstaa-

ten im ersten Quartal 2023 den Plan-
werten um 370 Millionen US-Dollar hin-
terher (A/77/530/Add.1). Im Bereich der 
Friedenssicherung summierten sich die 
ausstehenden Zahlungen am 30. April 
2023 auf 2,8 Milliarden US-Dollar – 
das entsprach über einem Drittel der 
Gesamtbeiträge. Insgesamt hatten zu 
diesem Zeitpunkt gerade einmal 52 Mit-
gliedstaaten, darunter Deutschland, ihre 
Beiträge pünktlich und vollständig be-
zahlt, notierte Guterres.

In Sachen Verwaltungsreform er-
suchte die Generalversammlung den Ge-
neralsekretär, den im Jahr 2017 ver-
suchsweise für fünf Jahre eingeführten 
einjährigen Budgetzyklus zu verlängern, 
aber im Hinblick auf seine finanziellen, 
administrativen, verfahrens- und man- 
datsbezogenen Auswirkungen bis zum 
Jahr 2028 einer Überprüfung zu unter-
ziehen (A/RES/77/267). Zudem rückte 
die Reform der Personalverwaltung auf 
die Agenda (A/RES/77/278). Unter Ver-
weis auf das neu eingerichtete Büro der 
Vereinten Nationen für Jugendfragen 
(UN Youth Office) wurde – als einer der 
letzten Beschlüsse der 77. Sitzungsperio-
de – auf den besonderen Stellenwert der 
›Model United Nations‹-Programme ein-
gegangen (A/RES/77/336).

Wahl des neuen Präsidenten

Am 1. Juni 2023 erfolgte die Wahl von 
Dennis Francis aus Trinidad und Toba-
go, als Vertreter Lateinamerikas und 
der karibischen Staaten, zum Präsiden-
ten der Generalversammlung für die 78. 
Sitzungsperiode. Der langjährige Diplo-
mat war im Jahr 2021 aus seinem Ruhe-
stand zurückgekehrt und zum Stän
digen Vertreter seines Landes bei den 
Vereinten Nationen in New York er-
nannt worden.
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Zweimal musste die ursprünglich für 
das Jahr 2021 angesetzte neunte 
Überprüfungskonferenz des Über-

einkommens über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen 
und von Toxinwaffen sowie über die 
Vernichtung solcher Waffen (Conven
tion on the Prohibition of the Develop-
ment, Production and Stockpiling of 
Bacteriological (Biological) and Toxin 
Weapons and on Their Destruction; 
kurz B-Waffen-Übereinkommen – BWC) 
wegen der COVID-19-Pandemie ver-
schoben werden. Vom 28. November 
bis 16. Dezember 2022 trafen sich die 
Mitgliedstaaten des BWC schließlich in 
Genf, um die Wirksamkeit des Vertrags 
zu diskutieren und Maßnahmen für die 
nächsten fünf Jahre auszuhandeln.

Angesichts der allgemeinen Krise 
der Rüstungskontrolle und weltpoliti-
schen Lage sowie des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukraine waren 
die Erwartungen an einen Erfolg ge-
ring. Tatsächlich konnten sich die Ver-
tragsstaaten nicht auf eine gemeinsame 
Überprüfung des BWC verständigen. 
Sie einigten sich jedoch auf ein neues 
Arbeitsprogramm für die nächsten fünf 
Jahre sowie einige weitere Maßnah-
men. Im Lichte der schwierigen Aus-
gangslage ist dies als moderater Erfolg 
zu werten.

Das BWC ist im Jahr 1975 in Kraft 
getreten. Im Oktober 2023 hatte es 185 
Vollmitglieder. Vier weitere Staaten – 
Ägypten, Haiti, Somalia und Syrien – 
haben das BWC unterzeichnet, aber 
nicht ratifiziert, und acht Staaten stehen 
außerhalb des Vertrags: Dschibuti, Erit-
rea, Israel, Kiribati, die Komoren, Mik-
ronesien, Tschad und Tuvalu. Seit dem 
Jahr 2002 treffen sich die Vertragsstaa-
ten zusätzlich zu den alle fünf Jahre 
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B-Waffen-Übereinkommen  |  Neunte Überprüfungs- 
konferenz 2022

n  Erstes reguläres Treffen nach COVID-19
n  Keine Abschlusserklärung verabschiedet
n  Einigung auf Arbeitsprogramm

stattfindenden Überprüfungskonferen-
zen jährlich zu Experten- und Staaten-
treffen, um konkrete Themen des BWC 
zu diskutieren. Die Arbeit der Vertrags-
staaten unterstützt seit dem Jahr 2006 
ein kleines Sekretariat.

Ergebnisse

Die ohnehin mühsame Konsensfindung 
bei der Überprüfung des BWC wurde 
durch die russische Politik weiter er-
schwert: Russland hatte – ergebnislos – 
im Laufe des Jahres 2022 die Konsulta-
tions- und Beschwerdeverfahren nach 
Artikel V und VI des BWC genutzt, um 
seine gegen die Ukraine und die USA ge-
richteten Vorwürfe vorzubringen, beide 
Staaten unternähmen illegale Biowaffen-
aktivitäten. Während unklar blieb, in-
wieweit sich bei der neunten Überprü-
fungskonferenz Einigkeit über die übrigen 
Teile der Schlusserklärung hätte herstel-
len lassen, erwiesen sich die Differenzen 
zu diesen Thema als unüberbrückbar. 

Dagegen einigten sich die Vertrags-
staaten auf mehrere praktische Schritte 
für die kommenden fünf Jahre. Sie ver-
längerten das im Jahr 2011 aufgesetzte 
Sponsorenprogramm und den im Jahr 
2017 eingerichteten Betriebskapitalfonds 
für das BWC. Auch kann das Sekreta
riat – um einen zusätzlichen Posten er-
weitert – seine Arbeit bis zum Jahr 2027 
fortsetzen. Die jährlichen Treffen wer-
den weitergeführt; an die Stelle der Ex-
pertentreffen tritt eine BWC-Arbeits-
gruppe, die sieben für das BWC zentra- 
le Themen diskutieren wird: Interna- 
tionale Zusammenarbeit; wissenschaft-
liche und technologische Entwicklun-
gen; Vertrauensbildende Maßnahmen 
und Transparenz; Einhaltung der Ver-
tragsbestimmungen und ihre Überprü-

fung; nationale Umsetzung des BWC; 
Hilfeleistung im Falle von Biowaffen
angriffen sowie schließlich organisato-
rische, institutionelle und finanzielle 
Fragen. Die Vertragsstaaten sind gehal-
ten, ihre Arbeit schnellstmöglich, idea-
lerweise vor Ende des Jahres 2025, ab-
zuschließen und konkrete Empfehlun- 
gen für die Stärkung des BWC zu ent
wickeln. Konkret geht es um zwei Me-
chanismen: Einer soll die internationa-
le Zusammenarbeit bei der friedlichen 
Nutzung der Biologie nach BWC-Artikel 
X stärken; der andere soll den Umgang 
mit jenen wissenschaftlichen und tech-
nologischen Entwicklungen unterstüt-
zen, die für das BWC Risiken oder 
Chancen bereithalten könnten. Damit 
wird zum ersten Mal seit dem Jahr 2001 
wieder offiziell über das Thema Über-
prüfung diskutiert.

Verhaltener Optimismus

Das Fehlen einer Schlusserklärung der 
neunten Überprüfungskonferenz ist be-
dauerlich – bedeutet es doch, dass das 
Schlussdokument weder Reflexionen zur 
Bedeutung der COVID-19-Pandemie 
für die Biowaffenkontrolle enthält noch 
neuere BWC-bezogene Übereinkünfte 
festhält. Die neue Arbeitsgruppe bietet 
allerdings die Chance, erstmals alle für 
die Stärkung des BWC relevanten The-
men pragmatisch und ergebnisorientiert 
zu diskutieren. Ungeachtet der politi-
schen Spannungen zeigte sich in Genf 
eine breite, regionenübergreifende Be-
reitschaft, dogmatische Positionen zu 
verlassen und bekannte Prioritäten in 
konstruktiverer Weise zu verfolgen. Es 
bleibt abzuwarten, ob dieses Momen-
tum erhalten bleibt. Aufgrund des Kon-
sensprinzips im BWC-Regime können 
Fortschritte immer am Widerstand ein-
zelner Staaten scheitern; sie erscheinen 
dennoch aktuell eher erreichbar, als es 
seit vielen Jahren der Fall war.
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Im Jahr 2022 traf sich der Ausschuss 
für wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte (Committee on Eco-

nomic, Social and Cultural Rights – 
CESCR) für zwei Tagungen. Die 71. Ta- 
gung und die 72. Tagung fanden in Genf 
mit der Möglichkeit der virtuellen Teil-
nahme statt (71. Tagung: 14.2.–4.3. und 
72. Tagung: 26.9.–14.10.).

18 unabhängige Sachverständige aus 
allen UN-Regionalgruppen bilden den 
Ausschuss. Sie überprüfen die Einhal-
tung und Verwirklichung des Interna-
tionalen Paktes über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte (Interna-
tional Covenant on Economic, Social 
and Cultural Rights – ICESCR; Sozial-
pakt) durch die Vertragsstaaten. Im 
Jahr 1966 wurde der Pakt verabschie-
det und trat im Jahr 1976 in Kraft. Die 
verbrieften Rechte des Sozialpakts wer-
den für die Staaten durch Ratifizierung 
verbindlich. Mit Ende der 72. Tagung 
hatte sich die Zahl von 171 Vertrags-
staaten im Vergleich zu den Vorjahren 
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Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte  |  
71. und 72. Tagung 2022

n  Allgemeine Bemerkung zu Landnutzung
n  Recht auf angemessenes Wohnen
n  Besserer Schutz vor Auswirkungen des Klimawandels

nicht verändert. Die Vertragsstaaten be-
richten dem Ausschuss in regelmäßi-
gen Abständen über die Umsetzung der 
Rechte. Diese Berichte werden durch 
den CESCR überprüft und anhand der 
Überprüfungsergebnisse gibt das Sach-
verständigengremium nichtbindende 
Empfehlungen und Forderungen, soge-
nannte Abschließende Bemerkungen, ab. 
Am 14. Oktober 2022 waren 33 Staa-
tenberichte zur Besprechung und Beur-
teilung durch den Ausschuss eingereicht. 
Damit ist der Rückstand im Vergleich 
zum Vorjahr ungefähr gleichgeblieben.

Das am 5. Mai 2013 in Kraft getre
tene Fakultativprotokoll zum Pakt be
inhaltet ein Individualbeschwerde-, ein 
Untersuchungs- und ein Staatenbeschwer-
deverfahren. Die Zahl der Ratifikationen 
betrug am Ende der 72. Tagung, wie 
auch schon im Vorjahr, 26 Staaten. Im 
Berichtszeitraum hat der CESCR seinen 
regelmäßigen Austausch zur Koordinie-
rung mit anderen UN-Organisationen 
und UN-Abteilungen sowie der Zivil-

gesellschaft fortgeführt. Am Ende der 
71. Tagung hat der CESCR sein jährliches 
Treffen mit rund 20 zivilgesellschaftlichen 
Organisationen virtuell durchgeführt.

Individualbeschwerden und 
Verfahrensregeln

Bis zum Ende des Berichtszeitraums 
wurden insgesamt 293 Beschwerden 
seit Inkrafttreten des Fakultativproto-
kolls registriert. Bisher wurden 14 der 
eingereichten Individualbeschwerden ent-
schieden, 25 wurden als unzulässig zu-
rückgewiesen und 64 wurden zurückge-
zogen. 199 Individualbeschwerden sind 
registriert, aber noch nicht bearbeitet 
und entschieden.

Während der 71. Tagung wurde  
der Fall Naser et al. gegen Spanien 
(E/C.12/71/D/127/2019) entschieden. 
In der Entscheidung entwickelten die Aus-
schussmitglieder ihre Rechtsprechung 
zum Recht auf angemessenes Wohnen 
in Bezug auf Artikel 2, Absatz 1 des 
Paktes weiter. Sie argumentierten, dass 
die Zwangsräumung einer Mutter und 
ihrer drei Kinder nicht verhältnismäßig 
war. Auch im auf der 72. Tagung ent-
schiedenen Fall Hernández Cortés gegen 
Spanien (E/C.12/72/D/26/2018) ging es 
um das Recht auf angemessenes Wohnen 
und den Schutz vor Zwangsräumung. 
Der Ausschuss bemängelte, dass von Sei-
ten des Staates keine angemessene Wohn-
alternative zur Verfügung gestellt wurde.

Auf der 71. Tagung hat der CESCR 
seine neuen Verfahrensregeln in Bezug 
auf das Fakultativprotokoll veröffent-
licht (E/C.12/5). Diese regeln das Pro
zedere von Individualbeschwerden vor 
dem Ausschuss.

Arbeitsmethoden

Auf seiner 72. Tagung hat der CESCR 
ein informelles Treffen mit den Ver-
tragsstaaten abgehalten, um unter an
derem seine Arbeitsmethoden zu disku-
tieren. Deren Weiterentwicklung steht 
im Zusammenhang eines größeren Pro-
zesses, in dem die Ausschüsse der UN-
Menschenrechtsübereinkommen gestärkt 
werden sollen, um deren Arbeit effekti-
ver und effizienter zu gestalten. Nach-

UN-Generalsekretär António Guterres fordert während eines Besuchs in der Everest-Region in 
Nepal im Oktober 2023, wo durch das Schmelzen der Gletscher ganze Landstriche gefährdet sind, 
die Welt auf, den »Wahnsinn« des Klimawandels zu stoppen.   UN PHOTO/NARENDRA SHRESTHA
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dem die achtjährige Pilotphase des ver-
einfachten Berichtsverfahrens nunmehr 
abgelaufen ist, hat sich der Ausschuss 
dahingehend positioniert, dieses Verfah-
ren in Zukunft grundsätzlich bei allen 
Staatenberichtsverfahren anzuwenden. 
Dabei wird den Vertragsstaaten jedoch 
die Möglichkeit gegeben, zum bisheri-
gen Verfahren zurückzuwechseln.

Allgemeine Bemerkungen

Auf seiner 72. Tagung hat der CESCR 
seine Allgemeine Bemerkung Nr. 26 zum 
Thema ›Land und wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Rechte‹ angenommen 
(E/C.12/GC/26), die im Januar 2023 
veröffentlicht worden ist. Darin legt der 
Ausschuss die staatlichen Verpflichtun-
gen in Bezug auf die Auswirkungen des 
Zugangs zu, der Nutzung von und der 
Kontrolle über Land auf den Genuss der 
im Pakt dargelegten Rechte dar, insbe-
sondere in Hinblick auf Frauen, indige-
ne Völker sowie alle Personen, die im 
ländlichen Raum arbeiten.

Zur Erstellung seiner Allgemeinen 
Bemerkung zu nachhaltiger Entwicklung 
hat der Ausschuss die regionalen Kon-
sultationen aus dem letzten Jahr fort-
gesetzt und im Berichtszeitraum drei 
Konsultationen mit Akteuren aus Eu-
ropa, dem Nahen Osten und Nordafri-
ka sowie Asien und Pazifik durchge-
führt. Der CESCR hat ebenfalls in 
Bezug auf diese Allgemeine Bemer-
kung das erste Mal Konsultationen mit 
Kindern durchgeführt.

Zudem hat der CESCR Themen für 
zwei künftige Allgemeine Bemerkungen 
entschieden: In einer soll es um wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
im Kontext von bewaffneten Konflikten 
gehen und eine andere soll den Einfluss 
von Drogenpolitik auf wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte behandeln.

Staatenberichte

Allgemeines
Der CESCR befasste sich im Be-

richtszeitraum mit den Berichten der 
Staaten Bahrain, Belarus, Demokrati-
sche Republik Kongo, El Salvador, 
Guatemala, Italien, Luxemburg, Mon-

golei, Serbien, Tadschikistan, Tsche-
chien und Usbekistan. Damit hat der 
Ausschuss wieder sein Arbeitspensum 
von vor der COVID-19-Pandemie er-
reicht. 13 weitere Staatenberichte waren 
beim Ausschuss eingegangen, diese wer-
den satzungsgemäß in der Reihenfolge 
ihrer Einreichung bearbeitet.

26 Vertragsstaaten hatten ihre Erst-
berichte und 62 Staaten ihre periodischen 
Berichte nicht rechtzeitig eingereicht, 
davon sind 19 Erstberichte beziehungs-
weise 16 periodische Berichte der Ver-
tragsstaaten bereits zehn Jahre in Ver-
zug. Derzeit sind 33 Staatenberichte ein- 
gereicht und warten auf Bearbeitung, wo-
von zwölf im Jahr 2023 geprüft werden.

Klimawandel
Der CESCR befasste sich in einer 

Vielzahl von Abschließenden Bemerkun-
gen mit den Auswirkungen des Klima-
wandels. Verschiedene Staaten werden 
aufgefordert, Maßnahmen zu ergreifen, 
um die negativen Auswirkungen des Kli-
mawandels auf wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte zu adressieren und 
ihren Verpflichtungen nach dem Klima-
übereinkommen von Paris nachzukom-
men. Tschechien beispielsweise wird da- 
zu angehalten, seine Emissionen zu senken 
und erneuerbare Energien zu fördern. 
Luxemburg wird dafür gerügt, dass staat-
liche und private Finanzinstitutionen 
massiv in fossile Energien investieren.

Schutz von Frauen und Kindern 
vor Gewalt

Der Ausschuss zeigt sich bei einer 
Reihe von Staaten über den unzurei-
chenden Schutz von Frauen und Kin-
dern vor Gewalt besorgt – einschließlich 
häuslicher und sexualisierter Gewalt 
sowie Femiziden. Der Ausschuss fordert 
die Staaten auf, Maßnahmen zu deren 
Verhinderung und Bekämpfung durch-
zuführen. So soll beispielsweise Belarus 
körperliche Bestrafungen von Kindern 
unter Strafe stellen und bewusstseins-
bildende Maßnahmen durchführen, die 
Republik Kongo die Täter sexualisierter 
Gewalt, auch in bewaffneten Konflik-
ten, anklagen und vor Gericht bringen 
und Usbekistan ein geplantes nationales 
Gesetz zur Kriminalisierung jeglicher 
Form von häuslicher Gewalt zügig ver-
abschieden.

Recht auf angemessenes Wohnen
Der Ausschuss ist auch in fast jedem 

geprüften Staat besorgt über die un
zureichende Umsetzung des Rechts auf 
angemessenes Wohnen. Tadschikistan 
zum Beispiel wird dafür gerügt, Zwangs-
räumungen durchzuführen, ohne sich 
dabei an geltende menschenrechtli- 
che Standards zu halten. El Salvador 
soll seine Anstrengungen bezüglich 
des sozialen Wohnungsbaus verstär-
ken, und die Mongolei soll Beschwer-
den über Verletzungen des Rechts auf 
angemessenes Wohnen wirksam un-
tersuchen.

Weiterverfolgung
Bei acht Staaten – nämlich Bulga

rien, Dänemark, Ecuador, Israel, Nor-
wegen, Senegal, Slowakei und der 
Schweiz – wurde in Weiterverfolgungs-
verfahren überprüft, wie diese die 
Kernempfehlungen der Abschließenden 
Bemerkung umgesetzt haben. Beispiels-
weise wurde für die Schweiz im Bereich 
Wirtschaft und Menschenrechte posi-
tiv festgestellt, dass Maßnahmen zur 
Förderung und Unterstützung verant-
wortungsvoller Unternehmensführung 
durchgeführt wurden. Der CESCR be-
mängelt allerdings das Fehlen von ver-
bindlichen Verpflichtungen von Unter-
nehmen zur Einhaltung der menschen- 
rechtlichen Sorgfaltspflicht.

Verabschiedung von Fragenlisten
In den beiden Sitzungen der Vorberei-

tungsgruppe hat der Ausschuss zu Alba-
nien, Honduras, Indonesien, Irak, Irland, 
Island, Kirgisistan, Peru, Philippinen, 
Polen und Zypern zusätzliche Fragen 
(lists of issues) und zu Australien vorbe-
reitende Fragen (list of issues prior to 
reporting) verabschiedet und den Staa-
ten übermittelt. Erstere sind Fragen des 
Ausschusses nach Einreichung eines 
Staatenberichts, während letztere Fra-
gen des CESCR für die Vertragsstaaten 
vor Einreichung des Staatenberichts dar-
stellen.
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Der Ausschuss zur Beseitigung ras-
sistischer Diskriminierung (Com-
mittee on the Elimination of Ra-

cial Discrimination – CERD) tagte im 
Berichtszeitraum dreimal (107. Tagung: 
8.–30.8.; 108. Tagung: 14.11.–2.12.2022 
und 109. Tagung: 11.4.–28.4.2023) in 
Präsenz und unter Beteiligung der Zivil-
gesellschaft. Hauptaufgabe des Ausschus-
ses ist die Überwachung der Umsetzung 
des Internationalen Übereinkommens 
zur Beseitigung jeder Form von rassis-
tischer Diskriminierung (International 
Convention on the Elimination of all 
Forms of Racial Discrimination – ICERD). 
Mit Abschluss der 109. Tagung blieb 
die Zahl der Vertragsstaaten bei 182. 
Der CERD hat die Aufgabe, Mittei
lungen gemäß Artikel 14 des Überein-
kommens zu prüfen. Sie ermöglichen es 
Einzelpersonen, eine Verletzung des 
Übereinkommens durch jene Vertrags-
staaten zu rügen, die die Prüfungskom-
petenz des Ausschusses anerkannt ha-
ben. Insgesamt lassen jedoch nur 59 
Staaten dieses Individualbeschwerde-
verfahren zu.

Allgemeine Empfehlung

Zur Vorbereitung der Allgemeinen Emp-
fehlung Nr. 37 zum Thema rassistische 
Diskriminierung bei der Wahrnehmung 
des Rechts auf Gesundheit organisier- 
te der Ausschuss einen Diskussionstag. 
Die so gewonnenen Erkenntnisse flossen 
in den ersten Entwurf der Allgemeinen 
Empfehlung ein, der im Rahmen der 
109. Tagung beschlossen wurde. Wich-
tige Bezugspunkte des Entwurfs sind 
sowohl die starken Diskrepanzen, die 
durch die COVID-19-Pandemie offen-
gelegt und verstärkt wurden, als auch 
historische Ursachen für strukturell un-
gleiche Zugänge zu einer guten Gesund-
heitsversorgung wie Kolonialismus oder 
Sklaverei.

Ausschuss zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung  |   
107. bis 109. Tagung 2022/2023

n  Rassistische Diskriminierung beim Recht auf Gesundheit
n  Situation der Uiguren in der autonomen Region Xinjiang
n  Russischer Angriffskrieg gegen die Ukraine

Frühwarnsystem

Im Rahmen seiner 107. Tagung erließ 
der CERD eine Erklärung zum Vorfall 
vom 24. Juni 2022 an der marokka-
nisch-spanischen Grenze von Nador 
nach Melilla. Beim Versuch, die Außen-
grenze der Europäischen Union (EU) zu 
überwinden, kamen 23 Menschen afri-
kanischer Herkunft ums Leben, mehr 
als 70 weitere wurden verletzt. Der Aus-
schuss zeigte sich über Berichte von un-
verhältnismäßiger Gewaltanwendung 
durch den Grenzschutz zutiefst besorgt 
und drängte auf eine lückenlose Aufklä-
rung der Vorfälle sowie eine menschen-
rechtsbasierte Migrationspolitik.

Während seiner 108. Tagung ging der 
Ausschuss auf die Situation der Uiguren 
in der autonomen Region Xinjiang der 
Volksrepublik China ein. Der Ausschuss 
zeigte sich besorgt über Berichte schwers-
ter Menschenrechtsverletzungen durch 
die chinesische Regierung in sogenann-
ten ›Zentren für berufliche Bildung und 
Ausbildung‹ und Strafanstalten unter 
dem Vorwand der Terrorismus- und Ex-
tremismusbekämpfung. Der Ausschuss 
forderte die Regierung auf, unverzüglich 
allen Vorwürfen zu Menschenrechtsver-
letzungen in der Region nachzugehen, 
alle willkürlich festgenommenen unver-
züglich freizulassen und den Angehöri-
gen Auskunft über den Verbleib der Be-
troffenen zu geben. 

Während seiner 109. Tagung befasste 
sich der CERD mit der rassistischen Dis-
kriminierung geflüchteter Menschen aus 
Haiti in die Länder Nord-, Süd- und 
Mittelamerikas. Der Ausschuss zeigte 
sich zutiefst besorgt über Berichte von 
kollektiven Zwangsausweisungen insbe-
sondere vulnerabler Gruppen ohne Prü-
fung der individuellen Schutzbedürftig-
keit und ohne faires Verfahren. Der 
Ausschuss rief die betroffenen Staaten 
auf, notwendige Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Menschenrechte aller Haiti-

anerinnen und Haitianer zu achten. 
Weitere Stellungnahmen im Rahmen 
des Frühwarnsystems gingen an Austra-
lien, Brasilien, Kanada und Kolumbien.

Individualbeschwerdeverfahren

In der Rechtssache Momodou Jallow ge-
gen Dänemark (CERD/C/108/D/62/2018) 
gab der Ausschuss dem Antragssteller 
Recht und stellte eine Verletzung des 
ICERD fest. Dieser machte geltend, dass 
eine Kunstausstellung im dänischen Par-
lamentsgebäude und in einer privaten 
Kunstgalerie durch die Art der Darstel-
lungen von Menschen afrikanischer 
Herkunft und Angehörigen der Roma-
Gemeinschaft zu rassistischer Diskri-
minierung und Hass aufstachelte. Der 
dänische Staat sah die Ausstellung als 
von dem Recht auf freie Meinungsäuße-
rung gedeckt an. Der Ausschuss forder-
te Dänemark auf, sich bei dem Betroffe-
nen zu entschuldigen, Entschädigung zu 
leisten sowie andere öffentliche Maß-
nahmen zur Verbesserung des Schutzes 
vor rassistischer Diskriminierung und 
Hassreden zu ergreifen.

In der Rechtssache Sajjad Hussain ge-
gen Norwegen (CERD/C/109/D/63/2018) 
machte der norwegische Petent, Betreiber 
mehrerer Lebensmittelmärkte in Nor-
wegen und des Menschenhandels an
geklagt, geltend, Norwegen habe seine 
Verpflichtung aus dem ICERD verletzt, 
weil das Berufungsgericht bei der Ein-
schätzung seines Fluchtrisikos auf sei-
nen pakistanischen Hintergrund ver-
wiesen habe und ihm aus diesem Grund 
die Entlassung aus der Untersuchungs-
haft verwehrte. Dieser Auffassung folg-
te der Ausschuss nicht. Unter Verweis 
auf die Allgemeine Empfehlung Nr. 31 
wiederholte er, dass sich bei der Feststel-
lung eines Fluchtrisikos auch auf finan-
zielle oder persönliche Verbindungen in 
andere Staaten bezogen wurde. Daher 
konnte der CERD keine Verletzung des 
ICERD feststellen.

Staatenbeschwerden

Vor dem Hintergrund der Staatenbe-
schwerde des Staates Palästina gegen 
Israel (CERD/C/100/3) traf sich die Ad-
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Damaris Uzoma 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Damaris Uzoma, Ausschuss zur Besei-
tigung rassistischer Diskriminierung, 
104. bis 106. Tagung 2021, VN, 6/2022, 
S. 277f., fort.)

Hoc-Vergleichskommission während des 
Berichtszeitraums zweimal und disku-
tierte Einigungsstrategien, Fragen zur 
Sammlung und Auswertung von Infor-
mationen sowie zur Verfassung des Be-
richts.

Staatenberichte

Im Rahmen des Staatenberichtverfah-
rens bezog der Ausschuss zu den Berich-
ten der Staaten Aserbaidschan, USA, 
Bahrain, Frankreich, Philippinen und 
Russland Stellung, auf die im Folgenden 
eingegangen wird. Darüber hinaus be-
handelte der CERD die Berichte der 
Länder Argentinien, Benin, Brasilien, 
Nicaragua, Niger, Portugal, Simbabwe, 
Slowakei, Suriname und Tadschikistan.

In seiner 107. Tagung befasste sich 
der Ausschuss mit Aserbaidschan. Der 
CERD rief Aserbaidschan dazu auf, den 
Multikulturalismus im eigenen Land 
weiter zu fördern und rassistischer Dis-
kriminierung in der Region Bergkara-
bach Einhalt zu gebieten. In seinen Ab-
schließenden Bemerkungen ging der 
Ausschuss auf besorgniserregende Fälle 
von Hassrede und Hassgewalt ein. Er 
zeigte sich zudem über den Schutz der 
Meinungsfreiheit und die Situation na
tionaler Minderheiten besorgt, wie der 
Roma und der Gemeinden der Dom.

Der CERD stellte fest, dass die USA 
die Empfehlung des letzten Berichtszeit-
raums insbesondere in Bezug auf Grenz-
kontrollen, Migrationsrecht und die 
Schließung des Gefangenenlagers Gu-
antanamo nicht adäquat umgesetzt ha-
ben. In seinen Abschließenden Bemer-
kungen sprach der Ausschuss eine Reihe 
von Unzulänglichkeiten an: Diese bezo-
gen sich zum einen auf die nationale 
Umsetzung des ICERD als auch auf den 
Aufbau eines institutionellen Rahmens 
und nationalen Aktionsplans gegen Ras-
sismus. In vielen Lebensbereichen stell-
ten die Berichterstatter rassistische Dis-
kriminierungen fest. 

In der 108. Sitzung untersuchte der 
Ausschuss die Situation in Bahrain. In 
seinen Abschließenden Bemerkungen 
ging er unter anderem auf die Frage des 
Zugangs zur Justiz, der Verleihung der 
Staatsbürgerschaft sowie die Problema-
tik der Staatenlosigkeit ein. Besonderes 

Augenmerk legte er außerdem auf die 
Situation von Arbeiterinnen und Arbei-
tern mit Migrationshintergrund sowie 
von Hausangestellten.

Der Ausschuss zeigte sich über die 
Anzahl der Fälle in Frankreich von ex-
zessiver Polizeigewalt durch physischen 
und verbalen Missbrauch zutiefst be-
sorgt, insbesondere gegenüber Menschen 
afrikanischer oder arabischer Herkunft 
sowie Roma und geflüchteten Menschen. 
Der Ausschuss empfahl dem Vertrags-
staat unter anderem, unabhängige Un-
tersuchungen der Fälle anzustrengen, 
aber auch Menschenrechtstrainings für 
die Polizei anzubieten. Gleichzeitig solle 
es eine systematische Datensammlung in 
Bezug auf Fälle gemeldeter Polizeige-
walt geben und strafrechtliche Verfah-
ren gegen relevante Angehörige der Poli-
zei eingeleitet werden.

In seiner 109. Tagung bemerkte der 
Ausschuss kritisch, dass die Philippinen 
keinen disaggregierten Antidiskriminie-
rungsdaten führen. In Bezug auf die Anti-
diskriminierungsinfrastruktur empfahl 
der CERD ein umfängliches Antidiskri-
minierungsgesetz. Zur Situation von 
Menschenrechtsverteidigerinnen und 
-verteidiger zeigte sich der Ausschuss 
zutiefst besorgt, ebenso über Fälle von 
Verschwindenlassen, die Tötung von 
und permanente Gewaltanwendung ge-
gen Menschenrechtsaktivistinnen und 

-aktivisten und indigene Gemeinschaf-
ten sowie ethnoreligiöse oder ethnolin-
guistische Minderheiten.

Der Ausschuss bedauerte, dass Russ-
land sich weigerte, Fragen zum bewaff-
neten Konflikt auf der Krim zu beant-
worten. In Bezug auf den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine stellte 
der Ausschuss fest, dass die Anwend-
barkeit von internationalem humanitä-
ren Völkerrecht eine gleichzeitige An-
wendbarkeit von internationalen Men- 
schenrechtsnormen, wie dem ICERD, 
nicht ausschließe. Der Ausschuss zeigte 
sich über Berichte von extremer im 
Krieg begangener Gewalt und Hassre-
den gegenüber Ukrainerinnen und Uk-
rainern sowie Roma und anderer Min-
derheiten im staatseigenen Radio zu- 
tiefst besorgt. Auch Fälle von rassistisch 
motivierter Polizeigewalt insbesondere 
gegenüber vulnerablen Gruppen wie 
Menschen afrikanischer Herkunft, Roma, 
Frauen und LGBTIQA+ wurden mit Be-
sorgnis zur Kenntnis genommen.

Demonstrantinnen gegen Polizeigewalt und Rassismus in Paris am 23. September 2023. Auf dem 
Plakat steht: »Sagen Sie meiner Mutter nicht, dass ich bei der Polizei bin. Sie glaubt, ich sei ein 
Friedenswächter.   FOTO:  DENIS PREZAT
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Personalien

 Personalien

Welthandelsorganisation 
(WTO) und anderen inter- 
nationalen Organisationen 
in Genf und in den Jahren 
2017 bis 2020 Staatssekre-
tärin und stellvertretende 
Ministerin für multilaterale 
und bilaterale Zusammen-
arbeit im Ministerium für 
Auswärtige Angelegenhei-
ten und europäische 
Integration.

Am 6. Oktober 2023 
ernannte António Guterres 
Claver Gatete aus Ruanda 
zum Exekutivsekretär der 
Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für 
Afrika (ECA). Er folgte 
damit Vera Songwe aus 
Kamerun. Zuvor war Claver 
Gatete Ständiger Vertreter 
Ruandas bei den UN in New 
York. Der Wirtschaftswis-
senschaftler war in leitenden 
Regierungspositionen tätig, 
insbesondere in den Jahren 
2018 bis 2022 als Minister 
für Infrastruktur und in den 
Jahren 2013 bis 2018 als 
Minister für Finanzen und 
Wirtschaftsplanung.

Entwicklung

D ie Beratergruppe für 
lokale und regionale 
Gebietskörperschaf-

ten wurde am 6. Oktober 
2023 von UN-Generalse-
kretär António Guterres ins 
Leben gerufen. Die 20 Mit- 
glieder der Gruppe – Ange-
hörige lokaler und regiona-
ler Regierungen sowie 
führende Persönlichkeiten 
aus Indien, Kolumbien, 
Nigeria, Philippinen und 
Spanien – werden über 
einen Zeitraum von einem 
Jahr mit dem Generalsekre-
tär über die Dimensionen 
lokaler und regionaler 
Regierungen in den Aus-
tausch treten, die in den 
Vorbereitungsprozessen für 
den Zukunftsgipfel berück-
sichtigt werden sollen. Die 
Gruppe wird unter anderem 
Empfehlungen für eine 
globale UN-Strategie für 
das Engagement lokaler und 
regionaler Regierungen 
formulieren, um die Beiträ-
ge zur Umsetzung der 
Agenda 2030 für nachhalti-
ge Entwicklung (Agenda 
2030) und der Neuen 
Urbanen Agenda zu stärken. 
Das Programm der Verein-
ten Nationen für menschli-
che Siedlungen (UN-Habi-
tat) wird das Sekretariat der 
Gruppe unterstützen. 

Friedensicherung

Der Deutsche Volker 
Perthes wurde am 
13. Oktober 2023 von 

António Guterres zum 
Leiter der unabhängigen 
strategischen Überprüfung 
der Hilfsmission der 

Wissenschaft und Technolo-
gie an, der die UN beraten 
und darüber informieren 
soll, wie die Vorteile dieser 
Fortschritte genutzt und 
potenzielle Risiken einge-
dämmt werden können. 
Dem Beirat werden neben 
den leitenden Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaft-
lern aus dem UN-System, 
dem Beauftragten des 
Generalsekretärs für 
Technologie und dem 
Rektor der Universität der 
Vereinten Nationen (UNU) 
sieben herausragende 
Wissenschaftler angehören. 
Diese sind: Yoshua Bengio 
von der Université de 
Montréal, Kanada; Sandra 
Díaz von der Universidad 
Nacional de Córdoba, 
Argentinien; Saleemul Huq 
von der Independent 
University Bangladesch; 
Fei-Fei Li von der Stanford 
University Alan Lightman 
vom Massachusetts Institute 
of Technology; Thuli 
Madonsela von der Stellen-
bosch University sowie 
Thomas C. Südhof ebenfalls 
von der Stanford University.

Wirtschaft

António Guterres 
ernannte am 26. Juli 
2023 Tatiana Molcean 

aus der Republik Moldau 
zur nächsten Exekutivsekre-
tärin der Wirtschaftskom-
mission der Vereinten 
Nationen für Europa (ECE). 
Sie tritt die Nachfolge von 
Olga Algayerova aus der 
Slowakei an. Molcean war 
zuvor Ständige Vertreterin 
ihres Heimatlands bei den 
Vereinten Nationen, der 

Vereinten Nationen für Irak 
(UNAMI) ernannt. In den 
Jahren 2021 bis 2023 diente 
er als Sonderbeauftragter 
des Generalsekretärs und 
Leiter der Integrierten 
Übergangsunterstützungs-
mission der Vereinten 
Nationen in Sudan (UNI-
TAMS) (vgl. Personalien, 
VN 2/2021, S. 90). Im 
September dieses Jahres 
kündigte Perthes jedoch 
seinen Rücktritt an, nach-
dem er im Juni von der 
sudanesischen Regierung 
zur Persona non grata 
erklärt worden war. In den 
Jahren 2015 bis 2018 war 
der Politikwissenschaftler 
leitender Berater des Sonder-
gesandten des Generalsekre-
tärs für Syrien, davor in den 
Jahren 2005 bis 2020 
Geschäftsführer und Direk- 
tor der Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP) in Berlin. 

Forschung

Am 3. August kündigte 
UN-Generalsekretär 
António Guterres die 

Einsetzung eines neuen 
wissenschaftlichen Beirats 
für unabhängige Beratung 
über Durchbrüche in 

Zusammengestellt von  
Patrick Rosenow.

Claver Gatete   UN PHOTO: M. GARTEN

Tatiana Molcean   UN PHOTO: M. GARTEN
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Geschichte mit all ihren Wendungen 
muss aus den zeitgenössischen Umstän-
den heraus immer wieder neu erschlos-
sen werden, um zu einem facettenreichen 
Verstehen zu gelangen. Dafür liefert 
Torsten Konopka mit seiner Unter
suchung der deutschen Blauhelme in 
Afrika über die deutsche Beteiligung an 
Friedensmissionen der Vereinten Natio-
nen in den frühen 1990er Jahren ein 
Paradebeispiel. Schon längst hätte es 
einer solchen Studie bedurft.

Ergründen will Konopka für die Jah-
re 1988 bis 1993, warum sich die Bun-
desrepublik zunächst nicht und dann 
nur zögerlich an solchen UN-Einsätzen 
beteiligte. Dafür will er die damals maß-
geblichen politischen, bürokratischen 
und militärischen Abläufe offenlegen, 
um die einst für oder gegen eine deut-
sche Teilnahme an den jeweiligen UN-
Missionen sprechenden Gründe rekons-
truieren, analysieren und interpretieren 
zu können. Dazu bedient er sich eines 
aufwendigen Kniffs. Er untersucht näm-
lich nicht nur die Blauhelmeinsätze, bei 
denen ab dem Jahr 1989 eine deutsche 
Beteiligung mit Polizeikräften oder Sol-
datinnen und Soldaten erfolgte – Nami-
bia, Somalia, Westsahara und Ruanda –, 
sondern auch jene ohne deutsche Teil-
nahme: Angola, Mosambik und Libe-
ria. Damit besetzt er geschickt inhalt
liche Leerstellen, aus denen sich der 
Leserschaft erst ein schlüssiges Gesamt-
bild erschließt. Dabei stützt er sich un-
ter anderem auf zwei besonders wert-
volle Quellenbestände. Das sind einer- 
seits bundesdeutsche Ministerialakten – 
unter anderem des Auswärtigen Amtes –, 
die nun nach dem Ablauf der üblichen 
Schutzfrist von 30 Jahren zur Auswer-
tung bereitstehen. Andererseits ist es 
dem Autor gelungen, die Einschätzun-
gen von über 50 Zeitzeugen in seine Ar-
beit einzubeziehen.

Daniel Lange

Derlei Fleiß schlägt sich in den tief-
gründigen Länderstudien nieder. So 
auch zur UN-Mission in der ehemali-
gen deutschen Kolonie Namibia in den 
Jahren 1989/1990. Sie sollte dort freie 
Wahlen und den Abzug der südafri
kanischen Besatzung sicherstellen und 
Namibia den Weg in die Unabhängig-
keit ebnen. Zu Recht widmet sich Ko-
nopka dieser UN-Mission aufgrund ih-
res neuartigen Ansatzes – unter ande- 
rem besaß sie erstmals eine eigene Poli-
zei – ausführlich auf 70 Seiten. 

Bedauerlicherweise erfährt die Le-
serschaft hier aber lediglich am Rande, 
dass sich an jenem UN-Einsatz beide 
deutsche Staaten mit einer Polizeibeob-
achtereinheit beteiligten. Wie die Bun-
desrepublik Deutschland (BRD) ent-
warf auch die Deutsche Demokratische 
Republik (DDR) schon im Jahr 1978 
erste Pläne dazu. Teilweise waren bei-
de deutsche UN-Einheiten in Namibia 
auch zusammen im Einsatz. Auch weil 
die wahrlich historische Zeitenwende 
1989/90 in Deutschland und Namibia 
nahezu parallel ablief – just als die Ber-
liner Mauer fiel, fanden in Namibia 
erstmals freie Wahlen statt –, hätte die-
se einmalige deutsch-deutsche UN-Epi-
sode mehr Beachtung verdient. 

Da, so Konopka, die gesamte Pla-
nung der BRD zum UN-Einsatz in Na-
mibia »im Schatten der deutsch-deut-
schen Frage« stand, mutet seine Notiz, 
das dortige deutsch-deutsche Zusam-
mentreffen unter neutraler UN-Flagge 
sei nur eine Fußnote der Geschichte, zu 
lapidar an. Wer hierzu mehr wissen 
will, wird im vom Autor reichlich zu-
sammengestellten Literaturapparat fün-
dig. Ebenso hilfreich sind die zur Orien-
tierung im Band dankenswerterweise 
enthaltenden geografischen Karten der 
einzelnen untersuchten afrikanischen 
Einsatzländer.
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Dokumente

In der folgenden Übersicht sind die Resolutionen und Erklärungen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen mit 
einer kurzen Inhaltsangabe und den Abstimmungsergebnissen von September bis Oktober 2023 aufgeführt. Die 
Auflistung erfolgt chronologisch (das älteste Dokument zuerst). Alle Dokumente sind im Volltext über die  
Webseite des Deutschen Übersetzungsdienstes zu finden: www.un.org/Depts/german

Dokumente der Vereinten Nationen

Sicherheitsrat

Thema UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Haiti S/RES/2699(2023) 2.10.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, dass die Multinationale Sicherheits-
unterstützungsmission im Rahmen ihrer Möglichkeiten und in ihren 
Einsatzgebieten und in Abstimmung mit der Haitianischen 
Nationalpolizei ausnahmsweise dringliche zeitweilige Maßnahmen 
zur Verhinderung von Verlusten an Menschenleben ergreifen kann, 
die in ihrem Umfang begrenzt, zeitgebunden und verhältnismäßig 
sind, um die Haitianische Nationalpolizei dabei zu unterstützen, die 
grundlegende öffentliche Ordnung und Sicherheit zu wahren.

+13;
–0;
=2 (China, Russland)

S/RES/2700(2023) 19.10.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, die Sanktionsregime, das Reisever-
bot und Einfrieren von Vermögenswerten und das zielgerichtete 
Rüstungsembargo um ein Jahr zu verlängern. Er beschließt ferner, 
das festgelegte Mandat der Sachverständigengruppe um 13 Monate 
zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Kolumbien S/RES/2704(2023) 30.10.2023 Der Sicherheitsrat begrüßt die seit der Annahme des Endgültigen 
Abkommens zur Beendigung des Konflikts und zum Aufbau eines 
stabilen und dauerhaften Friedens erzielten Fortschritte auf dem 
Weg zu Frieden in ganz Kolumbien. Der Rat beschließt, das Mandat 
der Verifikationsmission der Vereinten Nationen in Kolumbien bis 
zum 31. Oktober 2024 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Libyen S/RES/2698(2023) 29.9.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, die erteilten Ermächtigungen zur 
Überprüfung von Wasserfahrzeugen, die der Schleusung von 
Migrantinnen und Migranten und des Menschenhandels auf See 
ausgehend von Libyen verdächtig sind, um zwölf Monaten zu 
verlängern.

+14;
–0;
=1 (Russland)

S/RES/2701(2023) 19.10.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, die mit Resolution 2146(2014) 
erteilten Genehmigungen und verhängten Maßnahmen zur 
Verhütung unerlaubter Ausfuhren von Erdöl, darunter Rohöl und 
Erdölfertigprodukte, bis zum 1. Februar 2025 und das Mandat der 
Sachverständigengruppe nach Resolution 1973(2011) bis zum  
15. Februar 2025 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

S/RES/2702(2023) 30.10.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Unterstützungsmission 
der Vereinten Nationen in Libyen (UNSMIL) bis zum 31. Oktober 
2024 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Ostafrikanisches 
Zwischenseen-
gebiet

S/PRST/2023/5 16.10.2023 Der Sicherheitsrat erklärt sich bereit, bis Ende 2023 einen Beschluss 
über die Zukunft der Stabilisierungsmission der Organisation der 
Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo 
(MONUSCO), ihren schrittweisen, verantwortungsbewussten und 
nachhaltigen Abzug und die konkreten und realistischen Schritte zu 
fassen, die vorrangig zur Abwicklung dieses Abzugs unternommen 
werden müssen.

Somalia S/RES/2705(2023) 31.10.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat und die Aufgaben der 
Hilfsmission der Vereinten Nationen in Somalia (UNSOM) bis zum 
31. Oktober 2024 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Westsahara S/RES/2703(2023) 30.10.2023 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten 
Nationen für das Referendum in Westsahara (MINURSO) bis zum  
31. Oktober 2024 zu verlängern.

+13;
–0;
=2 (Mosambik, Russland)

http://www.un.org/Depts/german
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